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Mitteilung des Senats
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Der Senat Uberreicht der Bremischen Birgerschaft (Land) den Entwurf der Neufassung der
Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) mit der Bitte, das Gesetz auf der nachsten Sit-
zung zu beschlieflen, um ein Inkrafttreten nach Verkiindung im Gesetzblatt der Freien Hanse-
stadt Bremen zum 1. Januar 2023 zu ermdglichen.

Die letzte umfangliche ,Vollnovelle* der Bremisch_en Landesbauordnung vom 4. September
2018 (Brem.GBI. S. 320) wurde zuletzt durch ein Anderungsgesetz vom 22. September 2020
(Brem.GBI. S. 963) punktuell angepasst.

Da zwischenzeitlich der Themenkomplex der ,Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfah-
rens” landerlbergreifend an Bedeutung gewonnen hat und nunmehr schrittweise zligig umge-
setzt werden soll, ist durch die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau entschieden worden, das Themenfeld ,Digitalisierung“ aus dem Gesamt-
paket der nachsten LBO-Novelle herauszuldsen und die erforderliche Anpassung des Rechts-
rahmens sowohl in der BremLBO als auch korrespondierend in der Bremischen
Bauvorlagenverordnung (BremBauVorlV) vorgezogen als ,isoliertes Anderungsgesetz* bereits
im Jahr 2022 vorzunehmen.

Die mit dieser Novelle vorgelegten Rechtsanderungen beschranken sich daher auf den un-
strittigen Themenschwerpunkt der

1. ,Digitalisierung der bauaufsichtlichen Verfahren®

Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Online-
zugangsgesetz — OZG) verpflichtet Bund und Lander bis Ende 2022 ihre Verwaltungs-
leistungen Uber Verwaltungsportale auch digital anzubieten, um die Verfahren zu
beschleunigen und anwenderfreundlicher zu gestalten. Die Bearbeitung der Themen-
felder des OZG erfolgt arbeitsteilig durch den Bund und ein federfihrendes Land. Die
Federfuhrung flr das Themenfeld Bauen & Wohnen und somit auch fur das digitale
Baugenehmigungsverfahren liegt beim Bundesministerium des Innern und fur Heimat
(BMI) sowie dem Land Mecklenburg-Vorpommern (MV). Dort wurde zwischenzeitlich
bereits ein Online-Dienst fur das digitale Baugenehmigungsverfahren (Vgl.
https://www.digitale-baugenehmigung.de) nach dem Prinzip "Einer fur Alle" — oder
kurz: "EfA" entwickelt, welcher nach landesrechtlicher Anpassung auch fiir das Land
Bremen tGbernommen werden soll, um Zeit und Ressourcen zu sparen. Die seit Sep-
tember 2021 im Hause der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwick-
lung und Wohnungsbau bestehende Projektgruppe zur ,Digitalisierung des
bauaufsichtlichen Verfahrens” arbeitet an der ganzheitlichen Umsetzung, welche aus
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den Themengebieten der finanziellen, rechtlichen, organisatorischen, fachlichen und
technischen Komponenten besteht. Mit den nunmehr vorgelegten Rechtsanderungen
soll ein wesentlicher Baustein im Hinblick auf die rechtliche Komponente umgesetzt
werden.

Um zukunftig sowohl die angestrebte elektronische Antragstellung durch die Bauherr-
oder Entwurfsverfasserschaft, als auch perspektivisch die Bearbeitung und die abschlie-
Rende Bescheidung durch die unteren Bauaufsichtsbehdrden zu ermoglichen, ist das
bisher in der BremLBO in diversen Vorschriften verankerte Schriftformerfordernis derge-
stalt abzulésen, dass bauaufsichtliche Bescheide zukuinftig im Regelfall elektronisch be-
antragt und auch beschieden werden sollen.

Dem Klimaschutz und der energetischen Versorgung dienenden Anpassungen

Ubernahme der Regelungen fiir eine Privilegierung von Photovoltaik auf Dachflachen
entsprechend der Anhérungsfassung zur MBO-Fortschreibung vom 17. Dezember
2021 in § 32 Absatz 5 Satz 2 BremLBO. Diese Regelung ist durch den ,Photovoltaik-
Erlass® vom 21. Marz 2022 bereits vorab fir anwendbar erklart worden.

Technische Anlagen zur gebdudebezogenen Warmeversorgung durch erneuerbare
Energien (z.B. Warmepumpen) sowie Geothermieanlagen sollen entsprechend § 6 Ab-
satz 8 Nummer 2 BremLBO abstandsprivilegiert und nach § 61 Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe b) BremLBO verfahrensfrei gestellt werden.

Erleichterungen bei verfahrensfreien Vorhaben

Um die Errichtung von Mobilfunkanlagen zu erleichtern, soll die Verfahrensfreiheit der
Masten in Anlehnung an die MBO entsprechend § 61 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe
a) BremLBO im Aufienbereich freistehend auf bis zu 15 m Héhe ausgedehnt werden.
Fur Masten auf Gebauden wird klargestellt, dass die unveranderte Héhe von 10 Metern

ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut gemessen wird.

EinfGhrung einer ,Nothilfevorschrift‘ in § 61 Absatz 6 BremLBO in Anlehnung an § 61
Absatz 5 BremLBO zur Verfahrensfreiheit von vorubergehenden Nutzungsanderungen
im Bestand

oder der Errichtung von temporaren baulichen Anlagen, soweit und solange die Mal}-
nahmen in einer Notsituation erforderlich sind flir Zwecke des Brandschutzes, des Ka-
tastrophenschutzes, des Bevoélkerungsschutzes, der Unfallhilfe, humanitarer Hilfe, der
medizinischen Versorgung oder die Unterbringung von hilfsbedurftigen Personen oder

des fiur diese Zwecke erforderlichen Personals.

Um eine mdglichst schnelle und unbirokratische Unterbringung Gefllichteter aus der
Ukraine zu ermdglichen, ist die Nothilfevorschrift mit Erlass vom 28. Marz 2022 eben-

falls vorab flr anwendbar erklart worden.

Weitere Erlauterungen und Einzelheiten kénnen der anliegenden Begriindung des Gesetzent-
wurfs enthommen werden.

Der Gesetzentwurf hat unmittelbar keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswir-
kungen. Im Rahmen der Ubernahme der von Mecklenburg-Vorpommern entwickelten ,Einer
fur alle-L6sung”“ (EfA) werden Mehrkosten sowohl vom Bund als auch vom Land Bremen so-
wie den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven bis Ende 2022 anteilig getragen. Die Fi-
nanzierung des Online-Dienstes ,Digitaler Bauantrag” zur Umsetzung des
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Onlinezugangsgesetzes ab 2023 wird durch das Land Bremen getragen. Dies ist durch den
Senat auf seiner Sitzung am 31. Mai 2022 beschlossen worden.

Um eine OZG-gerechte Umsetzung sicherzustellen, ist aus Zeitgriinden durch das Ressort

entschieden worden, auf das ansonsten Ubliche vorgeschaltete Anhérungsverfahren zu ver-
zichten. Dies ist vertretbar, da Uber den in der Stadtgesellschaft unstrittigen und bereits seit
langerem eingeforderten Themenschwerpunkt der Digitalisierung hinaus nur wenige andere
Vorschriften angepasst werden sollen, deren Anderung einvernehmlich abgestimmt werden
konnte und fir die Akteure keine Beschwer enthalten.

Der Gesetzentwurf stattdessen am 20. April 2022 allen Fachressorts, den Ortsamtern und
Beiraten, dem Verband der Prifingenieure, der Architekten- und Ingenieurkammer sowie
weiteren Tragern 6ffentlicher Belange zur Kenntnis gegeben worden und mit der Landesbe-
auftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit abgestimmt worden. Die rechtsférmliche
Prufung ist durch die Senatorin fur Justiz und Verfassung erfolgt.

Die staatliche Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat dem Gesetzentwurf zur
Neufassung der Bremischen Landesbauordnung am 1. September 2022 zugestimmt und um
Weiterleitung Gber den Senat an die Bremische Burgerschaft (L) gebeten.

Die Neufassung der Bremischen Landesauordnung (BremLBO) mit Anderungsbegriindung ist
als Anlage beigeflgt.

Beschlussempfehlung:

Die Bremische Burgerschaft wird um Beschlussfassung in der Oktobersit-
zung gebeten.

Anlage(n): )
1. ANLAGE_Landesbauordnung Andferung_mit Begriindung



Bremische Landesbauordnung

vom

Der Senat verkundet das nachstehende, von der Burgerschaft (Landtag) beschlossene
Gesetz:
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Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fir bauliche Anlagen und Bauprodukte. Es gilt auch fur
Grundstucke sowie fur andere Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz
oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fur

1. Anlagen des offentlichen Verkehrs, einschliel3lich Zubehor, Nebenanlagen und
Nebenbetrieben, ausgenommen Gebaude,

2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, ausgenommen Gebaude,

3. Leitungen, die der offentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat,
Warme, der offentlichen Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation
dienen,

Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen,

Krane und Krananlagen,

Messestande in Messe- und Ausstellungsgebauden,
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Regale und Regalanlagen in Gebauden, soweit sie nicht Teil der Gebaudekon-
struktion sind und keine ErschlieRungsfunktion haben.

§2
Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten her-
gestellte Anlagen; eine Verbindung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die An-
lage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt
beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt
ist, Uberwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind auch

1. Aufschattungen und Abgrabungen,

2. Lagerplatze, Abstellplatze und Ausstellungsplatze und Freisitze vor Gaststat-
tenbetrieben,

3. Sport- und Spielflachen,



Campingplatze, Wochenendplatze und Zeltplatze,
Freizeit- und Vergnugungsparks,

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze,
Geruste,

Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzustanden,
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Werbeanlagen (§ 10),
10. Automaten, die vom offentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind.

11. Regale im Freien, Regale, die Teil der Gebaudekonstruktion sind oder Er-
schlielungsfunktion haben.

Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige Anlagen und Einrichtungen im Sinne
des § 1 Absatz 1.

(2) Gebaude sind selbstandig benutzbare, Uberdeckte bauliche Anlagen, die von
Menschen betreten werden kdnnen und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz
von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) Gebaude werden in folgende Gebaudeklassen eingeteilt:
1. Gebaudeklasse 1:

a) freistehende Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei
Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 m? und

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebaude,
2. Gebaudeklasse 2:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei Nutzungseinhei-
ten von insgesamt nicht mehr als 400 m?,

3. Gebaudeklasse 3:
sonstige Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m,
4. Gebaudeklasse 4:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 13 m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht
mehr als 400 m?,

5. Gebaudeklasse 5:
sonstige Gebaude, einschliel3lich unterirdischer Gebaude.

Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mal} der Ful3bodenoberkante des hochstgelege-
nen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum maoglich ist, Uber der Gelandeoberfla-
che im Mittel. Die Grundflachen der Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes



sind die Bruttogrundflachen; bei der Berechnung der Bruttogrundflachen nach Satz 1
bleiben Flachen in Kellergeschossen aul3er Betracht.

Abweichend von der Hohenbestimmung nach Satz 2 ist ein Gebaude in die Ge-
baudeklasse 2 einzustufen, wenn

a) von der Hohe der FuRbodenoberkante des hochstgelegenen Aufenthalts-
raumes Uber der Stelle der Gelandeoberflache, von der ein Aufenthalts-
raum jeder Nutzungseinheit Uber die Rettungsgerate der Feuerwehr er-
reichbar ist, die Hohe des Gebaudes 7 Meter nicht Uberschreitet,

b) es in geschlossener Bauweise errichtet ist,
c) es sich um ein Wohngebaude im Sinne des Absatzes 5 handelt und

d) es aus nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr
als 400 m? bestenht.

Die Berufsfeuerwehr hat vor Einreichung des Bauantrages in Textform zu bestatigen,
dass hinsichtlich der Personenrettung bei Vorhaben nach Satz 4 keine Bedenken be-
stehen.

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Raume besonderer Art oder Nutzung, die ei-
nen der nachfolgenden Tatbestande erfillen:

1.

Hochhauser (Gebaude mit einer HOhe nach Absatz 3 Satz 2 von mehr als
22 m),

bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m,

Gebaude mit mehr als 1 600 m? Grundflache des Geschosses mit der grofiten
Ausdehnung, ausgenommen Wohngebaude und Garagen,

Verkaufsstatten, deren Verkaufsraume und Ladenstraf’en eine Grundflache
von insgesamt mehr als 800 m? haben,

Gebaude mit Raumen, die einer Blro- oder Verwaltungsnutzung dienen und
einzeln eine Grundflache von mehr als 400 m? haben,

Gebaude mit Raumen, die einzeln fir die Nutzung durch mehr als 100 Perso-
nen bestimmt sind,

Versammlungsstatten

a) mit Versammlungsraumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen
und Besucher fassen, wenn diese Versammlungsraume gemeinsame Ret-
tungswege haben,

b) im Freien mit Szenenflachen sowie Freisportanlagen jeweils mit Triblnen,
die keine Fliegenden Bauten sind und insgesamt mehr als 1 000 Besuche-
rinnen und Besucher fassen,

Schank- und Speisegaststatten mit mehr als 40 Gastplatzen in Gebauden oder
mehr als 1 000 Gastplatzen im Freien, Beherbergungsstatten mit mehr als
12 Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m? Grundflache,



9. Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von
Personen mit Pflegebedurftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahig-
keit eingeschrankt ist, wenn die Nutzungseinheiten

a) einzeln fur mehr als 6 Personen oder
b) fur Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind, oder
c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und fur insgesamt mehr als
12 Personen bestimmt sind,
10. Krankenhauser,

11. Wohnheime,

12. Tageseinrichtungen fur Kinder, Menschen mit Behinderungen und alte Men-
schen, sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen, ausgenom-
men Tageseinrichtungen einschliellich Tagespflege fur nicht mehr als zehn
Kinder,

13. Schulen, Hochschulen und ahnliche Einrichtungen,

14. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen flr den Malregelvollzug,
15. Camping- und Wochenendplatze,

16. Freizeit- und Vergnugungsparks,

17. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfihrungsgenehmigung bedurfen,
18. Regallager mit einer Oberkante Lagerguthéhe von mehr als 7,50 m,

19. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen
mit Explosions- oder erhéhter Brandgefahr verbunden ist,

20. Anlagen und Raume, die in den Nummern 1 bis 19 nicht aufgefuhrt und deren
Art oder Nutzung mit vergleichbaren Gefahren verbunden sind.

(5) Wohngebaude sind Gebaude, die Uberwiegend der Wohnnutzung dienen und
auller Wohnungen allenfalls Raume flr die Berufsausubung freiberuflich oder in ahn-
licher Art Tatiger sowie die zugehorigen Garagen und Nebenraume enthalten.

(6) Vollgeschosse sind Geschosse, die mit der Oberkante der Rohdecke im Mittel
mehr als 1,40 m Uber die StraRenhdhe oder im Mittel mehr als 2,00 m uber die Ge-
landeoberflache hinausragen (oberirdische Geschosse) und eine Héhe von mindes-
tens 2,30 m haben. Die beiden obersten Geschosse sind nur dann Vollgeschosse,
wenn sie diese Hohe Uber mehr als zwei Drittel des darunter liegenden Geschosses
haben. Die Hohe der Geschosse wird von Oberkante Rohdecke bis Oberkante Roh-
decke der daruber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflachen bis zur Unter-
kante Dachkonstruktion gemessen.

(7) Oberste Geschosse nach Absatz 6 Satz 2 sind Geschosse mit geneigten
Dachflachen (Dachgeschosse) und Geschosse, die gegenuber allen AuRenwanden



des jeweils darunter liegenden Geschosses um mindestens ein Drittel ihrer Wand-
hohe zurucktreten (Staffelgeschosse). Eine von Satz 1 abweichende Ausbildung ist
nach § 67 zuzulassen, wenn die Abweichung stadtebaulich und unter Wirdigung der
Belange der Nachbarn vertretbar ist; sie ist zulassig zur Einhaltung einer geschlosse-
nen Bauweise. Hohlrdume zwischen der obersten Decke und der Dachkonstruktion,
in denen Aufenthaltsraume nicht moglich sind, gelten nicht als Geschosse.

(8) Kellergeschosse sind Geschosse, deren rohbaufertige FuBbodenoberkanten
ganz oder teilweise mindestens 70 cm unter der Gelandeoberflache liegen.

(9) Gelandeoberflache ist die Hohe der natlrlichen Gelandeoberflache, soweit
nicht durch die Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder durch die Bauaufsichts-
behdrde eine andere Hohe bestimmt wird.

(10) StraRenhohe im Sinne dieses Gesetzes ist die Hohe der Strale an der
Grundstucksgrenze im Bereich der baulichen Anlage; bei geneigtem Gelande ist die
mittlere Hohe mal3gebend. Ist die Stral’e noch nicht hergestellt, wird die Stral3en-
hdhe durch die Bauaufsichtsbehdrde bestimmit.

(11) Aufenthaltsraume sind Raume, die zum nicht nur vorubergehenden Aufenthalt
von Menschen bestimmt oder geeignet sind.

(12) Feuerstatten sind in oder an Gebauden ortsfest benutzte Anlagen oder Ein-
richtungen, die dazu bestimmt sind, durch Verbrennung Warme zu erzeugen.

(13) Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen auf3erhalb
der offentlichen Verkehrsflachen dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebaudeteile
zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lagerraume
fur Kraftfahrzeuge sind keine Stellplatze oder Garagen.

(14) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie fur Menschen mit Behinderun-
gen in der allgemein Ublichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich
ohne fremde Hilfe zuganglich und nutzbar sind.

(15) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie Bausatze gemal} Artikel 2
Nummer 2 der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedin-
gungen fur die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtli-
nie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5; ABI. L 103 vom
12.4.2013, S. 10; ABI. L 92 vom 8.4.2015, S. 118), die zuletzt durch die Ver-
ordnung vom 21. Februar 2014 (ABI. L 159 vom 28.5.2015, S. 41) geandert
worden ist, die hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche Anlagen einge-
baut zu werden,

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie Bausatzen gemal} Artikel 2 Num-
mer 2 der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die her-
gestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu werden

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken kann.
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(16) Bauart ist das Zusammenfugen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder
Teilen von baulichen Anlagen.

§3
Allgemeine Anforderungen

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu halten, dass
die offentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit nicht
gefahrdet sowie die naturlichen Lebensgrundlagen geschont und keine unzumutba-
ren Belastigungen verursacht werden. Dabei soll auf die Belange von Menschen mit
Behinderung Rucksicht genommen werden und es sind die Grundanforderungen an
Bauwerke gemaf Anhang | der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 zu berucksichti-
gen. Dies gilt auch fiir die Beseitigung von Anlagen und bei der Anderung ihrer Nut-
zung.

Teil 2
Das Grundstick und seine Bebauung

§4
Bebauung der Grundstiicke mit baulichen Anlagen

(1) Gebaude durfen nur errichtet oder geandert werden, wenn das Grundstick in
angemessener Breite an einer befahrbaren offentlichen Verkehrsflache liegt oder
wenn das Grundstlck eine befahrbare, 6ffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer
befahrbaren offentlichen Verkehrsflache hat. Fir Wohngebaude der Gebaudeklas-
sen 1 und 2 sind nicht befahrbare Wohnwege von nicht mehr als 50 m Lange zulas-
sig. Einer offentlich-rechtlichen Sicherung der Zufahrt bedarf es nicht, wenn die Be-
nutzung durch Miteigentumsanteile, die im Bestandsverzeichnis des Grundbuchblatts
unter der Nummer des Baugrundstucks eingetragen sind, gesichert ist.

(2) Bauliche Anlagen auf mehreren Grundsticken sind nur zulassig, wenn o6ffent-
lich-rechtlich gesichert ist, dass dadurch keine Verhaltnisse eintreten konnen, die
Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. Dies
gilt bei bestehenden Gebauden nicht fur eine AuRenwand- und Dachdammung, die
Uber die Bauteilanforderungen der Energieeinsparverordnung flr bestehende Ge-
baude nicht hinausgeht. Satz 2 gilt entsprechend fur die mit der Warmedammung zu-
sammenhangenden notwendigen Anderungen von Bauteilen.

§5
Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

(1) Von offentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere flur die Feuerwehr ein ge-
radliniger Zu- oder Durchgang zu rickwartigen Gebauden zu schaffen; zu anderen
Gebauden ist er zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg dieser Gebaude uber
Rettungsgerate der Feuerwehr flihrt. Zu Gebauden, bei denen die Oberkante der
Brustung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m uber
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Gelande liegt, ist in den Fallen des Satzes 1 anstelle eines Zu- oder Durchgangs
eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. Ist fur die Personenrettung der Einsatz von
Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafur erforderlichen Aufstell- und Bewe-
gungsflachen vorzusehen. Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m
von einer offentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten
nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebauden gelegenen Grundstiucksteilen und
Bewegungsflachen herzustellen, wenn sie aus Griinden des Feuerwehreinsatzes er-
forderlich sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungsflachen mussen fur Feu-
erwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und tragfahig sein; sie sind als solche zu
kennzeichnen und standig frei zu halten; die Kennzeichnung von Zufahrten muss von
der offentlichen Verkehrsflache aus sichtbar sein. Fahrzeuge durfen auf den Flachen
nach Satz 1 nicht abgestellt werden.

§6
Abstandsflachen, Abstande

(1) Vor den AuRenwanden von Gebauden sind Abstandsflachen von oberirdischen
Gebauden frei zu halten. Satz 1 gilt entsprechend flr andere Anlagen, von denen
Wirkungen wie von Gebauden ausgehen, gegenuber Gebauden und Grundstucks-
grenzen. Eine Abstandsflache ist nicht erforderlich vor AuRenwanden, die an Grund-
stucksgrenzen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften an die
Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf.

(2) Abstandsflachen sowie Abstande nach § 30 Absatz 2 Nummer 1 und § 32 Ab-
satz 2 mussen auf dem Grundstiick selbst liegen. Sie durfen auch auf 6ffentlichen
Verkehrs-, Grun- und Wasserflachen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte. Abstands-
flachen sowie Abstande im Sinne des Satzes 1 durfen sich ganz oder teilweise auf
andere Grundstucke erstrecken, wenn o6ffentlich-rechtlich gesichert ist, dass sie nicht
Uberbaut werden; Abstandsflachen durfen auf die auf diesen Grundsttcken erforder-
lichen Abstandsflachen nicht angerechnet werden.

(3) Die Abstandsflachen durfen sich nicht iberdecken; dies gilt nicht fur
1. AuBenwande, die in einem Winkel von mehr als 75 Grad zueinander stehen,

2. AuBRenwande zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohngebau-
den der Gebaudeklassen 1 und 2,

3. Gebaude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandsflachen zulassig
sind.

(4) Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der Wandhohe; sie wird senk-
recht zur Wand gemessen. Wandhohe ist das Mal3 von der Gelandeoberflache bis
zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der
Wand. Die Hohe von Dachern mit einer Neigung von weniger als 70 Grad wird zu ei-
nem Drittel der Wandhdhe hinzugerechnet. Andernfalls wird die Hohe des Daches
voll hinzugerechnet. Die Satze 1 bis 4 gelten fur Dachaufbauten entsprechend. Das
sich ergebende Mal} ist H.
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(5) Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, mindestens 3 m. In Gewerbe- und
Industriegebieten genugt eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 m. Vor den Aul3enwan-
den von Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei oberir-
dischen Geschossen genugt als Tiefe der Abstandsflache 3 m. Nachbarschitzende
Wirkung kommt nur Dreiviertel der Tiefe der nach Satz 1 bis 3 erforderlichen Ab-
standsflache, mindestens jedoch einer Tiefe von 2,50 m zu. Zwingende Festsetzun-
gen einer stadtebaulichen Satzung, die abweichende Male der Abstandsflachentiefe
ergeben, haben den Vorrang. Eine von Satz 1 abweichende Abstandsflachentiefe
kann nach § 67 in innerstadtisch dicht bebauten Gebieten zugelassen werden, wenn
die Gebaudehodhe stadtebaulich vertretbar und mit den nachbarlichen Belangen ver-
einbar ist.

(6) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben aul3er Betracht
1. vor die AuRenwande vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachuberstande,

2. Aufschuttungen und nicht Uberdachte Terrassen, soweit sie nicht hoher als
1,00 m Uber der naturlichen Gelandeoberflache sind,

3. uberdachte Terrassen sowie untergeordnete eingeschossige Wintergarten, die
nicht zum dauernden Aufenthalt geeignet sind und nicht in offener Verbindung
zu einem Aufenthaltsraum stehen,

4. untergeordnete Vorbauten wie eingeschossige Erker und Balkone, die insge-
samt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Au3enwand in An-
spruch nehmen und nicht mehr als 1,50 m vor die jeweilige Auf3enwand vortre-
ten,

5. bei Gebauden an der Grundstlicksgrenze die Seitenwande von Vorbauten und
Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstucksgrenze errichtet wer-
den.

Von der gegenuberliegenden Nachbargrenze mussen Vorbauten nach den Num-
mern 3 und 4 mindestens 2,50 m entfernt bleiben.

(7) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben MaRnahmen zum Zwecke
der Energieeinsparung und Solaranlagen an bestehenden Gebauden unabhangig
davon, ob diese den Anforderungen der Absatze 2 bis 6 entsprechen, auller Be-
tracht, wenn sie

1. eine Starke von nicht mehr als 0,25 m aufweisen und
2. mindestens 2,50 m von der Nachbargrenze zurtckbleiben.
§ 67 Absatz 1 Satz 1 bleibt unberuhrt.

(8) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Abstandsflachen
sind, auch wenn sie nicht an die Grundstucksgrenze oder an das Gebaude angebaut
werden, zulassig

1. Garagen und Gebaude ohne Aufenthaltsraume und Feuerstatten mit einer
mittleren Wandhohe an der Grenze bis zu 3 m und einer Gesamtlange je
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Grundstucksgrenze von 9 m, wobei Dachuberstande und Gesimse von insge-
samt nicht mehr als 0,50 m unberucksichtigt bleiben; abweichend von Absatz 4
wird die Hohe von Giebelflachen lediglich zu einem Drittel der Wandhdhe hin-
zugerechnet und die Hohe von Dachern mit einer Neigung bis zu 45 Grad
bleibt unbericksichtigt,

2. gebaudeunabhangige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebaudebe-
zogenen Warmeversorgung durch erneuerbare Energien mit einer Hohe bis zu
3 m und einer Gesamtlange je Grundstucksgrenze von 9 m sowie Geothermie-
anlagen,

3. Stutzmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industriege-
bieten, aulRerhalb dieser Baugebiete mit einer Hohe bis zu 2 m.

Die Lange der die Abstandsflachentiefe gegenuber den Grundsticksgrenzen nicht
einhaltenden Bebauung nach Nummern 1 und 2 darf auf einem Grundstlck insge-
samt 18 m nicht Uberschreiten.

§7
Teilung von Grundstiicken

(1) Durch die Teilung eines Grundstiicks, das bebaut ist oder aufgrund einer Bau-
genehmigung oder einer Genehmigungsfreistellung nach § 62 bebaut werden darf,
durfen keine Verhaltnisse geschaffen werden, die Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. § 79 gilt entsprechend.

(2) Soll bei einer Teilung nach Absatz 1 von Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes abgewichen werden, ist § 67 entsprechend anzuwenden.

§8
Nicht Uberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielplatze

(1) Die Grundstucksflachen von Baugrundstticken, die nicht fur bauliche Anlagen
genutzt werden (Freiflachen), durfen nicht in einer die Wasserdurchlassigkeit wesent-
lich mindernden Weise befestigt werden. Sie dirfen nicht verunstaltet wirken und
auch ihre Umgebung nicht verunstalten. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit Be-
bauungsplane oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht Uberbauten Fla-
chen treffen.

(2) Die Grundstucksflachen, die zulassigerweise fur bauliche Anlagen, wie Stell-
platze, Zufahrten, Gehwege, Abstell- und Lagerplatze, bendtigt werden, dirfen nur
soweit befestigt werden, wie es flr deren Nutzung erforderlich ist, sofern nicht die
Belastung des Niederschlagswassers oder eine zu geringe Durchlassigkeit des Bo-
dens eine Versiegelung erfordert. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Bei Gebauden mit insgesamt mehr als drei Wohnungen mit jeweils mehr als
40 m? Wohnflache ist auf dem Baugrundstlck oder in unmittelbarer Nahe auf einem
anderen geeigneten Grundstuck, dessen dauerhafte Nutzung fur diesen Zweck 6f-
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fentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend grofRer Kinderspielplatz anzu-
legen und instand zu halten. Dies gilt nicht, wenn in unmittelbarer Nahe eine Gemein-
schaftsanlage geschaffen oder erweitert wird oder ein solcher Spielplatz wegen der
Art und der Lage der Wohnung nicht erforderlich ist. Die Gro3e der Kinderspielplatze
richtet sich nach der Art und Anzahl der Wohnungen auf dem Grundstuck.

(4) Kann der Kinderspielplatz nicht oder nur unter grol3en Schwierigkeiten herge-
stellt werden, so ist diese Verpflichtung durch die Zahlung eines Geldbetrages fur die
Errichtung, Gestaltung und Unterhaltung von Kinderspielmoglichkeiten an die zustan-
dige Gemeinde zu erflllen. Die Ablésung ist auch zulassig, wenn in unmittelbarer
Nahe eine offentliche Spielflache geschaffen wird oder vorhanden ist.

Teil 3
Bauliche Anlagen

Abschnitt 1
Gestaltung

§9
Gestaltung

Bauliche Anlagen mussen nach Form, Malistab, Verhaltnis der Baumassen und
Bauteile zueinander, Werkstoff und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstal-
tet wirken. Bauliche Anlagen dirfen das Stral3en-, Orts- und Landschaftsbild nicht
verunstalten.

§10
Anlagen der AuBenwerbung, Automaten

(1) Anlagen der AuRenwerbung (Werbeanlagen) sind alle ortsfesten Einrichtun-
gen, die der Ankundigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf
dienen und vom &ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Hierzu zahlen insbe-
sondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukasten sowie
fur Zettelanschlage und Bogenanschlage oder Lichtwerbung bestimmte Saulen, Ta-
feln und Flachen.

(2) Werbeanlagen durfen die der architektonischen Gliederung dienenden Bauteile
nicht berschneiden oder verdecken; von den Gebaudekanten mussen sie mindes-
tens 1,00 m entfernt sein. An Vorbauten, wie Erker oder Balkone, dirfen Werbeanla-
gen nicht nach vorn oder seitlich abstehend angebracht werden. Die storende Hau-
fung von Werbeanlagen ist unzulassig.

(3) AuRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sind Werbeanlagen un-
zulassig. Ausgenommen sind, soweit in anderen Vorschriften nichts anderes be-
stimmt ist,

1. Werbeanlagen an der Statte der Leistung,
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5.

einzelne Hinweiszeichen an Verkehrsstralten und Wegabzweigungen, die im
Interesse des Verkehrs auf aulerhalb der Ortsdurchfahrten liegende Betriebe
oder versteckt liegende Statten aufmerksam machen,

Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweis-
schilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer Tafel zusammengefasst
sind,

Werbeanlagen an und auf Flugplatzen, Sportanlagen und Versammlungsstat-
ten, soweit sie nicht in die freie Landschaft wirken,

Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegelanden.

(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten, reinen Wohngebieten und allgemei-
nen Wohngebieten sind nur zulassig:

1.

Werbeanlagen an der Statte der Leistung, in reinen Wohngebieten nur als Hin-
weisschilder und

Anlagen fur amtliche Mitteilungen und zur Unterrichtung der Bevolkerung uber
kirchliche, kulturelle, politische, sportliche oder ahnliche Veranstaltungen; die
jeweils freie Flache dieser Anlagen darf auch fur andere Werbung verwendet
werden.

Auf Verkehrsflachen offentlicher Stral3en sind auch andere Werbeanlagen zulassig,
soweit diese die Eigenart des Gebietes und das Ortsbild nicht beeintrachtigen.

(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten fur Automaten entsprechend.

(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf

1.

Anschlage und Lichtwerbung an dafur genehmigten Saulen, Tafeln und Fla-
chen,

Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen,
Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schaukasten,

Wahlwerbung fur die Dauer eines Wahlkampfs.
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Abschnitt 2
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfihrung

§ 11

Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemal errich-
tet, geandert oder beseitigt werden kdnnen und Gefahren oder vermeidbare Belasti-
gungen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen gefahrdet werden kdnnen, ist
die Gefahrenzone abzugrenzen oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit
erforderlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun abzugrenzen, mit Schutzvorrichtun-
gen gegen herabfallende Gegenstande zu versehen und zu beleuchten.

(3) Bei der Ausfuhrung nicht verfahrensfreier Bauvorhaben hat die Bauherrin oder
der Bauherr an der Baustelle ein Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens so-
wie die Namen und Anschriften der Bauherrin oder des Bauherrn, der Entwurfsver-
fasserin oder des Entwurfsverfassers, der Bauleiterin oder des Bauleiters und der
Unternehmerin oder des Unternehmers flr den Rohbau enthalten muss, dauerhaft
und von der o6ffentlichen Verkehrsflache aus sichtbar anzubringen.

(4) Baume, Straucher oder sonstige Landschaftsbestandteile, die aufgrund offent-
lich-rechtlicher Vorschriften zu erhalten sind, missen wahrend der Bauausflhrung
durch geeignete fachgerechte Vorkehrungen geschuitzt und bei Grundwasserabsen-
kung wahrend der Vegetationszeit ausreichend bewassert werden.

§12
Standsicherheit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen fur sich
allein standsicher sein. Die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Trag-
fahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstucke durfen nicht gefahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile fir mehrere bauliche Anlagen ist zu-
lassig, wenn offentlich-rechtlich gesichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei der
Beseitigung einer der baulichen Anlagen bestehen bleiben kénnen.

§13
Schutz gegen schadliche Einflusse

(1) Bauliche Anlagen missen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich
sein, dass durch chemische, physikalische oder biologische Einfliisse aus Wasser,
Boden und Luft, insbesondere aus Altlasten, Gefahren oder unzumutbare Belastigun-
gen nicht entstehen. Baugrundstlicke mussen nach ihrer Lage und Beschaffenheit
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fur bauliche Anlagen so geeignet sein, dass durch Einflisse im Sinne des Satzes 1
Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

(2) Bei Vorhaben, die eine Klarung der Eignung des Baugrundstticks im Sinne des
Absatzes 1 erfordern, ist die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser bei der
Erstellung des Entwurfs verpflichtet,

1. der fur den Bodenschutz zustandigen Stelle die zu diesem Zweck erforderli-
chen Angaben Uber das geplante Vorhaben zu Gbermitteln,

2. mit den Bauvorlagen Angaben zu machen

a) uber die Sondierungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Verhltung von
Schaden durch Kampfmittel und

b) ob es sich um die Errichtung, Anderung oder Nutzungséanderung einer
schutzbedurftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 handelt, die inner-
halb eines von der Immissionsschutzbehdrde im Amtsblatt der Freien Han-
sestadt Bremen bekanntgemachten Achtungsabstandes oder angemesse-
nen Sicherheitsabstandes im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes liegt.

§ 14
Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu hal-
ten, dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch
(Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von Menschen
und Tieren sowie wirksame Loscharbeiten moglich sind.

§ 15
Warme-, Schall-, Erschiitterungsschutz

(1) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhaltnissen ent-
sprechenden Warmeschutz haben.

(2) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben.
Gerausche, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-
grundstlicken ausgehen, sind so zu dammen, dass Gefahren oder unzumutbare Be-
lastigungen nicht entstehen.

(3) Erschitterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in bauli-

chen Anlagen oder auf Baugrundstucken ausgehen, sind so zu dammen, dass Ge-
fahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.
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§ 16
Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht Gberbauten Flachen
von bebauten Grundstlicken mussen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen Verkehrs darf durch bauliche
Anlagen oder deren Nutzung nicht gefahrdet werden.

§ 16a
Bauarten

(1) Bauarten durfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer Anwendung die bauli-
chen Anlagen bei ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck ent-
sprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes erflllen und fur ihren Anwendungszweck tauglich sind.

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 Num-
mer 2 oder Nummer 3 Buchstabe a wesentlich abweichen oder fur die es allgemein
anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, diirfen bei der Errichtung, Anderung und
Instandhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn fur sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut fir Bautech-
nik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauaufsichts-
behorde

erteilt worden ist. § 18 Absatz 2 bis 7 gelten entsprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung genugt ein allgemeines bau-
aufsichtliches Prufzeugnis fur Bauarten, wenn die Bauart nach allgemein anerkann-
ten Prufverfahren beurteilt werden kann. In der Verwaltungsvorschrift nach § 85 wer-
den diese Bauarten mit der Angabe der maligebenden technischen Regeln bekannt
gemacht. § 19 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 nicht zu erwarten sind, kann die oberste
Bauaufsichtsbehorde im Einzelfall oder fur genau begrenzte Falle allgemein festle-
gen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Bauarten bediirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Techni-
schen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, den allgemeinen Bauartgenehmigun-
gen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnissen fur Bauarten oder den vor-
habenbezogenen Bauartgenehmigungen; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abwei-
chung, die nicht wesentlich ist. § 21 Absatz 2 gilt fUr den Anwender der Bauart ent-
sprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in au3ergewohnlichem Mal3 von der Sach-
kunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit
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besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der Bauartgenehmigung oder durch
Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehorde vorgeschrieben werden, dass
die Anwenderin oder der Anwender Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen ver-
fugt und den Nachweis hieriber gegenuber einer Prifstelle nach § 24 Satz 1 Num-
mer 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverordnung kdnnen Mindestanforderungen an
die Ausbildung, die durch Prufung nachzuweisende Befahigung und die Ausbildungs-
statten einschlieBlich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(7) Fur Bauarten, die einer aul3ergewohnlichen Sorgfalt bei Ausfuhrung oder In-
standhaltung bedurfen, kann in der Bauartgenehmigung oder durch Rechtsverord-
nung der obersten Bauaufsichtsbehérde die Uberwachung dieser Tatigkeiten durch
eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden.

Abschnitt 3
Bauprodukte

§ 16b
Allgemeine Anforderungen fiir die Verwendung von Bauprodukten

(1) Bauprodukte durfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die
baulichen Anlagen bei ordnungsgemalier Instandhaltung wahrend einer dem Zweck
entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes erflllen und gebrauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens
vom 2. Mai 1992 Uber den Europaischen Wirtschaftsraum genannten technischen
Anforderungen entsprechen, durfen verwendet werden, wenn das geforderte Schutz-
niveau gemal § 3 gleichermallen dauerhaft erreicht wird.

§ 16¢c
Anforderungen fiir die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten

Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, darf verwendet werden, wenn
die erklarten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes fest-
gelegten Anforderungen fiur diese Verwendung entsprechen. Die §§ 17 bis 25 Ab-
satz 1 gelten nicht fir Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verord-
nung (EU) Nummer 305/2011 tragen.

§ 17
Verwendbarkeitsnachweise

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis nach den §§ 18 bis 20 ist flr ein Bauprodukt er-
forderlich, wenn

1. es keine Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel
der Technik gibt,
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2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung (§ 85 Absatz 2 Num-
mer 3) wesentlich abweicht oder

3. eine Verordnung nach § 84 Absatz 4a es vorsieht.
(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich fur ein Bauprodukt,
1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder

2. das fur die Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder auf Grund die-
ses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 85 enthalten eine nicht abschlie-
Rende Liste von Bauprodukten, die keines Verwendbarkeitsnachweises nach Absatz
1 bedurfen.

(4) Bei der Errichtung, Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen sollen
maoglichst umweltvertragliche Bauprodukte verwendet werden, unter Berucksichti-
gung ihrer Eigenschaften in den Phasen Herstellung, Nutzung und Entsorgung oder
Wiederverwendung.

§18
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut fir Bautechnik erteilt unter den Voraussetzungen des
§ 17 Absatz 1 eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung fur Bauprodukte, wenn
deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begrundung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufugen.
Soweit erforderlich, sind Probestlicke von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
zur Verfugung zu stellen oder durch Sachverstandige, die das Deutsche Institut fur
Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausfliihrungen unter Aufsicht
der Sachverstandigen herzustellen. § 69 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut flir Bautechnik kann fur die Durchfihrung der Prifung
die sachverstandige Stelle und fur Probeausfuhrungen die Ausfuhrungsstelle und
Ausflhrungszeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und fur eine be-
stimmte Frist erteilt, die in der Regel funf Jahre betragt. Die Zulassung kann mit Ne-
benbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf Antrag in Textform in der Regel um
funf Jahre verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Institut flir Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt 6ffentlich
bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Lander gel-
ten auch im Land Bremen.
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§ 19
Allgemeines bauaufsichtliches Prufzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten Prifverfahren beurteilt werden,
bedurfen anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemei-
nen bauaufsichtlichen Prufzeugnisses. Dies wird mit der Angabe der maligebenden
technischen Regeln in den Technischen Baubestimmungen nach § 85 bekanntge-
macht.

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prufzeugnis wird von einer Prufstelle nach
§ 24 Satz 1 Nummer 1 fUr Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwend-
barkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. § 18 Absatz 2 und 4 bis 7 gilt
entsprechend. Die Anerkennungsbehdorde flr Stellen nach § 24 Satz 1 Nummer 1,
§ 84 Absatz 4 Nummer 2 kann allgemeine bauaufsichtliche Prufzeugnisse zurick-
nehmen oder widerrufen; §§ 48 und 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes finden Anwendung.

§ 20
Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehoérde dirfen unter den Vorausset-
zungen des § 17 Absatz 1 im Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn ihre
Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. Wenn Gefahren im
Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehorde
im Einzelfall erklaren, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

§ 21
Ubereinstimmungsbestatigung

(1) Bauprodukte bediirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Tech-
nischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnissen oder den Zustim-
mungen im Einzelfall; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht we-
sentlich ist.

(2) Die Bestatigung der Ubereinstimmung erfolgt durch Ubereinstimmungserkla-
rung der Herstellerin oder des Herstellers nach § 22.

(3) Die Ubereinstimmungserklarung hat die Herstellerin oder der Hersteller durch
Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszeichen unter Hinweis
auf den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das Ubereinstimmungszeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzet-
tel oder auf seiner Verpackung oder, wenn dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem
Lieferschein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.
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(5) Ubereinstimmungszeichen aus anderen Landern und aus anderen Staaten gel-
ten auch im Land Bremen.

§ 22
Ubereinstimmungserklirung der Herstellerin oder des Herstellers

(1) Die Herstellerin oder der Hersteller darf eine Ubereinstimmungserklarung nur
abgeben, wenn sie oder er durch werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt
hat, dass das von ihr oder ihm hergestellte Bauprodukt den mafligebenden techni-
schen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bau-
aufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach § 85, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen oder
in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prifung der Bauprodukte durch eine
Prifstelle vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden, wenn
dies zur Sicherung einer ordnungsgemafen Herstellung erforderlich ist. In diesen
Fallen hat die Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu Gberprifen, ob es den malge-
benden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 85, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizie-
rung vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden, wenn dies
zum Nachweis einer ordnungsgemalien Herstellung eines Bauproduktes erforderlich
ist. Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann im Einzelfall die Verwendung von Baupro-
dukten ohne Zertifizierung gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese Baupro-
dukte den technischen Regeln, Zulassungen, Prifzeugnissen oder Zustimmungen
nach Absatz 1 entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bediirfen nur einer Uberein-
stimmungserklarung nach Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.

§ 23
Zertifizierung

(1) Der Herstellerin oder dem Hersteller ist ein Ubereinstimmungszertifikat von ei-
ner Zertifizierungsstelle nach § 24 zu erteilen, wenn das Bauprodukt

1. den Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, der allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnis
oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremduberwachung nach
Maligabe des Absatzes 2 unterliegt.

(2) Die Fremdiiberwachung ist von Uberwachungsstellen nach § 24 durchzufiih-
ren. Die Fremduberwachung hat regelmalfig zu Uberprifen, ob das Bauprodukt den
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Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtli-
chen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnis oder der Zustim-
mung im Einzelfall entspricht.

§ 24
Priif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Die oberste Bauaufsichtsbehorde kann eine naturliche oder juristische Person als

1. Prufstelle fir die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prifzeugnisse (§ 19
Absatz 2),

2. Prifstelle fir die Uberpriifung von Bauprodukten vor Bestatigung der Uberein-
stimmung (§ 22 Absatz 2),

3. Zertifizierungsstelle (§ 23 Absatz 1),
4. Uberwachungsstelle furr die Fremdiiberwachung (§ 23 Absatz 2),

5. Uberwachungsstelle fiir die Uberwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25 Ab-
satz 2 oder

6. Prifstelle fir die Uberpriifung nach § 16a Absatz 6 und 25 Absatz 1

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschaftigten nach ihrer Ausbildung, Fach-
kenntnis, persdnlichen Zuverlassigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die
Gewahr dafur bieten, dass diese Aufgaben den offentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie Uber die erforderlichen Vorrich-
tungen verfugen. Satz 1 ist entsprechend auf Beh6rden anzuwenden, wenn sie aus-
reichend mit geeigneten Fachkraften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtun-
gen ausgestattet sind. Die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwa-
chungsstellen anderer Lander gilt auch im Land Bremen.

§ 25
Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in aulergewohnlichem Malf3 von der
Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung
mit besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der obers-
ten Bauaufsichtsbehorde vorgeschrieben werden, dass die Herstellerin oder der Her-
steller Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen verfligt und den Nachweis hiertber
gegenuber einer Prufstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen hat. In der
Rechtsverordnung kénnen Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch Pri-
fung nachzuweisende Befahigung und die Ausbildungsstatten einschliel3lich der An-
erkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(2) Fur Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres beson-
deren Verwendungszwecks einer auldergewohnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport,
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Instandhaltung oder Reinigung bedirfen, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der obers-
ten Bauaufsichtsbehorde die Uberwachung dieser Tatigkeiten durch eine Uberwa-
chungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden, soweit diese Ta-
tigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU) Nummer 305/2011 erfasst sind.

Abschnitt 4
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wande, Decken, Dacher

§ 26

Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
von Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unterschie-
denin

1. nichtbrennbare,
2. schwerentflammbare,
3. normalentflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normalentflammbar sind (leichtentflammbare Bau-
stoffe), durfen nicht verwendet werden; dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit an-
deren Baustoffen nicht leichtentflammbar sind.

(2) Bauteile werden nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfahigkeit
unterschieden in

1. feuerbestandige,
2. hochfeuerhemmende,
3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bautei-
len auf deren Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschliel3enden Bauteilen auf
deren Widerstand gegen die Brandausbreitung. Bauteile werden zusatzlich nach
dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustof-
fen bestehen und die bei raumabschlieRenden Bauteilen zusatzlich eine in
Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen
bestehen und die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung
aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dammstoffe
aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,
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4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts ande-
res bestimmt ist, missen

1. Bauteile, die feuerbestandig sein mussen, mindestens den Anforderungen des
Satzes 2 Nummer 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein missen, mindestens den Anforderun-
gen des Satzes 2 Nummer 3

entsprechen.

Abweichend von Satz 3 sind andere Bauteile, die feuerbestandig oder hochfeuer-
hemmend sein mussen, aus brennbaren Baustoffen zulassig, sofern sie den Techni-
schen Baubestimmungen nach § 85 entsprechen. Satz 4 gilt nicht flr Wande nach

§ 30 Absatz 3 Satz 1 und Wande nach § 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1.

§ 27
Tragende Wande, Stitzen

(1) Tragende und aussteifende Wande und Stltzen missen im Brandfall ausrei-
chend lang standsicher sein. Sie mussen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn dartber noch Aufenthaltsraume mdég-
lich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberunhrt,

2. nicht fir Balkone, ausgenommen offene Gange, die als notwendige Flure die-
nen.

(2) Im Kellergeschoss mussen tragende und aussteifende Wande und Stutzen
1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,
2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend

sein.
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§ 28
AuBenwande

(1) AuRenwande und Aullenwandteile wie Bristungen und Schirzen sind so aus-
zubilden, dass eine Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang
begrenzt ist.

(2) Nichttragende AuRenwande und nichttragende Teile tragender AuRenwande
mussen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; sie sind aus brennbaren Baustof-
fen zulassig, wenn sie als raumabschliel}ende Bauteile feuerhemmend sind. Satz 1
gilt nicht fur

1. Tlren und Fenster,
2. Fugendichtungen und

3. brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der Aul3en-
wandkonstruktionen.

(3) Oberflachen von AuRenwanden sowie Aulienwandbekleidungen mussen ein-
schlieBlich der Dammstoffe und Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein; Unter-
konstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind zulassig, wenn die Anfor-
derungen nach Absatz 1 erflllt sind. Balkonbekleidungen, die Uber die erforderliche
Umwehrungshohe hinaus hochgefuhrt werden, und mehr als zwei Geschosse uber-
brickende Solaranlagen an Aullenwanden mussen schwerentflammbar sein. Bau-
stoffe, die schwerentflammbar sein mussen, in Bauteilen nach Satz 1 Halbsatz 1 und
Satz 2 durfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(4) Bei AuRenwandkonstruktionen mit geschossubergreifenden Hohl- oder Luftrau-
men wie hinterllfteten Aullenwandbekleidungen sind gegen die Brandausbreitung
besondere Vorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt fur Doppelfassaden entsprechend.

(5) Absatze 2, 3 und 4 Satz 1 gelten nicht fir Gebaude der Gebaudeklassen 1
bis 3; Absatz 4 Satz 2 gilt nicht fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2. Abwei-
chend von Absatz 3 sind hinterluftete AuRenwandbekleidungen, die den Technischen
Baubestimmungen nach § 85 entsprechen, mit Ausnahme der Dammstoffe, aus nor-
malentflammbaren Baustoffen zulassig.

§ 29
Trennwande

(1) Trennwande nach Absatz 2 miussen als raumabschlielfende Bauteile von Rau-
men oder Nutzungseinheiten innerhalb von Geschossen ausreichend lang wider-
standsfahig gegen die Brandausbreitung sein.

(2) Trennwande sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders
genutzten Raumen, ausgenommen notwendigen Fluren,
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2. zum Abschluss von Raumen mit Explosions- oder erhdhter Brandgefahr,

3. zwischen Aufenthaltsrdumen und anders genutzten Raumen im Kellerge-
schoss.

(3) Trennwande nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 mussen die Feuerwiderstandsfa-
higkeit der tragenden und aussteifenden Bauteile des Geschosses haben, jedoch
mindestens feuerhemmend sein. Trennwande nach Absatz 2 Nummer 2 mussen feu-
erbestandig sein.

(4) Die Trennwande nach Absatz 2 sind bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter
die Dachhaut zu fuhren; werden in Dachraumen Trennwande nur bis zur Rohdecke
gefuhrt, ist diese Decke als raumabschlieRendes Bauteil, einschliellich der sie tra-
genden und aussteifenden Bauteile, feuerhemmend herzustellen.

(5) Offnungen in Trennwanden nach Absatz 2 sind nur zuléssig, wenn sie auf die
fur die Nutzung erforderliche Zahl und Grdlie beschrankt sind; sie missen feuerhem-
mende, dicht- und selbstschlieRende Abschlisse haben.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
und 2.

§ 30
Brandwande

(1) Brandwande mussen als raumabschlieRende Bauteile zum Abschluss von Ge-
bauden (Gebaudeabschlusswand) oder zur Unterteilung von Gebauden in Brandab-
schnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere Ge-
baude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwande sind erforderlich

1. als Gebaudeabschlusswand, ausgenommen von Gebauden ohne Aufenthalts-
raume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m? Bruttorauminhalt, wenn
diese Abschlusswande an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 m ge-
genuber der Grundstiucksgrenze errichtet werden, es sei denn, dass ein Ab-
stand von mindestens 5 m zu bestehenden oder nach den baurechtlichen Vor-
schriften zulassigen kunftigen Gebauden o&ffentlich-rechtlich gesichert ist,

2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebaude in Abstanden
von nicht mehr als 40 m,

3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebaude in
Brandabschnitte von nicht mehr als 10 000 m® Bruttorauminhalt,

4. als Gebaudeabschlusswand zwischen Wohngebauden und angebauten land-
wirtschaftlich genutzten Gebauden sowie als innere Brandwand zwischen dem
Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines Gebaudes.
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(3) Brandwande mussen auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung
feuerbestandig sein und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von
Brandwanden sind in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3 zuldssig

1. fur Gebaude der Gebaudeklasse 4 Wande, die auch unter zusatzlicher mecha-
nischer Beanspruchung hochfeuerhemmend sind,

2. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wande,

3. flr Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswande, die je-
weils von innen nach aul3en die Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden und
aussteifenden Teile des Gebaudes, mindestens jedoch feuerhemmende Bau-
teile, und von aufen nach innen die Feuerwiderstandsfahigkeit feuerbestandi-
ger Bauteile haben.

In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 4 sind anstelle von Brandwanden feuerbe-
standige Wande zulassig, wenn der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutz-
ten Gebaudes oder Gebaudeteils nicht grofder als 2 000 m? ist.

(4) Brandwande mussen bis zur Bedachung durchgehen und in allen Geschossen
Ubereinander angeordnet sein. Abweichend davon durfen anstelle innerer Brand-
wande Wande geschossweise versetzt angeordnet werden, wenn

1. die Wande im Ubrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wanden stehen, feuerbestan-
dig sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und keine Offnungen ha-
ben,

3. die Bauteile, die diese Wande und Decken unterstutzen, feuerbestandig sind
und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

4. die Aullenwande in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder
unterhalb des Versatzes feuerbestandig sind und

5. Offnungen in den AuRenwanden im Bereich des Versatzes so angeordnet o-
der andere Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in an-
dere Brandabschnitte nicht zu befurchten ist.

(5) Brandwande sind 0,30 m Uber die Bedachung zu flihren oder in Hohe der
Dachhaut mit einer beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbestandigen Platte aus
nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlieRen; darlber durfen brennbare Teile des Da-
ches nicht hinweggefuhrt werden. Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 sind
Brandwande mindestens bis unter die Dachhaut zu fuhren. Verbleibende Hohlraume
sind vollstandig mit nichtbrennbaren Baustoffen auszufullen.

(6) MUssen Gebaude oder Gebaudeteile, die Uber Eck zusammenstol3en, durch
eine Brandwand getrennt werden, so muss der Abstand dieser Wand von der inne-
ren Ecke mindestens 5 m betragen; das gilt nicht, wenn der Winkel der inneren Ecke
mehr als 120 Grad betragt oder mindestens eine Au3enwand auf 5 m Lange als o6ff-
nungslose feuerbestandige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei Gebauden

29



der Gebaudeklassen 1 bis 4 als 6ffnungslose hochfeuerhemmende Wand ausgebil-
det ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen durfen Gber Brandwande nicht hinwegge-
fuhrt werden. Bei AuRenwandkonstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung be-
gunstigen kénnen, wie hinterllfteten AuRenwandbekleidungen oder Doppelfassaden,
sind gegen die Brandausbreitung im Bereich der Brandwande besondere Vorkehrun-
gen zu treffen. AuBenwandbekleidungen von Gebaudeabschlusswanden missen
einschliellich der Dammstoffe und Unterkonstruktionen nichtbrennbar sein. Bauteile
durfen in Brandwande nur soweit eingreifen, dass deren Feuerwiderstandsfahigkeit
nicht beeintrachtigt wird; fur Leitungen, Leitungsschlitze und Schornsteine gilt dies
entsprechend.

(8) Offnungen in Brandwénden sind unzuldssig. Sie sind in inneren Brandwanden
nur zulassig, wenn sie auf die flr die Nutzung erforderliche Zahl und GrofRe be-
schrankt sind; die Offnungen missen feuerbestandige, dicht- und selbstschlieRende
Abschlisse haben.

(9) In inneren Brandwanden sind feuerbestandige Verglasungen nur zulassig,
wenn sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und Grélke beschrankt sind.

(10) Absatz 2 Nummer 1 gilt nicht fur seitliche Wande von Vorbauten im Sinne des
§ 6 Absatz 6 Nummer 3 und 4, wenn sie von dem Nachbargebaude oder der Nach-
bargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen Ausladung entspricht, mindes-
tens jedoch 1 m betragt.

(11) Die Absatze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fur Wande, die nach Absatz 3
Satz 2 und 3 anstelle von Brandwanden zulassig sind.

§ 31
Decken

(1) Decken mussen als tragende und raumabschlielfende Bauteile zwischen Ge-
schossen im Brandfall ausreichend lang standsicher und widerstandsfahig gegen die
Brandausbreitung sein. Sie mussen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend

sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn dartber Aufenthaltsraume mdglich
sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberunhrt,

2. nicht fir Balkone, ausgenommen offene Gange, die als notwendige Flure die-
nen.
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(2) Im Kellergeschoss mussen Decken

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein. Decken mussen feuerbestandig sein

1. unter und Uber Raumen mit Explosions- oder erhéhter Brandgefahr, ausge-
nommen in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Ge-
baudes.

(3) Der Anschluss der Decken an die AuRenwand ist so herzustellen, dass er den
Anforderungen aus Absatz 1 Satz 1 genugt.

(4) Offnungen in Decken, fiir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben
ist, sind nur zulassig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m? in
nicht mehr als zwei Geschossen,

3. im Ubrigen, wenn sie auf die flr die Nutzung erforderliche Zahl und GréRe be-
schrankt sind und Abschllsse mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der Decke
haben.

§ 32
Dacher

(1) Bedachungen mussen gegen eine Brandbeanspruchung von auf3en durch
Flugfeuer und strahlende Warme ausreichend lang widerstandsfahig sein (harte Be-
dachung).

(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfullen, sind zulas-
sig bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3, wenn die Gebaude

1. einen Abstand von der Grundsticksgrenze von mindestens 12 m,

2. von Gebauden auf demselben Grundstlick mit harter Bedachung einen Ab-
stand von mindestens 15 m,

3. von Gebauden auf demselben Grundstlick mit Bedachungen, die die Anforde-
rungen nach Absatz 1 nicht erfullen, einen Abstand von mindestens 24 m,

4. von Gebauden auf demselben Grundstiick ohne Aufenthaltsraume und ohne

Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m?® Bruttorauminhalt einen Abstand von min-
destens 5 m
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einhalten. Soweit Gebaude nach Satz 1 Abstand halten mussen, genlgt bei Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 in den Fallen

1.
2.

3.

der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 m,
der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 m,

der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 m.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur

1.

Gebaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als
50 m?® Bruttorauminhailt,

lichtdurchlassige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare
Fugendichtungen und brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind
zulassig,

Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngebauden,
Eingangsltberdachungen und Vordacher aus nichtbrennbaren Baustoffen,

Eingangsuberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingange nur
zu Wohnungen flhren.

(4) Abweichend von den Absatzen 1 und 2 sind

1.

2.

lichtdurchlassige Teilflachen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach
Absatz 1 und

begriinte Bedachungen

zulassig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von aufien
durch Flugfeuer und strahlende Warme nicht zu befurchten ist oder Vorkehrungen
hiergegen getroffen werden.

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurchlassige Beda-
chungen, Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen sind so an-
zuordnen und herzustellen, dass Feuer nicht auf andere Gebaudeteile und Nachbar-
grundsticke ubertragen werden kann. Von Brandwanden und von Wanden, die an-
stelle von Brandwanden zulassig sind, missen

1.

mindestens 1,25 m entfernt sein

a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Beda-
chung, wenn diese Wande nicht mindestens 30 cm Uber die Bedachung
gefuhrt sind,

b) Photovoltaikanlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus brenn-
baren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wande gegen Brandubertra-
gung geschutzt sind,
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2. mindestens 0,50 m entfernt sein

a) Photovoltaikanlagen, deren AulRenseiten und Unterkonstruktion aus nichtbrenn-
baren Baustoffen bestehen und

b) Solarthermieanlagen.

(6) Dacher von traufseitig aneinandergebauten Gebauden mussen als raumab-
schlieende Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von innen nach aul3en, ein-
schlieBlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, feuerhemmend sein. Off-
nungen in diesen Dachflachen mussen waagerecht gemessen mindestens 2 m von
der Brandwand oder der Wand, die anstelle der Brandwand zulassig ist, entfernt
sein.

(7) Dacher von Anbauten, die an AuRenwande mit Offnungen oder ohne Feuerwi-
derstandsfahigkeit anschlieen, mussen innerhalb eines Abstands von 5 m von die-
sen Wanden als raumabschlieRende Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von in-
nen nach aulden, einschlie3lich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, die
Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudeteils haben, an den sie ange-
baut werden. Dies gilt nicht fur Anbauten an Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
bis 3.

(8) Dacher an Verkehrsflachen und uber Eingangen miussen Vorrichtungen zum
Schutz gegen das Herabfallen von Schnee und Eis haben, wenn dies die Verkehrssi-
cherheit erfordert.

(9) Fur vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind sicher benutzbare Vorrich-
tungen anzubringen.

Abschnitt 5
Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

§ 33

Erster und zweiter Rettungsweg

(1) FUr Nutzungseinheiten mit mindestens einem Aufenthaltsraum, wie Wohnun-
gen, Praxen, selbststandige Betriebsstatten, mussen in jedem Geschoss mindestens
zwei voneinander unabhangige Rettungswege ins Freie vorhanden sein; beide Ret-
tungswege durfen jedoch innerhalb des Geschosses Uber denselben notwendigen
Flur fGhren.

(2) Fur Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss
der erste Rettungsweg uUber eine notwendige Treppe fuhren. Der zweite Rettungs-
weg kann eine weitere notwendige Treppe oder eine mit Rettungsgeraten der Feuer-
wehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Bei Sonderbauten ist der zweite
Rettungsweg Uber Rettungsgerate der Feuerwehr nur zulassig, wenn keine Beden-
ken wegen der Personenrettung bestehen. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erfor-
derlich, wenn die Rettung Uber einen sicher erreichbaren Treppenraum maglich ist, in
den Feuer und Rauch nicht eindringen kénnen (Sicherheitstreppenraum).
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§ 34
Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und der benutzbare Dachraum
eines Gebaudes mussen Uber mindestens eine Treppe zuganglich sein (notwendige
Treppe). Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit flacher Neigung zulassig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen unzulas-
sig. In Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und Lei-
tern als Zugang zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsraum zulassig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschos-
sen zu fuhren; sie mussen mit den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden
sein. Dies gilt nicht flr Treppen

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.
(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen mussen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren
Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feu-
erhemmend

sein. Tragende Teile von AulRentreppen nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 fur
Gebaude der Gebaudeklassen 3 bis 5 missen aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenlaufe und Treppenabsatze notwendiger Trep-
pen muss fur den grofdten zu erwartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen mussen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Notwendige
Treppen mussen beiderseits Handlaufe haben; der zweite Handlauf darf sich in der
nutzbaren Breite befinden. Bei groRer nutzbarer Breite der Treppen sind Zwischen-
laufe vorzusehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfordert. Satz 2 gilt nicht in
Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 sowie innerhalb von Wohnungen.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tur beginnen, die in Richtung
der Treppe aufschlagt; zwischen Treppe und Tur ist ein ausreichender Treppenab-
satz anzuordnen.
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§ 35
Notwendige Treppenraume, Ausgange

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den
Geschossen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen (not-
wendiger Treppenraum). Notwendige Treppenraume mussen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausrei-
chend lang maglich ist. Notwendige Treppen sind ohne eigenen Treppenraum zulas-

sig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fur die Verbindung von hochstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nut-
zungseinheit von insgesamt nicht mehr als 200 m?, wenn in jedem Geschoss
ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,

3. als AulRentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall
nicht gefahrdet werden kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss
mindestens ein Ausgang in einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in hochs-
tens 35 m Entfernung erreichbar sein. Ubereinanderliegende Kellergeschosse miis-
sen jeweils mindestens zwei Ausgange in notwendige Treppenraume oder ins Freie
haben. Sind mehrere notwendige Treppenraume erforderlich, missen sie so verteilt
sein, dass sie moglichst entgegengesetzt liegen und dass die Rettungswege mog-
lichst kurz sind.

(3) Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmittelbaren Ausgang ins Freie
haben. Sofern der Ausgang eines notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar ins
Freie fuhrt, muss der Raum zwischen dem notwendigen Treppenraum und dem Aus-
gang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehdrigen Treppenlaufe,

2. Wande haben, die die Anforderungen an die Wande des Treppenraumes erfll-
len,

3. rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse zu notwendigen Fluren haben
und

4. ohne Offnungen zu anderen Raumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren,
sein.

(4) Die Wande notwendiger Treppenraume mussen als raumabschliellende Bau-
teile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 die Bauart von Brandwanden haben,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 auch unter zusatzlicher mechanischer Be-
anspruchung hochfeuerhemmend und
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3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhnemmend

sein. Dies ist nicht erforderlich fur Aullenwande von Treppenraumen, die aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen und durch andere an diese Aullenwande anschlie-
Rende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kdnnen. Der obere Ab-
schluss notwendiger Treppenrdaume muss als raumabschlieRendes Bauteil die Feu-
erwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudes haben; dies gilt nicht, wenn der
obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraumwande bis unter die Dachhaut
reichen.

(5) In notwendigen Treppenraumen und in Rdumen nach Absatz 3 Satz 2 missen

1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben,

3. Bodenbelage, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerent-
flammbaren Baustoffen bestehen.

(6) In notwendigen Treppenraumen missen Offnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachraumen, Werkstatten, Laden,
Lager und ahnlichen Rdumen sowie zu sonstigen Rdumen und Nutzungsein-
heiten mit einer Flache von mehr als 200 m?, ausgenommen Wohnungen, min-
destens feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlielfende Abschlusse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse,

3. zu sonstigen Raumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbst-
schlieRende Abschlisse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschlusse durfen lichtdurchlassige Seit-
enteile und Oberlichte enthalten, wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als
2,50 mist.

(7) Notwendige Treppenraume mussen zu beleuchten sein. Notwendige Treppen-
raume ohne Fenster mussen in Gebauden mit einer HOhe nach § 2 Absatz 3 Satz 2
von mehr als 13 m eine Sicherheitsbeleuchtung haben.

(8) Notwendige Treppenraume mussen beluftet und zur Unterstitzung wirksamer
Loscharbeiten entraucht werden konnen. Sie missen

1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie fuhrende Fenster mit
einem freien Querschnitt von mindestens 0,50 m? haben, die gedffnet werden
konnen, oder

2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Gebauden der Gebaudeklasse 5 an der
obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung erforderlich; in den Fallen des Sat-
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zes 2 Nummer 2 sind in Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5, soweit dies zur Er-
fullung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, besondere Vorkehrungen zu
treffen. Offnungen zur Rauchableitung nach Satz 2 und 3 missen in jedem Treppen-
raum einen freien Querschnitt von mindestens 1 m? und Vorrichtungen zum Offnen
ihrer Abschllsse haben, die vom Erdgeschoss sowie vom obersten Treppenabsatz
aus bedient werden konnen.

§ 36
Notwendige Flure, offene Gange

(1) Flure, Uber die Rettungswege aus Aufenthaltsrdumen oder aus Nutzungsein-
heiten mit Aufenthaltsraumen zu Ausgangen in notwendige Treppenraume oder ins
Freie fuhren (notwendige Flure), missen so angeordnet und ausgebildet sein, dass
die Nutzung im Brandfall ausreichend lang maoglich ist. Notwendige Flure sind nicht
erforderlich

1. in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. in sonstigen Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2, ausgenommen in Keller-
geschossen,

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m? und innerhalb von
Wohnungen,

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Buro- oder Verwaltungsnutzung
dienen, mit nicht mehr als 400 m?; das gilt auch fur Teile groRerer Nutzungs-
einheiten, wenn diese Teile nicht groRer als 400 m? sind, Trennwande nach
§ 29 Absatz 2 Nummer 1 haben und jeder Teil unabhangig von anderen Teilen
Rettungswege nach § 33 Absatz 1 hat.

(2) Notwendige Flure mussen so breit sein, dass sie fur den grof3ten zu erwarten-
den Verkehr ausreichen. In den Fluren ist eine Folge von weniger als drei Stufen un-
zulassig.

(3) Notwendige Flure sind durch nicht abschlieBbare, rauchdichte und selbst-
schlieBende Abschlisse in Rauchabschnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte sol-
len nicht langer als 30 m sein. Die Abschllsse sind bis an die Rohdecke zu flhren;
sie durfen bis an die Unterdecke der Flure gefuhrt werden, wenn die Unterdecke feu-
erhemmend ist. Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem Sicher-
heitstreppenraum fuhren, durfen nicht langer als 15 m sein. Die Satze 1 bis 4 gelten
nicht fir offene Gange nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure mussen als raumabschlieRende Bauteile feuer-
hemmend, in Kellergeschossen, deren tragende und aussteifende Bauteile feuerbe-
standig sein mussen, feuerbestandig sein. Die Wande sind bis an die Rohdecke zu
fuhren. Sie durfen bis an die Unterdecke der Flure gefuhrt werden, wenn die Unter-
decke feuerhemmend und ein demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer Raumab-
schluss sichergestellt ist. Tiren in diesen Wanden miissen dicht schlieBen; Offnun-
gen zu Lagerbereichen im Kellergeschoss mussen feuerhemmende, dicht- und
selbstschlieRende Abschlusse haben.
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(5) FUr Wande und Brustungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die
als offene Gange vor den Aullenwanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entspre-
chend. Fenster sind in diesen Aullenwanden ab einer Bristungshéhe von 0,90 m zu-
lassig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gangen nach Absatz 5 missen

1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dammstoffe aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben.

§ 37
Fenster, Tiiren, sonstige Offnungen

(1) Konnen die Fensterflachen nicht gefahrlos vom Erdboden, vom Innern des Ge-
baudes, von Loggien oder Balkonen aus gereinigt werden, so sind Vorrichtungen,
wie Aufzluge, Halterungen oder Stangen, anzubringen, die eine Reinigung von aulen
ermdglichen.

(2) Glasturen und andere Glasflachen, die bis zum FuRboden allgemein zugangli-
cher Verkehrsflachen herabreichen, sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht erkannt
werden konnen. Weitere Schutzmal3nahmen sind fur grol3ere Glasflachen vorzuse-
hen, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(3) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens eine Offnung ins Freie
haben, um eine Rauchableitung zu ermoglichen. Gemeinsame Kellerlichtschachte flr
Ubereinanderliegende Kellergeschosse sind unzulassig.

(4) Fenster, die als Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2 dienen, missen im
Lichten mindestens 0,90 m x 1,20 m grof3 und nicht hoher als 1,20 m Uber der Ful3-
bodenoberkante angeordnet sein. Liegen diese Fenster in Dachschragen oder Dach-
aufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Austritt von der Trauf-
kante horizontal gemessen nicht mehr als 1 m entfernt sein.

§ 38
Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren oder mit Brustungen zu
versehen:

1. Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an
mehr als 1 m tiefer liegende Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Um-
wehrung dem Zweck der Flachen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flachen, die im Allgemei-
nen zum Begehen bestimmt sind, wenn sie weniger als 0,50 m aus diesen Fla-
chen herausragen,
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3. Dacher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Men-
schen bestimmt sind,

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Déchern oder Dachteilen nach
Nummer 3, wenn sie nicht sicher abgedeckt sind,

5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Dachern oder Dachteilen
nach Nummer 3,

6. die freien Seiten von Treppenlaufen, Treppenabsatzen und Treppendffnungen
(Treppenaugen),

7. Kellerlichtschachte und Betriebsschachte, die an Verkehrsflachen liegen, wenn
sie nicht verkehrssicher abgedeckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kellerlichtschachte und Betriebsschachte sind in
Hohe der Verkehrsflache verkehrssicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen lie-
gende Abdeckungen mussen gegen unbefugtes Abheben gesichert sein. Fenster,
die unmittelbar an Treppen liegen und deren Brustungen unter der notwendigen Um-
wehrungshdhe liegen, sind zu sichern.

(3) Fensterbristungen von Flachen mit einer Absturzhdhe von 1 m bis zu 12 m
mussen mindestens 0,80 m, von Flachen mit mehr als 12 m Absturzhéhe mindestens
0,90 m hoch sein. Geringere Brustungshohen sind zulassig, wenn durch andere Vor-
richtungen, wie Gelander, die nach Absatz 4 vorgeschriebenen Mindesthdhen einge-
halten werden.

(4) Andere notwendige Umwehrungen mussen folgende Mindesthéhen haben:

1. Umwehrungen zur Sicherung von Offnungen in begehbaren Decken und Da-
chern sowie Umwehrungen von Flachen mit einer Absturzhéhe von 1 m bis zu
12m 0,90 m,

2. in Arbeitsstatten missen Umwehrungen nach Nummer 1 mindestens 1,00 m
hoch sein. Die Hohe der Umwehrungen darf bei Bristungen bis auf 0,80 m
verringert werden, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 m betragt
und durch die Tiefe der Brustung ein gleichwertiger Schutz gegen Absturz ge-
geben ist,

3. Umwehrungen von Flachen mit mehr als 12 m Absturzhohe 1,10 m.

(5) In, an und auf Gebauden, bei denen Ublicherweise mit der Anwesenheit von
Kindern gerechnet werden muss, sind Umwehrungen und Gelander so zu gestalten,
dass ein Uberklettern erschwert wird; der Abstand von Umwehrungs- und Gelénder-
teilen darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 m betragen. Bis zu einer Hohe von
0,50 m Uber der zu sichernden Flache durfen waagerechte Zwischenraume nicht gro-
Rer als 0,02 m sein.
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Abschnitt 6
Technische Gebaudeausriistung

§ 39
Aufzuge

(1) Aufziige im Innern von Gebauden mussen eigene Fahrschachte haben, um
eine Brandausbreitung in andere Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In ei-
nem Fahrschacht dirfen bis zu drei Aufzige liegen. Aufzliige ohne eigene Fahr-
schachte sind zulassig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhausern,
2. innerhalb von Raumen, die Geschosse Uberbrucken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen
durfen,

4. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2; sie mussen sicher umkleidet sein.
(2) Die Fahrschachtwande mussen als raumabschlieRende Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig und aus nichtbrennbaren
Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein; Fahrschachtwande aus brennbaren Baustoffen missen schachtseitig eine Be-
kleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben. Fahr-
schachttiiren und andere Offnungen in Fahrschachtwanden mit erforderlicher Feuer-
widerstandsfahigkeit sind so herzustellen, dass die Anforderungen nach Absatz 1
Satz 1 nicht beeintrachtigt werden.

(3) Fahrschachte miissen zu liften sein und eine Offnung zur Rauchableitung mit
einem freien Querschnitt von mindestens 2,5 v. H. der Fahrschachtgrundflache, min-
destens jedoch 0,10 m? haben. Diese Offnung darf einen Abschluss haben, der im
Brandfall selbsttatig 6ffnet und von mindestens einer geeigneten Stelle aus bedient
werden kann. Die Lage der Rauchaustrittsoffnungen muss so gewahlt werden, dass
der Rauchaustritt durch Windeinfluss nicht beeintrachtigt wird.

(4) Gebaude mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 10,25 m mus-
sen Aufzlige in ausreichender Zahl und Grof3e haben. Dabei sind Raume im obers-
ten Geschoss nicht zu berucksichtigen, die eine Nutzungseinheit mit Aufenthaltsrau-
men im darunter liegenden Geschoss bilden. Von diesen Aufziigen muss mindestens
ein Aufzug Kinderwagen, Rollstuhle, Krankentragen und Lasten aufnehmen und Hal-
testellen in allen Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von der 6ffentlichen Ver-
kehrsflache sowie allen Geschossen aus barrierefrei erreichbar und nutzbar sein.
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Haltestellen im obersten Geschoss sind nicht erforderlich, wenn sie nur unter beson-
deren Schwierigkeiten hergestellt werden konnen. Satz 1 gilt nicht beim nachtragli-
chen Ausbau oberster Geschosse nach § 2 Absatz 7 Satz 1 in den am 1. Januar
1996 bestehenden Gebauden.

(5) Alle Aufzliige, die barrierefrei erreichbar sind, missen unabhangig von einer
entsprechenden Verpflichtung nach Absatz 4 zur Aufnahme von Rollstihlen geeignet
sein.

(6) Aufzugsanlagen mussen weitergehenden Anforderungen nach den aufgrund
§ 34 Produktsicherheitsgesetzes erlassenen Vorschriften auch dann entsprechen,
wenn sie weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in ihrem
Gefahrenbereich keine Arbeitnehmer beschaftigt werden. Dies gilt auch flr die Vor-
schriften Uber die Priifung durch zugelassene Uberwachungsstellen.

§ 40
Leitungsanlagen, Installationsschachte und -kanale

(1) Leitungen durfen durch raumabschlieRende Bauteile, fur die eine Feuerwider-
standsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur hindurchgefuhrt werden, wenn eine Brand-
ausbreitung ausreichend lang nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen
getroffen sind; dies gilt nicht

1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m? in
nicht mehr als zwei Geschossen.

(2) In notwendigen Treppenraumen, in Raumen nach § 35 Absatz 3 Satz 2 und in
notwendigen Fluren sind Leitungsanlagen nur zulassig, wenn eine Nutzung als Ret-
tungsweg im Brandfall ausreichend lang mdglich ist.

(3) Fur Installationsschachte und -kanale gelten Absatz 1 sowie § 41 Absatz 2
Satz 1 und Absatz 3 entsprechend.

§ 41
Luftungsanlagen

(1) Ldftungsanlagen mussen betriebssicher und brandsicher sein; sie durfen den
ordnungsgemalien Betrieb von Feuerungsanlagen nicht beeintrachtigen.

(2) Luftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und Dammstoffe mussen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; brennbare Baustoffe sind zulassig, wenn ein
Beitrag der Luftungsleitung zur Brandentstehung und Brandweiterleitung nicht zu be-
furchten ist. LUftungsleitungen dirfen raumabschlieRende Bauteile, fur die eine Feu-
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erwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur Gberbriicken, wenn eine Brandaus-
breitung ausreichend lang nicht zu befurchten ist oder wenn Vorkehrungen hiergegen
getroffen sind.

(3) Luftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Geruche und Staub nicht in an-
dere Raume Ubertragen.

(4) Luftungsanlagen dirfen nicht in Abgasanlagen eingefuhrt werden; die gemein-
same Nutzung von Liftungsleitungen zur Liftung und zur Ableitung der Abgase von
Feuerstatten ist zulassig, wenn keine Bedenken wegen der Betriebssicherheit und
des Brandschutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu fuhren. Nicht zur Laftungsan-
lage gehorende Einrichtungen sind in Luftungsleitungen unzulassig.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht
1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m? in nicht mehr
als zwei Geschossen.

(6) Fur raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizungen gelten die Absatze 1
bis 5 entsprechend.

§ 42

Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung,
Brennstoffversorgung

(1) Feuerstatten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) missen betriebssicher
und brandsicher sein.

(2) Feuerstatten durfen in Raumen nur aufgestellt werden, wenn nach der Art der
Feuerstatte und nach Lage, GroRRe, baulicher Beschaffenheit und Nutzung der
Raume Gefahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstatten sind durch Abgasleitungen, Schornsteine und Verbin-
dungsstlcke (Abgasanlagen) so abzufuhren, dass keine Gefahren oder unzumutba-
ren Belastigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl und Lage und so
herzustellen, dass die Feuerstatten des Gebaudes ordnungsgemaf angeschlossen
werden konnen. Sie mussen leicht gereinigt werden konnen.

(4) Behalter und Rohrleitungen flr brennbare Gase und Flissigkeiten mussen be-
triebssicher und brandsicher sein. Diese Behalter sowie feste Brennstoffe sind so
aufzustellen oder zu lagern, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Belastigungen
entstehen.

(5) Fur die Aufstellung von ortsfesten Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwer-

ken, Brennstoffzellen und Verdichtern sowie die Ableitung ihrer Verbrennungsgase
gelten die Absatze 1 bis 3 entsprechend.
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§ 43
Sanitare Anlagen, Wasserzahler

(1) Jede Nutzungseinheit mit Aufenthaltsraumen ist mit zweckentsprechenden sa-
nitaren Anlagen auszustatten. Fur bauliche Anlagen, die fur einen gro3eren Perso-
nenkreis bestimmt sind, ist eine ausreichende Zahl von Toilettenrdumen herzustellen.
§ 48 Absatz 3 und § 50 Absatz 4 sowie die arbeitsstattenrechtlichen Anforderungen
an sanitare Anlagen bleiben unberthrt.

(2) Fensterlose Bader und Toiletten sind nur zulassig, wenn eine wirksame LUf-
tung gewabhrleistet ist.

(3) Jede Wohnung ist mit Einrichtungen zur Messung des Wasserverbrauchs aus-
zustatten. Bei der Anderung baulicher Anlagen sowie bei Nutzungsanderungen gilt
dies nur, wenn dadurch keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht werden.

§ 44
Kleinklaranlagen, Gruben

Kleinklaranlagen und Gruben missen wasserdicht und ausreichend grol sein. Sie
mussen eine dichte und sichere Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungsoff-
nungen haben. Diese Offnungen diirfen nur vom Freien aus zugénglich sein. Die An-
lagen sind so zu entluften, dass Gesundheitsschaden oder unzumutbare Belastigun-
gen nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanlagen mussen ge-
schlossen, dicht und, soweit erforderlich, zum Reinigen eingerichtet sein.

§ 45
Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe dlrfen innerhalb von Gebauden vortbergehend aufbewahrt wer-
den, in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die dafur bestimm-
ten Raume

1. Trennwande und Decken als raumabschlielende Bauteile mit der Feuerwider-
standsfahigkeit der tragenden Wande und

2. Offnungen vom Geb&udeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht-
und selbstschlieffenden Abschlissen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden kénnen und

4. eine standig wirksame Luftung haben.
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§ 46
Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht
eintreten oder zu schweren Folgen fuhren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitz-
schutzanlagen zu versehen.

Abschnitt 7
Nutzungsbedingte Anforderungen

§ 47
Aufenthaltsraume

(1) Aufenthaltsraume mussen eine lichte Raumhohe von mindestens 2,40 m ha-
ben. Bei Aufenthaltsraumen in Dachgeschossen und im Dachraum genugt eine lichte
Raumhohe von 2,30 m Uber mindestens der Halfte der Grundflache des Aufenthalts-
raumes; Raumteile mit einer lichten Hohe bis 1,50 m bleiben dabei auler Betracht.

(2) Aufenthaltsraume mussen ausreichend bellftet und mit Tageslicht belichtet
werden kdnnen. Sie missen Fenster mit einem Rohbaumal’ der Fensteréffnungen
von mindestens 1/8 der Nettogrundflache des Raumes, einschliel3lich der Netto-
grundflache verglaster Vorbauten, und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsraume, deren Nutzung eine Belichtung mit Tageslicht verbietet, so-
wie Verkaufsraume, Schank- und Speisegaststatten, arztliche Behandlungs-, Sport-,
Spiel-, Werk- und ahnliche Raume sind ohne Fenster zulassig, wenn dies durch be-
sondere MalRhahmen ausgeglichen wird.

§ 48
Wohnungen

(1) Jede Wohnung muss eine Kuche oder Kochnische haben. Fensterlose Kiuchen
oder Kochnischen sind zulassig, wenn eine wirksame Liftung gewahrleistet ist.

(2) In Wohngebauden mit mehr als zwei Wohnungen oder auf dem Baugrundstuck
sind in der Nahe des Hauseingangs barrierefrei erreichbare Abstellraume fur Kinder-
wagen, Fahrrader, und Mobilitatshilfen herzustellen. Jede Wohnung muss Uber einen
ausreichend grofRen Abstellraum verfigen.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette
haben.

(4) In Wohnungen mussen Schlafraume und Kinderzimmer sowie Flure, Uber die

Rettungswege von Aufenthaltsraumen fuhren, jeweils mindestens einen Rauchwarn-
melder haben. Die Rauchwarnmelder mussen so eingebaut oder angebracht und be-
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trieben werden, dass Brandrauch frihzeitig erkannt und gemeldet wird. Die Eigentu-
merinnen und Eigentumer vorhandener Wohnungen sind verpflichtet, jede Wohnung
bis zum 31. Dezember 2015 entsprechend auszustatten. Die Sicherstellung der Be-
triebsbereitschaft obliegt den unmittelbaren Besitzerinnen und Besitzern, es sei
denn, der die Eigentumerin oder der Eigentimer Gbernimmt diese Verpflichtung
selbst.

§ 49
Stellplatze und Fahrradabstellplatze, Mobilitatsmanagement

(1) Soweit Stellplatze sowie Fahrradabstellplatze aufgrund einer értlichen Bauvor-
schrift nach § 86 Absatz 1 Nummer 4 notwendig sind, sind diese auf dem Baugrund-
stlick oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstlck herzu-
stellen, dessen Benutzung fur diesen Zweck o6ffentlich-rechtlich gesichert wird; § 48
Absatz 2 bleibt unberlhrt. Alternativ oder erganzend sind Malinahmen eines vorha-
benbezogenen Mobilitatsmanagements zulassig.

(2) Die Gemeinde hat den Geldbetrag fur die Ablésung von Stellplatzen und Fahr-
radabstellplatzen zu verwenden fur

1. die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder
die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,

2. sonstige Malinahmen zur Entlastung der StralRen vom ruhenden Verkehr, ein-
schliel3lich investiver Mal3nahmen des oOffentlichen Personennahverkehrs und
eines kommunalen Mobilitdtsmanagements.

§ 50
Barrierefreies Bauen

(1) In Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen mussen die Wohnungen eines
Geschosses einschlielich eines mdglichen Freisitzes barrierefrei erreichbar und
nutzbar sein; ausgenommen sind Abstell-, Funktions- sowie mehrfach vorhandene
Sanitarraume. In Gebauden, die nach § 39 Absatz 4 Satz 1 Aufzige haben, missen
alle Wohnungen nach Satz 1 barrierefrei, aber nicht uneingeschrankt mit dem Roll-
stuhl nutzbar sein. In Gebauden mit mehr als acht Wohnungen muss mindestens
eine Wohnung und bei mehr als zwanzig Wohnungen mussen mindestens zwei Woh-
nungen von den Wohnungen nach Satz 1 oder 2 uneingeschrankt mit dem Rollstuhl
nutzbar sein. Die fur die Bedarfsermittlung zustandige Stelle der Gemeinde kann
durch Bekanntmachung im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen Teile des Ge-
meindegebietes von der Herstellungsverpflichtung nach Satz 3 fur die Dauer von
hdchstens einem Jahr ausnehmen. Sofern die Bekanntmachung nach Satz 4 nicht
erneuert wird, ist Satz 3 entsprechend auf das gesamte Gemeindegebiet anzuwen-
den. Die Verpflichtungen nach Satz 1 und 3 kénnen auch durch entsprechende Woh-
nungen in mehreren Geschossen erfullt werden. § 39 Absatz 4 bleibt unberuhrt.
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(2) Bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, mussen in den dem allgemei-
nen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Diese Anfor-
derungen gelten insbesondere fur

1. Einrichtungen des Kultur- und Bildungswesens,
2. Versammlungsstatten, Anlagen fur kirchliche und soziale Zwecke,

3. Sport- und Freizeitstatten, Spielplatze,

s

Krankenhauser, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Apotheken, Praxis-
raume,

Blro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude mit weniger als 500 m? Nutzflache,
Verkaufsstatten und Ladenpassagen, Messe- und Ausstellungsbauten,

Gast- und Beherbergungsstatten, Kantinen,

© N o o

Einrichtungen und Anlagen von Post-, Mobilitats- und Versorgungsdienstleis-
tern sowie Kreditinstituten,

9. Vergnugungsstatten,

10. Allgemein zugangliche Stellplatze und Garagen mit mehr als 1 000 m? Nutzfla-
che, Fahrradabstellanlagen und sanitare Anlagen.

Fur die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Raume und Anlagen genugt
es, wenn sie in dem erforderlichen Umfang barrierefrei sind.

(3) Buro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude ab 500 m? Nutzflache sowie bauli-
che Anlagen und andere Anlagen und Einrichtungen, die uberwiegend oder aus-
schliefdlich von Menschen mit Behinderungen, alten Menschen oder Personen mit
Kleinkindern genutzt oder betreten werden, wie

1. Tageseinrichtungen zur Betreuung und Pflege,

2. stationare Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und Pflege,

3. Schulen, Ausbildungs- und Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen,
mussen in allen der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Teile barrierefrei sein.

(4) Sanitarraume und notwendige Stellplatze flir Besucherinnen und Besucher so-
wie Benutzerinnen und Benutzer mussen bei Anlagen nach Absatz 2 und 3 in der er-
forderlichen Anzahl barrierefrei und entsprechend gekennzeichnet sein; § 51 bleibt
unberahrt. § 39 Absatz 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend, wenn die Anforderungen
nach Absatz 2 Satz 1 durch den Einbau eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs er-
fullt werden.
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(5) Von den Absatzen 1 bis 4 durfen Abweichungen gemaf § 67 nur zugelassen
werden, soweit die Anforderungen wegen

1. schwieriger Gelandeverhaltnisse,
2. ungunstiger vorhandener Bebauung,

3. Bezug auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder mobilitatsein-
geschrankten Personen,

4. atypischer Nutzung,
5. Anderungen oder Nutzungsénderungen im vorhandenen Bestand oder

6. bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht
erforderlichen Aufzugs

nur mit einem unverhaltnismafligen Mehraufwand erflllt werden kdnnen. Bei der Zu-
lassung von Abweichungen sind die Belange von Menschen mit Behinderungen, al-
ten Menschen und Personen mit Kleinkindern angemessen zu bertcksichtigen.

§ 51
Sonderbauten

An Sonderbauten konnen im Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen Anfor-
derungen nach § 3 Absatz 1 besondere Anforderungen gestellt werden. Erleichterun-
gen konnen gestattet werden, soweit es der Einhaltung von Vorschriften wegen der
besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Rdume oder wegen besonde-
rer Anforderungen nicht bedarf. Dasselbe gilt, wenn die besondere Art oder Nutzung
in besonderem Male Anlass oder Mdglichkeit zur Schonung der nattrlichen Lebens-
grundlagen bietet. Die Anforderungen und Erleichterungen nach den Satzen 1 bis 3
kodnnen sich insbesondere erstrecken auf

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstuck,

2. die Abstande von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem
Grundstuck und von o6ffentlichen Verkehrsflachen sowie auf die Grol3e der frei-
zuhaltenden Flachen der Grundstuicke,

3. die Offnungen nach 6ffentlichen Verkehrsflachen und nach angrenzenden
Grundstucken,

4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,

5. die Anlage von Grunstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen so-
wie die Begrinung oder Beseitigung von Halden und Gruben,

6. die Bauart und Anordnung aller fur die Stand- und Verkehrssicherheit, den
Brand-, Warme-, Schall- oder Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und
die Verwendung von Baustoffen,
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10.
11.
12.
13.

14.

15.

16.
17.

18.

19.

20.
21.

22.

23.

Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkehrungen,
die Loschwasserruckhaltung,

die Anordnung und Herstellung von Aufzliigen, Treppen, Treppenraumen, Flu-
ren, Ausgangen und sonstigen Rettungswegen,

die Beleuchtung und Energieversorgung,
die Luftung und Rauchableitung,
die Feuerungsanlagen und Heizraume,

die Wasserversorgung und Wasserversorgungsanlagen, einschliel3lich beson-
derer Einrichtungen oder Verfahren zur Verminderung des Wasserverbrauchs,

die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwassern und von festen Abfall- und
Wertstoffen sowie das Sammeln, Versickern und Verwenden von Nieder-
schlagswasser,

die Stellplatze und Garagen,
die barrierefreie Nutzbarkeit,

die zulassige Zahl der Benutzerinnen und Benutzer, Anordnung und Zahl der
zulassigen Sitz- und Stehplatze bei Versammlungsstatten, Tribunen und Flie-
genden Bauten,

die Zahl der Toiletten fur Besucherinnen und Besucher,

Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brand-
schutzkonzepts,

weitere zu erbringende Bescheinigungen,

die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und Fach-
bauleiterinnen und der Fachbauleiter,

den Betrieb und die Nutzung, einschlieRlich der Bestellung und der Qualifika-
tion einer oder eines Brandschutzbeauftragten,

Erst-, Wiederholungs- und Nachpriafungen und die Bescheinigungen, die hier-
Uber zu erbringen sind.

48



Teil 4
Die am Bau Beteiligten

§ 52
Grundpflichten

(1) Bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und der Beseitigung von An-
lagen sind die Bauherrin oder der Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises die
anderen am Bau Beteiligten dafur verantwortlich, dass die 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften eingehalten werden.

(2) Die Eigentumer sind dafur verantwortlich, dass Anlagen, Grundsticke und die
Nutzung dem o6ffentlichen Baurecht entsprechen und dementsprechend instand ge-
halten werden, dies gilt auch fir Gemeinschaftsanlagen. Erbbauberechtigte treten an
die Stelle der Eigentimer. Wer die tatsachliche Gewalt Uber eine Anlage oder ein
Grundstuck ausubt, ist neben der Eigentimerin oder dem Eigentimer oder der oder
dem Erbbauberechtigten verantwortlich und kann von den Bauaufsichtsbehorden
ebenfalls als verantwortliche Adressatin oder verantwortlicher Adressat in Anspruch
genommen werden.

§ 53
Bauherrin oder Bauherr

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwachung und Aus-
fuhrung eines nicht verfahrensfreien Bauvorhabens sowie der Beseitigung von Anla-
gen geeignete Beteiligte nach MalRgabe der §§ 54 bis 56 zu bestellen, soweit sie o-
der er nicht selbst zur Erfullung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften geeig-
net ist. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen auf3erdem die nach den o6ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage, Anzeigen und Nachweise. Sie o-
der er hat die zur Erflllung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses
Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bauproduk-
ten und den angewandten Bauarten bereitzuhalten. Werden Bauprodukte verwendet,
die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, ist
die Leistungserklarung bereitzuhalten. Die Bauherrin oder der Bauherr hat vor Bau-
beginn den Namen der Bauleiterin oder des Bauleiters und wahrend der Bauausfuh-
rung einen Wechsel dieser Person unverzlglich der Bauaufsichtsbehoérde in Text-
form mitzuteilen. Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, hat die neue Bauherrin
oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehorde unverziglich in Textform mitzu-
teilen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherr auf, so kann die
Bauaufsichtsbehorde verlangen, dass ihr gegenuber eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter bestellt wird, die oder der die der Bauherrin oder dem Bauherrn nach den offent-
lich-rechtlichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erfiillen hat. Im Ubrigen
findet § 18 Absatz 1 Satze 2 und 3 sowie Absatz 2 des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes mit der MaRgabe entsprechende Anwendung, dass eine Erklarung
in Textform ausreichend ist.
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§ 54
Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser muss nach Sachkunde
und Erfahrung zur Vorbereitung des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Sie o-
der er ist fur die Vollstandigkeit und Brauchbarkeit ihres oder seines Entwurfs verant-
wortlich. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser hat dafur zu sorgen,
dass die fur die Ausfihrung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen
und Anweisungen den offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf einzelnen Fachge-
bieten nicht die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so sind geeignete Fachpla-
nerinnen und Fachplaner heranzuziehen. Diese sind fur die von ihnen gefertigten Un-
terlagen, verantwortlich. Fur das ordnungsgemalie Ineinandergreifen aller Fachpla-
nungen bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser verantwortlich.

§ 55
Unternehmerin oder Unternehmer

(1) Jede Unternehmerin oder jeder Unternehmer ist fir die mit den 6ffentlich-recht-
lichen Anforderungen ubereinstimmende Ausfuhrung der von ihr oder ihm ubernom-
menen Arbeiten und insoweit fur die ordnungsgemafe Einrichtung und den sicheren
Betrieb der Baustelle verantwortlich. Sie oder er hat die zur Erfullung der Anforderun-
gen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und
Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und den angewandten Bauarten zu
erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. Bei Bauprodukten, die die CE-
Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, ist die Leis-
tungserklarung bereitzuhalten.

(2) Jede Unternehmerin oder jeder Unternehmer hat auf Verlangen der Bauauf-
sichtsbehorde flr Arbeiten, bei denen die Sicherheit der Anlage in aul3ergewohnli-
chem Malde von der besonderen Sachkenntnis und Erfahrung der Unternehmerin o-
der des Unternehmers oder von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonde-
ren Vorrichtungen abhangt, nachzuweisen, dass sie oder er fur diese Arbeiten geeig-
net ist und Uber die erforderlichen Vorrichtungen verfugt.

§ 56
Bauleiterin oder Bauleiter

(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dariber zu wachen, dass die Baumal}-
nahme entsprechend den 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen durchgeftihrt wird und
die dafur erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie oder er hat im Rahmen dieser
Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf
das gefahrlose Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternehmerinnen oder Unterneh-
mer zu achten. Die Verantwortlichkeit der Unternehmerinnen oder Unternehmer
bleibt unberihrt.
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(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss Uber die fur seine Aufgabe erforderli-
che Sachkunde und Erfahrung verfugen. Verfugt sie oder er auf einzelnen Teilgebie-
ten nicht Uber die erforderliche Sachkunde, so sind geeignete Fachbauleiterinnen o-
der Fachbauleiter heranzuziehen. Diese treten insoweit an die Stelle der Bauleiterin
des Bauleiters. Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat die Tatigkeit der Fachbauleite-
rinnen oder Fachbauleiter und ihre oder seine Tatigkeit aufeinander abzustimmen.

Teil 5
Bauaufsichtsbehorden, Verfahren

Abschnitt 1
Bauaufsichtsbehorden

§ 57
Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehorden

(1) Bauaufsichtsbehdrden sind:

1. als oberste Bauaufsichtsbehorde die fur das Bauordnungsrecht und die Bau-
technik zustandige Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwick-
lung und Wohnungsbau,

2. als untere Bauaufsichtsbehdrden die Stadtgemeinden Bremen und Bremer-
haven.

Fir den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer offentlich-rechtlicher Vorschriften fur
die Errichtung, Anderung, Nutzungsénderung und Beseitigung sowie die Nutzung
und die Instandhaltung von Anlagen ist die untere Bauaufsichtsbehorde zustandig,
soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde Ubt die Fachaufsicht Gber die unteren Bau-
aufsichtsbehorden sowie Uber die bevollmachtigten Bezirksschornsteinfegerinnen o-
der die bevollmachtigten Bezirksschornsteinfeger hinsichtlich der Aufgaben nach §
81 Absatz 2 Satz 3 aus. Befolgen diese innerhalb einer gesetzten Frist eine erteilte
Weisung nicht oder ist Gefahr im Verzuge, kann die oberste Bauaufsichtsbehdrde an
ihrer Stelle tatig werden.

(3) Die Bauaufsichtsbehorden sind zur Durchfuhrung ihrer Aufgaben ausreichend
mit geeigneten Fachkraften zu besetzen und mit den erforderlichen Vorrichtungen
auszustatten. Den Bauaufsichtsbehdrden missen insbesondere Beamtinnen und Be-
amte, die die Befahigung zum hoheren bautechnischen Verwaltungsdienst und die
erforderlichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestaltung und des 6ffentlichen
Baurechts haben, und Beamtinnen und Beamte, die die Befahigung zum Richteramt
oder zum hdéheren Verwaltungsdienst haben, angehdren. Die oberste Bauaufsichts-
behorde kann Ausnahmen gestatten.
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§ 58
Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehorden

(1) Die Aufgaben der Bauaufsichtsbehdrden sind Staatsaufgaben; sie werden von
den Gemeinden als Auftragsangelegenheit wahrgenommen.

(2) Die Bauaufsichtsbehdrden haben bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsén-
derung und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen dar-
Uber zu wachen, dass die 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden, so-
weit nicht andere Behorden zustandig sind. Sie konnen in Wahrnehmung dieser Auf-
gaben die erforderlichen Malinahmen treffen. Im Rahmen ihrer Zustandigkeit haben
sie die verantwortlichen Personen (§ 52) zu beraten.

(3) Bei bestandgeschitzten Anlagen kénnen Anforderungen gestellt werden, so-
weit dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren fur Leben und Gesundheit oder von
schweren Nachteilen fur die Allgemeinheit notwendig ist. Die Vorschriften der §§ 48
und 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberuhrt.

(4) Bei wesentlichen Anderungen rechtmaRig bestehender Anlagen kann gefordert
werden, dass auch die nicht unmittelbar berthrten Teile der Anlage mit diesem Ge-
setz oder mit den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in Einklang ge-
bracht werden, wenn die Teile der Anlage, die diesen Vorschriften nicht mehr ent-
sprechen, mit den zu andernden Teilen in einem konstruktiven oder funktionellen Zu-
sammenhang stehen und durch diese Forderung keine unzumutbaren Mehrkosten
entstehen.

(5) Bauaufsichtliche Genehmigungen und sonstige MaRnahmen gelten auch fur
und gegen Rechtsnachfolger.

(6) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sind berechtigt,
in Austbung ihres Amtes Grundstiicke und Anlagen, einschlie3lich der Wohnungen,
zu betreten. Die Absicht des Betretens soll unter Darlegung des Zwecks vorher mit-
geteilt werden; dies gilt nicht fir MalRnahmen der Bautuberwachung nach § 80. Woh-
nungen sowie Betriebsgrundstlicke und -raume aul3erhalb der Betriebszeit durfen nur
zur Abwehr dringender Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung betreten
werden. Die oder der Verfugungsberechtigte oder die Besitzerin oder der Besitzer hat
diese MalRnahmen zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschrankt.

(7) Bedienstete und Beauftragte der zustandigen Bauaufsichtsbehdrde sind im
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach Absatz 2 befugt zu verlangen, dass un-
entgeltlich Auskunfte erteilt und Unterlagen vorgelegt werden. Die oder der Aus-
kunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung sie oder ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehorigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz Gber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wurde.
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(8) Soweit Mallnahmen nach diesem Gesetz im Wege der Ersatzvornahme nach
§ 15 des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes ausgefuhrt werden, ruhen
die entstehenden Kosten als 6ffentliche Last auf dem betroffenen Grundstick.

Abschnitt 2
Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

§ 59
Grundsatz

(1) Die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und die Beseitigung von Anla-
gen bedurfen der Baugenehmigung, soweit in den §§ 60 bis 62 und 76 nichts ande-
res bestimmt ist. Die Bauaufsichtsbehdrde kann bei geringfugigen genehmigungsbe-
durftigen Vorhaben auf die Durchfuhrung eines Genehmigungsverfahrens verzichten.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach Absatz 1, den §§ 60 bis 62 und 76 sowie die
Beschrankung der bauaufsichtlichen Prifung nach §§ 63, 64 und § 66 Absatz 5 ent-
binden nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderungen, die durch 6f-
fentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt werden, und lassen die bauauf-
sichtlichen Eingriffsbefugnisse unberuhrt.

§ 60
Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Keiner Baugenehmigung, Abweichung, Genehmigungsfreistellung und Bauuber-
wachung nach diesem Gesetz bedurfen

1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen in oder an
oberirdischen Gewassern und Anlagen, die dem Ausbau, der Unterhaltung o-
der der Nutzung eines Gewassers dienen oder als solche gelten, ausgenom-
men Gebaude, die Sonderbauten sind,

2. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen fur die 6ffentli-
che Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser und fur die 6ffentliche
Verwertung oder Entsorgung von Abwassern, ausgenommen Gebaude, die
Sonderbauten sind,

3. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz einer Genehmi-
gung bedurfen,

4. Anlagen, die nach dem Produktsicherheitsrecht oder der Betriebssicherheits-
verordnung einer Genehmigung oder Erlaubnis bedurfen,

5. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung nach dem Atomgesetz bedurfen.

53



FUr Anlagen, bei denen ein anderes Gestattungsverfahren die Baugenehmigung o-
der die Abweichung einschlie3t oder die nach Satz 1 keiner Baugenehmigung bedur-
fen, nimmt die flr den Vollzug der entsprechenden Rechtsvorschriften zustandige
Behorde die Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehorde wahr.

§ 61

Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,
Vorhaben des Bundes

(1) Verfahrensfrei sind

1.

folgende Gebaude:

a)

b)

f)

g9)

eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebaude mit einer Bruttogrund-
flache bis zu 10 m?, auler im AuRRenbereich,

Garagen, einschliel3lich Uberdachter Stellplatze, die keine notwendigen
Stellplatze enthalten, mit einer mittleren Wandhéhe nach § 6 Absatz 8
Satz 1 Nummer 1 bis zu 3 m und einer Bruttogrundflache bis zu insgesamt
50 m? je Baugrundstlck, auRer im Aul3enbereich,

Gebaude ohne Feuerungsanlagen mit einer traufseitigen Wandhohe bis zu
5 m, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35
Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches dienen,
héchstens 100 m? Bruttogrundflache haben und nur zur Unterbringung von
Sachen oder zum vorubergehenden Schutz von Tieren bestimmt sind,

Gewachshauser mit einer Firsthohe bis zu 5 m, die einem landwirtschaftli-
chen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201
des Baugesetzbuches dienen und héchstens 100 m? Bruttogrundflache ha-
ben,

Fahrgastunterstande, die dem 6ffentlichen Personenverkehr oder der
Schulerbeforderung dienen,

Schutzhitten fur Wandernde, die allen zuganglich sind und keine Aufent-
haltsraume haben,

der Ausbau von Raumen zu Wohnzwecken in fertiggestellten Wohngebau-
den, wenn auch nach erfolgtem Ausbau die Gebaudeklasse 2 nicht Uber-
schritten wird,

vor die AuRenwand eines Gebaudes vortretende eingeschossige Gebau-
deteile ohne Feuerstatten, auler im Geltungsbereich ortlicher Bauvor-
schriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1:

aa) Eingangsvorbauten (Windfange, Eingangsuberdachungen) bis zu
1,50 m Tiefe und 2,00 m Breite, die, soweit sie auf Vorgartengrund
hergestellt werden, nicht tiefer als 1/3 der Vorgartentiefe und nicht
breiter als 1/3 der Gebaudebreite sind,
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)

bb) Terrassen einschlieBlich moglicher Uberdachungen sowie liberwie-
gend verglaste, nur zum vorubergehenden Aufenthalt bestimmte Vor-
bauten (Veranden, Wintergarten) bis zu einer Grundflache von 30 m?
und einer Tiefe bis 3,50 m,

Balkonverglasungen sowie Balkonliberdachungen bis zu einer Tiefe von
3 m, aulRer im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Ab-
satz 1 Nummer 1,

Wochenendhauser bis 40 m? Grundflache und 4 m Firsthohe in festgesetz-
ten Wochenendhausgebieten,

Gartenlauben und bis zu 6 m? gro3e Nebengebaude in Dauerkleingarten
oder Kleingarten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes, soweit sie ins-
gesamt

aa) unter Anrechnung des Uberdachten Freisitzes das zulassige Mal}
von 24 m? Grundflache nicht Uberschreiten,

bb) gegenlber den Grenzen benachbarter Parzellen eine Abstandsfla-
che mit einer Tiefe von mindestens 2,50 m einhalten,

cc) eine maximale Firsthdhe von 3,50 m und eine Traufhdhe von 2,50 m
nicht Uberschreiten und

dd) ohne Unterkellerung errichtet werden;

2. Anlagen der technischen Gebaudeausrustung ausgenommen freistehende Ab-
gasanlagen mit einer Hohe von mehr als 10 m;

3.

4.

folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien auler im Geltungsbe-
reich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,

a)

b)

Solaranlagen in, an und auf Dach- und Aullenwandflachen ausgenommen
bei Hochhausern sowie die damit verbundene Anderung der Nutzung oder
der aulReren Gestalt des Gebaudes,

gebaudeunabhangige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebaude-
bezogenen Warmeversorgung mit einer Hohe bis zu 3 m und einer Ge-
samtlange bis zu 9 m sowie Geothermieanlagen,

Windenergieanlagen bis zu 10 m HOhe gemessen von der Gelandeoberfla-
che bis zum hochsten Punkt der vom Rotor bestrichenen Flache und ei-
nem Rotordurchmesser bis zu drei Metern in Gewerbe- und Industriegebie-
ten sowie im AulRenbereich, wenn sie einem nach § 35 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuches zulassigen Vorhaben dienen;

folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:

a)
b)

Brunnen,

Anlagen, die der Telekommunikation, der &ffentlichen Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Ol oder Warme dienen, mit einer Hohe bis zu 5 m und ei-
ner Bruttogrundflache bis zu 10 m?,
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c) Anlagen der Abfallentsorgung, die den im Rahmen des Absatzes 1 an-
sonsten zulassigen baulichen Umfang nicht Uberschreiten;

. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektor-
schalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschlie3lich der Masten mit
einer Hohe bis zu 10 m, auf Gebauden gemessen ab dem Schnittpunkt der
Anlage mit der Dachhaut, im AufRenbereich frei stehend bis zu 15 m, und
zugehdriger Versorgungseinheiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m?
sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage er-
richtet werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der 4u-
Reren Gestalt der Anlage,

b) Masten und Unterstutzungen fur Fernsprechleitungen, fur Leitungen zur
Versorgung mit Elektrizitat, fur Seilbahnen und fur Leitungen sonstiger Ver-
kehrsmittel, fur Sirenen und fur Fahnen, soweit sie nicht der Werbung die-
nen,

c) Masten, die aus Grunden des Brauchtums errichtet werden,
d) Flutlichtmasten mit einer Hohe bis zu 10 m;

. folgende Behalter:

a) ortsfeste Behalter fur Fllssiggas mit einem Fassungsvermogen von weni-
ger als 3 t, fur nicht verflissigte Gase mit einem Bruttorauminhalt bis zu 6
m3,

b) ortsfeste Behalter fur brennbare oder wassergefahrdende Flussigkeiten mit
einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m?,

c) ortsfeste Behalter sonstiger Art mit einem Bruttorauminhalt bis zu 50 m?
und einer HOhe bis zu 3 m,

d) Garfutterbehalter mit einer Hohe bis zu 6 m und Schnitzelgruben,
e) Fahrsilos, Kompost- und ahnliche Anlagen,
f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m?3;

. folgende Mauern und Einfriedungen:

a) Mauern, einschlief3lich Stutzmauern, und Einfriedungen mit einer Hohe bis
zu 2 m, aulRer im AufRenbereich und im Geltungsbereich ortlicher Bauvor-
schriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,

b) offene, sockellose Einfriedungen fur Grundstlcke, die einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2
und § 201 des Baugesetzbuches dienen;

private Verkehrsanlagen, einschlieRlich Brucken und Durchlassen, mit einer
lichten Weite bis zu 5 m und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu
3 m;

. Aufschittungen und Abgrabungen mit einer Héhe oder Tiefe bis zu 2 m und

einer Grundflache bis zu 50 m?, im AulRenbereich bis zu 300 m?;
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10. folgende Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung:

a)
b)

c)

Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m?, einschlieBlich da-
zugehdriger luftgetragener Uberdachungen, aulRer im Aul3enbereich,

Sprungschanzen sowie Sprungtirme und Rutschbahnen in genehmigten
Badern mit einer Hohe bis zu 10 m,

Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuer-
spiel-, Bolz- und Sportplatzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehr-
pfaden dienen, ausgenommen Gebaude und Tribunen,

Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, auf ge-
nehmigten Camping-, Zelt- und Wochenendplatzen,

Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckent-
sprechenden Einrichtung von Garten dienen, ausgenommen Gebaude und
Einfriedungen;

11. folgende tragende und nichttragende Bauteile:

nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,

die Anderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

Fenster und Turen sowie die dafiir bestimmten Offnungen, aufer im Gel-
tungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,

AuBenwandbekleidungen einschliel3lich MalRnahmen der Warmedam-
mung, ausgenommen bei Hochhausern, Verblendungen und Verputz bauli-
cher Anlagen, auf3er im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach §
86 Absatz 1 Nummer 1,

Bedachung von fertiggestellten Wohngebauden, einschliel3lich der Dach-
konstruktion ohne Anderung der bisherigen Abmessungen mit Ausnahme
von Mallhahmen der Warmedammung, sowie Dachflachenfenster, auler
bei Hochhausern und nicht im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften
nach § 86 Absatz 1 Nummer 1;

12. folgende Werbeanlagen:

a)

b)

Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1 m?, auf3er im Geltungsbe-
reich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,

Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstationen von Post- und Pa-
ketdienstleistern, auflder im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach
§ 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,

Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur vorubergehend fur
hdchstens zwei Monate angebracht werden, auler im Aul3enbereich,

Schilder, die Inhaberin oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kenn-
zeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer einzi-
gen Tafel zusammengefasst sind,
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13.

14.

15.

Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie-
und vergleichbaren Sondergebieten an der Statte der Leistung mit einer
Hohe bis zu 10 m,

Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bisherigen Abmessungen
unverandert ersetzen, auler im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften
nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,

vorubergehende Werbeanlagen auf Baustellen,

Werbeanlagen, die baulicher Bestandteil von Fahrgastunterstanden nach
Nummer 1 Buchstabe e sind

Servicesaulen und Hinweistafeln fur Mobilitatsdienstleistungen;

sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet
werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der aulderen Ge-
stalt der Anlage;

folgende vorubergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:

f)

Baustelleneinrichtungen, einschlie3lich der Lagerhallen, Schutzhallen und
Unterklnfte,

GeruUste, die der Regelausflihrung entsprechen und eingeschossige Trag-
geruste bis zu einer Gerusthohe von 5 m,

Toilettenwagen,

Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder
der Unfallhilfe dienen,

bauliche Anlagen, die fur hochstens drei Monate auf genehmigtem Messe-
und Ausstellungsgelande errichtet werden, ausgenommen Fliegende Bau-
ten,

Verkaufsstande und andere bauliche Anlagen auf Stral3enfesten, Volksfes-
ten und Markten, ausgenommen Fliegende Bauten;

folgende Platze:

a)

unbefestigte Lager- und Abstellplatze, die einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des
Baugesetzbuches dienen,

Lager-, Abstell- und Ausstellungsplatze bis 300 m? Flache in festgesetzten
Gewerbe- und Industriegebieten,

nicht notwendige Stellplatze mit einer Flache bis zu insgesamt 50 m? je
Baugrundstick und deren Zufahrten,

notwendige Kinderspielplatze im Sinne des § 8 Absatz 3 Satz 1;

folgende sonstige Anlagen:

a)

b)

nicht notwendige Fahrradabstellanlagen,

Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen,
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c) Regale mit einer Hohe bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut,

d) Grabdenkmaler auf Friedhofen, Feldkreuze, Denkmaler und sonstige
Kunstwerke jeweils mit einer Hohe bis zu 4 m,

e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen,
wie Hauseingangsuberdachungen, Markisen, Rollladen, Maschinenfunda-
mente, Strallenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jagerstande, Wildfutterungen, Bie-
nenfreistande, Taubenhauser, Hofeinfahrten und Teppichstangen.

f) Treppenlifte in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
g) Ladesaulen fur Elektromobilitat;
(2) Verfahrensfrei ist die Anderung der Nutzung von Anlagen, wenn

1. fur die neue Nutzung keine anderen o6ffentlich-rechtlichen Anforderungen nach
§ 64 in Verbindung mit § 66 als fur die bisherige Nutzung in Betracht kommen,

2. die Errichtung oder Anderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei wére.
(3) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von
1. Anlagen nach Absatz 1,

2. freistehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3, die keine geschutzten
Kulturdenkmaler sind und nicht in deren Umgebung liegen,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Hohe bis zu 10 m.

Mit Ausnahme der in Satz 1 genannten Anlagen ist die beabsichtigte Beseitigung von
Anlagen mindestens einen Monat zuvor der Bauaufsichtsbehorde anzuzeigen. Mit
der Beseitigung von Anlagen darf nach Ablauf eines Monats nach Eingang der voll-
standigen Anzeige begonnen werden, sofern die Bauaufsichtsbehdrde der Bauherrin
oder dem Bauherrn nicht vor Ablauf dieser Frist in Textform mitteilt, dass ein Bauge-
nehmigungsverfahren nach § 64 durchgefuhrt werden soll; § 62 Absatz 4 gilt entspre-
chend. Bei nicht freistehenden Gebauden muss die Standsicherheit des Gebaudes
oder der Gebaude, an die das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, durch eine
Tragwerksplanerin oder einen Tragwerksplaner im Sinn des § 66 Absatz 2 beurteilt
und im erforderlichen Umfang nachgewiesen werden. Die Beseitigung ist in der Ge-
baudeklasse 2 und bei nicht freistehenden Gebauden der Gebdudeklasse 3 - soweit
notwendig - durch die Tragwerksplanerin oder den Tragwerksplaner zu uberwachen.
Die nach Satz 4 erforderliche Bestatigung der Standsicherheit oder der erforderliche
Standsicherheitsnachweis ist in den Gebaudeklassen 4 und 5 bauaufsichtlich zu pru-
fen. Die Satze 4 bis 6 gelten nicht, soweit an verfahrensfreie Gebaude angebaut ist.
§ 66 Absatz 3 Satz 3, 69 Absatz 2, § 72 Absatz 5 Nummer 3, Absatz 7 und § 80 Ab-
satz 2 Nummer 1 gilt entsprechend.

(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbeiten; dies gilt bei Gebauden, die von
ortlichen Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 erfasst werden nur, wenn
die Instandhaltungsarbeiten keine Anderung der auf3eren Gestaltung zur Folge ha-
ben.
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(5) Nicht verfahrensfreie Vorhaben des Bundes, die der Landesverteidigung,
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevolkerungsschutz die-
nen, sind der obersten Bauaufsichtsbehdrde durch eine qualifizierte Baudienststelle
vor Baubeginn in geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen. Dartber hinaus wirken
die Bauaufsichtsbehorden nicht mit. Auf Fliegende Bauten, die der Landesverteidi-
gung, dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevolkerungsschutz
dienen, finden Satz 1 und § 76 Absatz 2 bis 10 keine Anwendung; sie bedurfen auch
keiner Baugenehmigung.

(6) 1Vorine.rgehende Nutzungsanderungen, auch in Verbindung mit geringfigigen
baulichen Anderungen, sowie die temporare Errichtung von baulichen Anlagen, so-
weit und solange

1. diese in einer Notsituation erforderlich ist fur Zwecke des Brandschutzes, des
Katastrophenschutzes, des Bevdlkerungsschutzes, der Unfallhilfe, humanita-
rer Hilfe, der medizinischen Versorgung oder der Unterbringung von hilfsbe-
durftigen Personen oder des fur diese Zwecke erforderlichen Personals und

2. diese von einer Behorde oder qualifizierten Baudienststelle des Bundes, eines
Landes oder einer Gemeinde oder eine von einer dieser Stellen beauftragte
naturliche oder juristische Person, die nach ihrer Fachkenntnis, ihrer Zuverlas-
sigkeit und ihren Leistungen die Gewahr daflr bietet, dass die Aufgaben dem
offentlichen Baurecht entsprechend wahrgenommen werden, die Planung lei-
tet und die Ausflhrung der Arbeiten Uberwacht,

sind der Gemeinde vor Baubeginn, spatestens aber vor Nutzungsaufnahme in ge-
eigneter Weise zur Kenntnis zu bringen.

2Ein ansonsten erforderliches bauaufsichtliches Verfahren findet nicht statt.

3Die fiir die Bewaltigung der Notsituation nach Satz 1 Nummer 1 federfihrend zu-
standige Fachbehorde koordiniert die Zusammenarbeit mit den anderen Fachbehor-
den in dem erforderlichen Umfang.

4Die Verantwortung flr die Einhaltung 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften liegt bei
der zustandigen Behorde oder der qualifizierten Baudienststelle als Vorhabentrager
nach Satz 1 Nummer 2.

SEine Notsituation im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 insbesondere liegt vor, so-
lange

1. aufgrund infektionsschutzrechtlicher Regelungen eine epidemische Lage be-
steht,

2. nach dem Bremischen Hilfeleistungsgesetz ein Katastrophenfall festgestellt
ist,

3. eine massenhafte Zuwanderung von Gefllichteten erfolgt und diese auf Grund

eines Beschlusses des Rates der Europaischen Union gemaf der Richtlinie
2001/55/EG im Land Bremen unterzubringen sind oder

4. ein vergleichbarer Notstand vorliegt, bei dem Leben, Gesundheit, die lebens-
wichtige Versorgung der Bevdlkerung, die Umwelt oder erhebliche Sachwerte
in einem solchen Malde gefahrdet oder beeintrachtigt sind, dass zu seiner Be-
kampfung oder als humanitare HilfsmaRnahme die sofortige Nutzung der be-
treffenden baulichen Anlage fur die in Satz 1 Nummer 1 genannten Zwecke
erforderlich ist.
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6Soweit flr eine Nutzungsanderung oder die temporare Errichtung nach Satz 1
Abweichungen nach § 67 Absatz 1 Satz 1 erforderlich sind, gelten diese als zugelas-
sen.

"Die Anforderungen nach § 3 Satz 1 sind im Hinblick auf Gefahren fiir die &ffentli-
che Sicherheit einzuhalten; insbesondere missen Standsicherheit und Brandschutz
so gewabhrleistet sein, dass Gefahren fur das Leben und die Gesundheit von Men-
schen vermieden werden.

8Wird im Zeitpunkt der Aufnahme einer Nutzung nach Satz 1 die bisherige Nut-
zung rechtmaRig ausgeulbt, so kann diese im Anschluss wiederaufgenommen wer-
den.

§ 62
Genehmigungsfreistellung

(1) Keiner Genehmigung bedarf unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die
Errichtung, Anderung und Nutzungsanderung von

a) Wohngebauden, auch mit Rdumen zur Ausltbung freier Berufe nach § 13 der
Baunutzungsverordnung,

b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,

c) Garagen, Stellplatzen, Nebengebauden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben
nach den Buchstaben a und b,

ausgenommen Sonderbauten und Werbeanlagen. Satz 1 gilt auch fir Anderungen
und Nutzungsanderungen von Anlagen, deren Errichtung oder Anderung nach vorge-
nommener Anderung oder bei geanderter Nutzung nach Satz 1 genehmigungsfrei
waére. Die Satze 1 und 2 gelten nicht fiir die Errichtung, Anderung oder Nutzungsan-
derung eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Grélke von insgesamt mehr als 5 000 m? Brutto-Grundflache
geschaffen werden, die innerhalb eines nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b
bekannt gemachten Abstandes liegen.

(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben genehmigungsfrei gestellt, wenn

1. esim Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des § 30 Absatz 1, des
§ 12 oder des § 30 Absatz 2 des Baugesetzbuches mit Festsetzungen nach
der Baunutzungsverordnung liegt,

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht oder erforderli-
che planungsrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 des Bauge-
setzbuches sowie stadtebauliche Ermessensentscheidungen nach der Baunut-
zungsverordnung bereits erteilt worden sind,

3. die ErschlieBung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und die Anfor-
derungen der §§ 4 und 5 erfullt sind,

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 2 erklart, dass das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgeflihrt werden soll oder eine
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vorlaufige Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches be-
antragt.

(3) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die erforderlichen Bauvorlagen bei der Ge-
meinde einzureichen. Mit dem Bauvorhaben darf einen Monat nach Eingang der er-
forderlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen werden. Teilt die Gemeinde
der Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf der Frist mit, dass kein Genehmigungs-
verfahren durchgefuhrt werden soll und sie eine Untersagung nach § 15 Absatz 1
Satz 2 des Baugesetzbuches nicht beantragen wird, darf die Bauherrin oder der Bau-
herr mit der Ausfliihrung des Bauvorhabens beginnen. Will die Bauherrin oder der
Bauherr mit der Ausfuhrung des Bauvorhabens mehr als drei Jahre, nachdem die
Bauausfuhrung nach den Satzen 2 und 3 zulassig geworden ist, beginnen, gelten die
Satze 1 bis 3 entsprechend.

(4) Die Erklarung der Gemeinde nach Absatz 2 Nummer 4 erste Alternative kann
insbesondere deshalb erfolgen, weil sie eine Uberpriifung der sonstigen Vorausset-
zungen des Absatzes 2 oder des Bauvorhabens aus anderen Grinden fur erforder-
lich halt. Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklarungsmoglichkeit keinen Ge-
brauch macht, besteht kein Rechtsanspruch. Erklart die Gemeinde, dass das verein-
fachte Baugenehmigungsverfahren durchgefuhrt werden soll, hat sie der Bauherrin
oder dem Bauherrn vorgelegte Bauvorlagen zurtickzureichen; dies gilt nicht, wenn
die Bauherrin oder der Bauherr bei der Einreichung der Bauvorlagen bestimmt hat,
dass diese im Fall der Erklarung nach Absatz 2 Nummer 4 als Bauantrag zu behan-
deln sind.

(5) § 66 bleibt unberthrt. § 59 Absatz 1 Satz 2, § 68 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4
Satz 1 und 2, § 69 Absatz 2 Satz2 und 3, § 71, § 72 Absatz 6 und 7 sind entspre-
chend anzuwenden.

Abschnitt 3
Genehmigungsverfahren

§ 63
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

Bei

a) Wohngebauden, auch mit Rdumen zur Auslibung freier Berufe nach § 13 der
Baunutzungsverordnung,

b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,

c) Garagen, Stellplatzen, Nebengebauden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben
nach den Buchstaben a und b,

ausgenommen Sonderbauten und Werbeanlagen,
pruft die Bauaufsichtsbehorde

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften Uber die Zul3ssigkeit der baulichen
Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches,
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2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie
3. andere Offentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmi-
gung eine Entscheidung nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
fallt oder ersetzt wird.
§ 66 bleibt unberthrt.

§ 64
Baugenehmigungsverfahren

Bei genehmigungsbedurftigen baulichen Anlagen, die nicht unter § 63 fallen, pruft
die Bauaufsichtsbehorde

1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Baugesetzbuches,
2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,

3. andere Offentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen
des Energierechts und des Arbeitsstattenrechts, soweit die 6ffentlich-rechtli-
chen Anforderungen nicht in einem anderen als in einem Baugenehmigungs-
verfahren zu prifen sind.

Satz 1 gilt fur die Beseitigung von baulichen Anlagen entsprechend, soweit fur diese
nach § 61 Absatz 3 Satz 3 die Durchfihrung eines Baugenehmigungsverfahrens ge-
fordert wird. § 66 bleibt unberuhrt.

§ 64a
Bauaufsichtliche Zustimmung

Die Bauaufsichtsbehdrde kann bei Bauvorhaben mit 6ffentlicher Tragerschaft auf
die Durchfuhrung eines Baugenehmigungsverfahrens nach § 64 verzichten, wenn

1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bautberwachung einer qualifizierten
Baudienststelle des Bundes, eines Landes oder der Gemeinde Ubertragen ist
und

2. die Baudienststelle mindestens mit einer Bediensteten oder einem Bedienste-

ten mit der Befahigung zum héheren bautechnischen Verwaltungsdienst und
mit sonstigen geeigneten Fachkraften ausreichend besetzt ist.

Solche baulichen Anlagen bedtrfen jedoch der Zustimmung der unteren Bauauf-
sichtsbehorde. Der Antrag auf Zustimmung ist bei der unteren Bauaufsichtsbehorde
einzureichen. Die untere Bauaufsichtsbehdrde pruft bei Verzichtsentscheidung nach
Satz 1 nur die Ubereinstimmung mit den Vorschriften tiber die Zulassigkeit der bauli-
chen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches und entscheidet tber
MalRnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung nach den §§ 14 und 15 des Bauge-
setzbuches. Die qualifizierte Baudienststelle nimmt stattdessen die Aufgaben und Be-
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fugnisse der unteren Bauaufsichtsbehoérde wahr. Hierzu gehéren auch die Vollzugs-
aufgaben des § 66 und die Entscheidung tber Abweichungen nach § 67.Im Ubrigen
sind die Vorschriften Uber das Baugenehmigungsverfahren nach §§ 68 bis 72 und §
81 Absatz 2 von der qualifizierten Baudienststelle entsprechend anzuwenden, die al-
lein die Verantwortung dafur tragt, dass der Entwurf, die Ausfiihrung und das Vorha-
ben den offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

§ 65
Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen fiir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Anderung von Geb&u-
den mussen von einer Entwurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser erstellt
sein, der bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht fur

1. Bauvorlagen, die ublicherweise von Fachkraften mit anderer Ausbildung als
nach Absatz 2 verfasst werden, und

2. geringfugige oder technisch einfache Bauvorhaben,

3. bautechnische Nachweise nach § 66.

(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer

1. die Berufsbezeichnung ,Architektin“ oder ,Architekt” flihren darf,

2. in die von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen gefuhrte Liste
der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Lander gel-
ten auch im Land Bremen,

3. die Berufsbezeichnung ,Innenarchitektin“ oder ,Innenarchitekt” fihren darf, fir
die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten ver-
bundenen baulichen Anderungen von Gebauden, oder

4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Architek-
tur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens
zwei Jahre in den genannten Fachrichtungen auf dem Gebiet der Objektpla-
nung praktisch tatig gewesen ist und Bedienstete oder Bediensteter einer juris-
tischen Person des offentlichen Rechts ist, fur die dienstliche Tatigkeit.

(3) Bauvorlageberechtigt fur

1. Einfamilienhauser, einschliellich einer Einliegerwohnung, mit einer Geschoss-
flache bis zu 200 m?, ausgenommen sind Vorhaben an Kulturdenkmalern oder
in ihrer Umgebung,

2. gewerbliche Gebaude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu
250 m? Grundflache und bis zu 5 m Wandhohe im Sinne von § 6 Absatz 4,

3. landwirtschaftliche Betriebsgebaude mit nicht mehr als 2 oberirdischen Ge-
schossen bis 250 m? Grundflache,
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4. Garagen bis 100 m? Nutzflache,
5. einfache Anderungen von sonstigen Gebauden

sind auch die Handwerksmeisterinnen oder Handwerksmeister des Maurer-, des Be-
ton- oder Stahlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks und Personen, die diesen
handwerksrechtlich gleichgestellt sind, die staatlich gepriften Technikerin und Tech-
niker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau, die Berufsangehorigen
der Fachrichtung Bauingenieurwesen, die aufgrund des Bremischen Ingenieurgeset-
zes zur FUuhrung der Berufsbezeichnung ,Ingenieurin® oder ,Ingenieur” berechtigt
sind. Die Bauvorlageberechtigung nach Satz 1 entsteht acht Jahre nach Erwerb der
dort genannten Qualifikation. Staatsangehorige eines anderen Mitgliedstaates der
Europaischen Union oder eines nach dem Recht der Europaischen Gemeinschaft
gleichgestellten Staates sind im Sinn des Satzes 1 bauvorlageberechtigt, wenn sie
eine entsprechende Berechtigung besitzen und daflr vergleichbare Qualifikationen
erfullen mussten oder vergleichbare Qualifikationen besitzen.

(4) Befugnisse, die sich aus den durch die oberste Bauaufsichtsbehorde bisher er-
teilten Bauvorlageberechtigungen ergeben, bleiben unberuhrt. Abweichend von Ab-
satz 3 Satz 2 bleiben die in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen flr die dort aufge-
fuhrten Vorhaben bauvorlageberechtigt, wenn sie vor dem 1. Mai 2003 mindestens
zwei Jahre Bauvorlagen nach § 90 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe a bis f der bisheri-
gen Bremischen Landesbauordnung vom 23. Marz 1983 erstellt haben.

§ 66
Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall-,
und Erschuitterungsschutz ist nach naherer Mal3gabe der Verordnung aufgrund § 84
Absatz 3 nachzuweisen (bautechnische Nachweise); dies gilt nicht flr verfahrensfreie
Bauvorhaben, einschliel3lich der Beseitigung von Anlagen, soweit nicht in diesem
Gesetz oder in der Rechtsverordnung aufgrund § 84 Absatz 3 anderes bestimmt ist.
Die Bauvorlageberechtigung nach § 65 Absatz 2 Nummer 1, 2, 4 und Absatz 3
schlief3t die Berechtigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise ein, soweit
nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist.

(2) Bei
1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,

muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person erstellt sein, die in einer von
der Ingenieurkammer Bremen zu fuhrenden Liste der Tragwerksplanerin oder Trag-
werksplaner eingetragen ist; Eintragungen anderer Lander gelten auch im Land Bre-
men. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnachweis von einer
Tragwerksplanerin oder einem Tragwerksplaner nach Satz 1 erstellt werden.

(3) Der Standsicherheitsnachweis muss

1. bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,
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2. wenn dies nach MalRgabe eines in der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 3
geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei

Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
Behaltern, Bricken, Stutzmauern, Triblnen,

sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Hohe von
mehr als 10 m

bauaufsichtlich geprift sein; das gilt nicht fur Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
und 2. Abweichend von Satz 1 kann die Bauaufsichtsbehdrde im begrindeten Ein-
zelfall hinsichtlich des Risikopotenzials eine bauaufsichtliche Prifung des Standsi-
cherheitsnachweises fordern.

(4) Der Brandschutznachweis muss bei

1. Sonderbauten,

2. Mittel- und GroRgaragen im Sinne der Verordnung nach § 84 Absatz 1 Num-
mer 3,

3. Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,

bauaufsichtlich gepruft sein.

Eine bauaufsichtliche Prafung nach Satz 1 ist bei Gebauden der Gebaude-
klasse 4 nicht erforderlich, wenn der Brandschutznachweis erstellt worden ist von

1. einer Prufingenieurin oder einem Prufingenieur fur Brandschutz oder

2. einer Brandschutzplanerin oder einem Brandschutzplaner, die oder der

a)

b)

d)

Angehdrige oder Angehdriger der Fachrichtung Architektur, Hochbau, Bau-
ingenieurwesen oder eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz,
die oder der ein Studium an einer deutschen Hochschule, ein gleichwerti-
ges Studium an einer auslandischen Hochschule oder die Ausbildung fur
mindestens den gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst abgeschlossen
hat,

danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechni-
schen Planung und Ausfuhrung von Gebauden oder deren Prufung prak-
tisch tatig gewesen ist,

die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat und

unter Beachtung des § 13 Absatz 2 Satz 3 bis 7 des Bremischen Ingenieur-
gesetzes in einer von der Architekten- und Ingenieurkammer Bremen zu
fuhrenden Liste als Brandschutzplanerin oder Brandschutzplaner eingetra-
gen ist; Eintragungen anderer Lander gelten auch im Land Bremen.

Die Berufsfeuerwehr muss vor Einreichung des Bauantrages in Textform bestatigt
haben, dass hinsichtlich der Personenrettung keine Bedenken bestehen. Fur Per-
sonen, die einen Brandschutznachweis nach Satz 2 erstellen, gilt § 80 Absatz 2
Nummer 2 entsprechend; die mit dem Brandschutznachweis Ubereinstimmende
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Bauausfuhrung ist von der Nachweiserstellerin oder vom Nachweisersteller ge-
genuber der unteren Bauaufsichtsbehorde zu bestatigen. Auch bei anderen Bau-
vorhaben darf der Brandschutznachweis von einer Brandschutzplanerin oder ei-
nem Brandschutzplaner nach Satz 2 Nummer 2 erstellt werden. Fur Personen, die
in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem nach dem
Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staat zur Erstellung von Brand-
schutznachweisen niedergelassen sind, gilt § 13 Absatz 4, 8 und 9 des Bremi-
schen Ingenieurgesetzes mit der MalRgabe entsprechend, dass die Anzeige bezie-
hungsweise der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung bei der Architekten- und
Ingenieurkammer Bremen entsprechend der nach § 84 Absatz 2a erlassenen Re-
gelungen einzureichen ist.

(5) Auler in den Fallen der Absatze 3 und 4 werden bautechnische Nachweise
nicht gepruft; § 67 bleibt unberthrt. Dardber hinaus kann die Bauaufsichtsbehdrde
bei Vorhaben mit geringem Risikopotenzial und untergeordneter Bedeutung auf eine
ansonsten nach Absatz 3 oder 4 erforderliche bauaufsichtliche Prifung der bautech-
nischen Nachweise verzichten. Einer bauaufsichtlichen Prufung bedarf es ferner
nicht, soweit fir das Bauvorhaben Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von ei-
nem Prufamt flr Standsicherheit allgemein gepruft sind (Typenpriufung); Typenpru-
fungen anderer Lander gelten auch im Land Bremen.

§ 67
Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Ge-
setzes und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie un-
ter Berucksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Wirdigung
der offentlich-rechtlich geschitzten nachbarlichen Belange mit den 6ffentlichen Be-
langen, insbesondere den Anforderungen des § 3 vereinbar ist. § 85 Absatz 1 Satz 3
bleibt unberuhrt.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befrei-
ungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen stadte-
baulichen Satzung oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung ist gesondert
zu beantragen; der Antrag ist zu begrinden. Fir Anlagen, die keiner Genehmigung
bedurfen sowie fur Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren
nicht gepruft werden, gilt Satz 1 entsprechend.

§ 68
Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Der Bauantrag ist bei der unteren Bauaufsichtsbehorde einzureichen.

(2) Mit dem Bauantrag sind alle fur die Beurteilung des Bauvorhabens und die Be-
arbeitung des Bauantrags erforderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzureichen. Es
kann gestattet werden, dass einzelne Bauvorlagen nachgereicht werden.
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(3) In besonderen Fallen kann zur Beurteilung der Einwirkung des Bauvorhabens
auf die Umgebung verlangt werden, dass es in geeigneter Weise auf dem Baugrund-
stlick dargestellt wird.

(4) Ist die Bauherrin oder der Bauherr nicht Grundstlckseigentimerin oder Grund-
stlickseigentumer, kann die Zustimmung der Grundstickseigentiumerin oder des
Grundstuckseigentimers zu dem Bauvorhaben gefordert werden.

§ 69
Behandlung des Bauantrags

(1) Die Bauaufsichtsbehorde hért zum Bauantrag diejenigen Stellen,

1. deren Beteiligung oder Anhorung fur die Entscheidung Uber den Bauantrag
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfahigkeit des Bauantrags nicht
beurteilt werden kann.

Die Beteiligung oder Anhorung entfallt, wenn die jeweilige Stelle dem Bauantrag be-
reits vor Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. Bedarf die Er-
teilung der Baugenehmigung der Zustimmung oder des Einvernehmens einer Be-
hoérde oder sonstigen Stelle, so gilt diese als erteilt, wenn sie nicht einen Monat nach
Eingang des Ersuchens unter Angabe von Grunden verweigert wird; von der Frist
nach Halbsatz 1 abweichende Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberihrt.
Stellungnahmen bleiben unberucksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats
nach Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehdrde eingehen, es sei
denn, die verspatete Stellungnahme ist fur die Rechtmalligkeit der Entscheidung
Uber den Bauantrag von Bedeutung.

(2) Sobald der Bauantrag und die Bauvorlagen vollstandig sind, bestatigt die Bau-
aufsichtsbehorde der Bauherrin oder dem Bauherrn in Textform den Zeitpunkt des
vollstandigen Eingangs von Bauantrag und Bauvorlagen. Ist der Bauantrag unvoll-
standig oder weist er sonstige erhebliche Mangel auf, fordert die Bauaufsichtsbe-
horde die Bauherrin oder den Bauherrn zur Behebung der Mangel innerhalb einer
angemessenen Frist auf. Werden die Mangel innerhalb der Frist nicht behoben, gilt
der Antrag als zurickgenommen.

(3) Die Bauaufsichtsbehorde entscheidet innerhalb von zwolf Wochen Uber den
Bauantrag. Die Frist nach Satz 1 beginnt mit dem bestatigten Eingangsdatum nach
Absatz 2 Satz 1; sie kann unter Angabe eines wichtigen Grundes um hdchstens ei-
nen Monat verlangert werden. Ist die Prufung eines Bauantrages besonders schwie-
rig oder umfangreich, kann die Bauaufsichtsbehdrde mit der Eingangsbestatigung er-
klaren, dass die Frist nach Satz 1 voraussichtlich nicht eingehalten wird. Auf die Ein-
haltung der Frist nach Satz 1 kann die Bauherrin oder der Bauherr nicht wirksam ver-
zichten. Wenn die vollstandigen Bauvorlagen und alle fur die Entscheidung notwendi-
gen Stellungnahmen, Zustimmungen und Nachweise vorliegen, entscheidet die Bau-
aufsichtsbehorde ohne Verlangerung der Frist nach Satz 1 innerhalb von einem Mo-
nat Uber den Bauantrag. Die Fristen nach Satz 1 und Satz 5 beginnen neu, wenn die
Priifung des Bauantrages zu einer wesentlichen Anderung des Bauantrages fiihrt.
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§70
Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit

(1) 'Die Bauaufsichtsbehorde soll die Eigentiimerinnen und Eigentiimer benach-
barter Grundstucke (Nachbarinnen und Nachbarn) vor Erteilung von Abweichungen
und Befreiungen durch Zustellung benachrichtigen, wenn zu erwarten ist, dass 6f-
fentlich-rechtliche nachbarliche Belange berlhrt werden. 2Entsprechend kann verfah-
ren werden, wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass durch die Baugenehmi-
gung offentlich-rechtlich geschutzte nachbarliche Belange beeintrachtigt werden.
3Die Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit erfolgt ohne
Nennung von Namen und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn, der Entwurfs-
verfasserin oder des Entwurfsverfassers und der Bauvorlageberechtigten oder des
Bauvorlageberechtigten, wenn der Zweck der Beteiligung auch auf die Weise ohne
zusatzliche Erschwerung erreicht werden kann und wenn die Bauherrin oder der
Bauherr entsprechende Bauvorlagen einreicht. “Einwendungen sind innerhalb von
einem Monat nach Zugang der Benachrichtigung bei der Bauaufsichtsbehérde in
Textform oder zur Niederschrift vorzubringen. °Die nach Satz 1 und 2 durch Zustel-
lung benachrichtigten-Nachbarinnen und Nachbarn sind mit allen 6ffentlich-rechtli-
chen Einwendungen ausgeschlossen, die nicht innerhalb der Frist nach Satz 4 gel-
tend gemacht worden sind; auf diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung hinzu-
weisen.

(2) 'Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden Nachbarinnen
und Nachbarn dem Bauvorhaben zugestimmt haben. 2Die Nachbarinnen und Nach-
barn sind berechtigt, die eingereichten Bauvorlagen bei der Bauaufsichtsbehorde
einzusehen, soweit das Vorhaben nachbarliche Belange beriihren kann. 3Haben die
Nachbarinnen und Nachbarn dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist ihnen die Bau-
genehmigung oder die Entscheidung Uber die Abweichung oder Befreiung zuzustel-
len. 48§ 13, 28, 39 und § 41 Absatz 1 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes finden keine Anwendung.

(3) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs
geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, zu benachtei-
ligen oder zu belastigen, kann die Bauaufsichtsbehdrde auf Antrag und Kosten der
Bauherrin oder des Bauherrn das Bauvorhaben im Amtsblatt der Freien Hansestadt
Bremen und auRerdem entweder im Internet oder in drtlichen Tageszeitungen, die im
Bereich des Standortes der Anlage verbreitet sind, 6ffentlich bekannt machen. Bei
der Errichtung, Anderung oder Nutzungséanderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Grélke von insgesamt mehr als 5 000 m? Bruttogrund-
flache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzei-
tige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besuchende ermdglicht wird, und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfihrung des Bauvorhabens Sonderbauten
nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,
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ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen, wenn es innerhalb des ange-
messenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Absatz 5a
des Bundesimmissionsschutzgesetzes liegt; ist der angemessene Sicherheitsab-
stand nicht bekannt, ist maf3geblich, ob sich das Vorhaben innerhalb des Achtungs-
abstands des Betriebsbereichs befindet. Satz 2 gilt nicht, wenn

1.

die Bauaufsichtsbehorde zu dem Ergebnis kommt, dass dem Gebot, den an-
gemessenen Sicherheitsabstand zu wahren, bereits in einem Bebauungsplan
Rechnung getragen ist oder

bei der Anderung von Vorhaben nach Satz 2 Nummer 3 sich die Zahl der
gleichzeitig anwesenden Personen nicht erhoht.

4Verfahrt die Bauaufsichtsbehodrde nach Satz 1 oder 2, finden Absatz 1 und 2 keine
Anwendung.

(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2 ist Uber Folgendes zu in-
formieren:

1.
2.

uber den Gegenstand des Vorhabens,

uber die fur die Genehmigung zustandige Behorde, bei der der Antrag nebst
Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genom-
men werden kann,

darlber, dass Personen, deren Belange berthrt sind, und Vereinigungen, wel-
che die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes erfiillen (betroffene Offentlichkeit), Einwendungen bei
einer in der Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach
Ablauf der Auslegungsfrist erheben kénnen; dabei ist darauf hinzuweisen,
dass mit Ablauf der Frist alle offentlich-rechtlichen Einwendungen ausge-
schlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen nur
fur das Genehmigungsverfahren gilt,

dass die Zustellung der Entscheidung Uber die Einwendungen durch o6ffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden kann.

Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 2 ist zusatzlich Uber Folgendes zu in-
formieren:

1.

gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltvertraglichkeitsprifung
des Vorhabens nach § 5 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprufung
sowie erforderlichenfalls die Durchflihrung einer grenztberschreitenden Betei-
ligung nach den §§ 55 und 56 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeits-
prufung,

die Art moglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entschei-
dungsentwurf,

gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Of-
fentlichkeit und Anhérung der betroffenen Offentlichkeit.
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(5) Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die Bauvorlagen sowie die ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehorde im
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, einen Monat zur Einsicht auszulegen.
Bauvorlagen, die Geschafts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind nicht auszule-
gen; fur sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes entsprechend.
Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die Offentlichkeit gegeniiber
der zustandigen Behorde in Textform Einwendungen erheben; mit Ablauf dieser Frist
sind alle offentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen. Satz 3 gilt fir umwelt-
bezogene Einwendungen nur fir das Genehmigungsverfahren.

(6) 'Bei mehr als 20 Nachbarinnen und Nachbarn, denen die Baugenehmigung
nach Absatz 2 Satz 3 zuzustellen ist, kann die Zustellung durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden; wurde eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 4 durch-
geflihrt, ist der Genehmigungsbescheid 6ffentlich bekannt zu machen. ?Die 6ffentli-
che Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfugende Teil des Bescheids
und die Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechender Anwendung des Absatzes 3 Satz
1 bekannt gemacht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen. 3Eine Ausfertigung des ge-
samten Genehmigungsbescheids ist vom Tage nach der Bekanntmachung an zwei
Wochen zur Einsicht auszulegen. “Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 3
Satz 2 erfolgt, sind in die Begriindung die wesentlichen tatsachlichen und rechtlichen
Griunde, die die Behorde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, die Behandlung der
Einwendungen sowie Angaben (ber das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit
aufzunehmen; § 72 Absatz 2 bleibt unberihrt. °In der 6ffentlichen Bekanntmachung
ist anzugeben, wo und wann der Bescheid und seine Begriindung eingesehen und
nach Satz 7 angefordert werden konnen. 8Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der
Bescheid auch Dritten gegenuber, die keine Einwendungen erhoben haben, als zu-
gestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. "Nach der 6ffentlichen Be-
kanntmachung kénnen der Bescheid und seine Begriindung bis zum Ablauf der Wi-
derspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich an-
gefordert werden.

§ 71
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Bauaufsichtsbehorden sind befugt, zur Durchfuhrung der Verfahren nach
§§ 63, 64, 74, 75 und 76, zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 58, einschliellich
der Erhebung von Gebuhren, zur Fuhrung des Baulastenverzeichnisses nach § 82
sowie zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 83 die erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten von den nach §§ 53 bis 56 am Bau verantwortlich Beteiligten,
Grundstuckseigentumern, Nachbarn, Baustoffproduzenten sowie sonstigen am Ver-
fahren zu Beteiligenden zu verarbeiten. Darlber hinaus ist eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten vorbehaltlich des Absatzes 3 Satz 1 Nummern 1 bis 3 nur mit
Einwilligung der betroffenen Person rechtmafRig.

(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen Person mit ihrer Kenntnis
zu erheben. Soweit dies zur Erfullung der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 erforder-
lich ist, durfen personenbezogene Daten abweichend von Satz 1 auch bei 6ffentli-
chen oder privaten Stellen erhoben werden.
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(3) Eine Ubermittlung personenbezogener Daten an Dritte ohne Einwilligung der
betroffenen Person ist nur rechtmafig, wenn

1. deren Beteiligung in einem Verfahren erforderlich ist,

2. diese die Daten zur Erfullung von Aufgaben bendtigen, die im 6ffentlichen Inte-
resse liegen und dem Schutz eines der in Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung
(EU) 2016/679 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S.1; ABI.
L314 vom 22.11.2016, S. 72) genannten Ziele dienen oder

3. sie zur Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriche erforderlich ist.

Der Dritte darf die ubermittelten Daten nur fur den Zweck verarbeiten, zu dem sie ihm
Ubermittelt wurden, oder fur einen hiermit vereinbarten Zweck. Zusatzlich gilt bei ei-
ner Ubermittlung nach den Nummern 2 und 3, dass diese nur rechtméRig ist, sofern
nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person,
die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, Uberwiegen. Regelmalige Da-
tentbermittlungen sind nach den Nummern 1 und 2 rechtmafig unter Einhaltung der
in der Rechtsverordnung nach Absatz 4 Nummer 3 festgelegten Vorgaben. Gesetzli-
che Ubermittlungs- und Verdffentlichungspflichten bleiben unberiihrt.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehorde erlasst durch Rechtsverordnung nahere
Bestimmungen Uber Art, Umfang und Zweck

1. der Datenerhebung in den verschiedenen Verfahren,

2. der Datenlbermittlung unter Festlegung der zu Ubermittelnden Daten und der
Empfangerinnen und Empfanger,

3. regelmaRiger Datentbermittlungen unter Festlegung des Anlasses, der Emp-
fangerinnen und Empfanger und der zu Ubermittelnden Daten.

(5) Soweit in diesem Gesetz keine besonderen Regelungen Uber die Verarbeitung
personenbezogener Daten getroffen wurden, sind die Regelungen des Bremischen
Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung in der jeweils geltenden
Fassung erganzend anzuwenden. Die Verordnung (EU) 2016/670 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
04.05.2016, S. 1 L 314 vom 22.11.2016, S. 72) in der jeweils geltenden Fassung und
sonstige datenschutzrechtliche Regelungen, die diesem Gesetz oder dem Bremi-
schen Ausfuhrungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverordnung vorgehen, bleiben
unberihrt.

72



§72
Baugenehmigung, Baubeginn

(1) 'Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine 6ffentlich
rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren zu prifen sind und alle neben der Baugenehmigung nach anderen 6ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Zulassungsentscheidungen erteilt sind.
°Die durch eine Umweltvertraglichkeitsprifung ermittelten, beschriebenen und be-
werteten Umweltauswirkungen sind nach Maligabe der hierfur geltenden Vorschriften
bei der Erteilung der Baugenehmigung zu bericksichtigen. 3Die Baugenehmigung
kann auch unter den aufschiebenden Bedingungen erteilt werden, dass bautechni-
sche Nachweise nachgereicht und die in der Baugenehmigung zu benennenden of-
fentlich-rechtlichen Zulassungsentscheidungen nach Satz 1 eingeholt werden; dies
gilt nicht flr die Nachreichung des Brandschutznachweises.

(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; sie ist nur insoweit zu begrunden,
als Abweichungen oder Befreiungen von nachbarschitzenden Vorschriften zugelas-
sen werden und die Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zuge-
stimmt hat.

(3) Die Baugenehmigung kann unter Auflagen, Bedingungen und dem Vorbehalt
der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Ergdnzung einer Auflage sowie befris-
tet erteilt werden. Wird die Baugenehmigung mit einer Nebenbestimmung versehen,
kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.

(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

(5) Mit der Bauausfuhrung oder mit der Ausfuhrung des jeweiligen Bauabschnitts
darf erst begonnen werden, wenn

1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zugegangen ist,

2. die entsprechend Absatz 1 Satz 3 nach Erteilung der Baugenehmigung einge-
reichten bautechnischen Nachweise nach MalRgabe des § 66 geprift und die
in der Baugenehmigung benannten oOffentlich-rechtlichen Zulassungsentschei-
dungen erteilt sind,

3. die Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehorde vorliegt.

(6) Vor Baubeginn eines Gebaudes mussen die Grundrissflache abgesteckt und
seine HOohenlage festgelegt sein. Baugenehmigungen, Bauvorlagen, einschlief3lich
der bautechnischen Nachweise, mussen an der Baustelle von Baubeginn an vorlie-
gen.

(7) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausfuhrungsbeginn genehmigungsbe-
durftiger Vorhaben und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unterbre-
chung von mehr als drei Monaten mindestens eine Woche vorher der Bauaufsichts-
behorde in Textform mitzuteilen (Baubeginnanzeige). Mit dieser Anzeige sind alle der
Bauaufsichtsbehorde noch nicht vorliegenden Bauvorlagen einzureichen.
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§73
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung erléschen, wenn innerhalb
von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausfuhrung des Bauvorhabens nicht be-
gonnen oder die Bauausfihrung langer als ein Jahr unterbrochen worden ist.

(2) Die Frist fur den Baubeginn nach Absatz 1 kann auf in Textform gestellten An-
trag einmal um zwei Jahre verlangert werden. Sie kann auch rickwirkend verlangert
werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehorde eingegangen
ist.

§ 74
Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten fur die Baugrube
und fUr einzelne Bauteile oder Bauabschnitte auf in Textform gestellten Antrag schon
vor Erteilung der Baugenehmigung gestattet werden (Teilbaugenehmigung). § 72 gilt
entsprechend.

§ 75
Vorbescheid

Vor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn
zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens ein Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbe-
scheid gilt drei Jahre. Die Frist kann auf in Textform gestellten Antrag einmal um zwei
Jahre verlangert werden. §§ 68 bis 70, § 72 Absatz 1 bis 4 und § 73 Absatz 2 Satz 2
gelten entsprechend.

§ 76
Genehmigung Fliegender Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an
verschiedenen Orten wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrich-
tungen und BaugerUste sind keine Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedurfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch ge-
nommen werden, einer Ausfiihrungsgenehmigung. Dies gilt nicht far

1. Fliegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von
Besucherinnen und Besuchern betreten zu werden,

2. Fliegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 m, die fur Kinder betrieben werden
und eine Geschwindigkeit von hdchstens 1 m/s haben,
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3. Biihnen, die Fliegende Bauten sind, einschlieBlich Uberdachungen und sonsti-
gen Aufbauten, mit einer Hohe bis zu 5 m, einer Grundflache bis zu 100 m?
und einer Ful3bodenhdhe bis zu 1,50 m,

4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstande, die Fliegende Bauten
sind, jeweils mit einer Grundflache bis zu 75 m?,

5. aufblasbare Spielgerate mit einer Hohe des betretbaren Bereichs von bis zu
5 m oder mit GUberdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang
nicht mehr als 3 m, sofern ein Absinken der Uberdachung konstruktiv verhin-
dert wird, nicht mehr als 10 m, betragt.

(3) Die Ausfuhrungsgenehmigung wird von der unteren Bauaufsichtsbehorde er-
teilt, in deren Bereich die Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder seine Haupt-
wohnung oder ihre oder seine gewerbliche Niederlassung hat. Hat die Antragstellerin
oder der Antragsteller ihre oder seine Hauptwohnung und ihre oder seine gewerbli-
che Niederlassung aufRerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so ist die Bauauf-
sichtsbehorde zustandig, in deren Bereich der Fliegende Bau erstmals aufgestellt
und in Gebrauch genommen werden soll.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann

1. bestimmen, dass Ausfuhrungsgenehmigungen fur Fliegende Bauten nur durch
bestimmte Bauaufsichtsbehdrden erstellt werden durfen,

2. widerruflich oder befristet die Aufgaben der Bauaufsichtsbehérde nach § 76
ganz oder teilweise auf eine andere Stelle zur Ausubung unter der Aufsicht der
obersten Bauaufsichtsbehorde Ubertragen und die Vergutung dieser Stelle re-
geln.

(5) Die Genehmigung wird fur eine bestimmte Frist erteilt, die hochstens funf Jahre
betragen soll; sie kann auf in Textform gestellten Antrag von der flir die Erteilung der
Ausfuhrungsgenehmigung zustandigen Behorde jeweils bis zu funf Jahren verlangert
werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Genehmigungen werden in ein
Prufbuch eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsvermerk
zu versehenden Bauvorlagen beizufligen ist. Ausfiihrungsgenehmigungen anderer
Lander gelten auch im Land Bremen.

(6) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausfiihrungsgenehmigung hat den Wechsel
ihres oder seines Wohnsitzes oder ihrer oder seiner gewerblichen Niederlassung o-
der die Ubertragung eines Fliegenden Baus an Dritte der Bauaufsichtsbehérde anzu-
zeigen, die die Ausflihrungsgenehmigung erteilt hat. Die Behérde hat die Anderun-
gen in das Priifbuch einzutragen und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsel der
Zustandigkeit verbunden ist, der nunmehr zustandigen Behorde mitzuteilen.

(7) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausfuhrungsgenehmigung
bedurfen, durfen unbeschadet anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen wer-
den, wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehorde des Aufstellungsortes unter Vor-
lage des Prufbuches angezeigt ist. Die Bauaufsichtsbehorde kann die Inbetrieb-
nahme dieser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhangig machen.
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Das Ergebnis der Abnahme ist in das Prufbuch einzutragen. In der Ausfihrungsge-
nehmigung kann bestimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1 nicht erforderlich
sind, wenn eine Gefahrdung im Sinne des § 3 nicht zu erwarten ist.

(8) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zustandige Bauaufsichtsbehorde
kann Auflagen machen oder die Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten
untersagen, soweit dies nach den ortlichen Verhaltnissen oder zur Abwehr von Ge-
fahren erforderlich ist, insbesondere weil die Betriebssicherheit oder Standsicherheit
nicht oder nicht mehr gewahrleistet ist oder weil von der Ausfiuhrungsgenehmigung
abgewichen wird. Wird die Aufstellung oder der Gebrauch untersagt, ist dies in das
Prufbuch einzutragen. Die ausstellende Behorde ist zu benachrichtigen, das Pruf-
buch ist einzuziehen und der ausstellenden Behoérde zuzuleiten, wenn die Herstel-
lung ordnungsgemaler Zustande innerhalb angemessener Frist nicht zu erwarten ist.

(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besucherinnen und Besuchern betreten und
langere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben werden, kann die fur die Gebrauchs-
abnahme zustandige Bauaufsichtsbehdrde aus Grinden der Sicherheit Nachabnah-
men durchfuhren. Das Ergebnis der Nachabnahme ist in das Prifbuch einzutragen.

(10) § 68 Absatz 1, 2 und 4, § 80 Absatz 1 und 4 gelten entsprechend.

Abschnitt 4
Bauaufsichtliche MaBnahmen

§77
Verbot unrechtmaBig gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 21 mit dem Ubereinstimmungszeichen gekenn-
zeichnet, kann die Bauaufsichtsbehdrde die Verwendung dieser Bauprodukte unter-
sagen und deren Kennzeichnung entwerten oder beseitigen lassen.

§78
Einstellung von Arbeiten

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errich-
tet, geandert oder beseitigt, kann die Bauaufsichtsbehorde die Einstellung der Arbei-
ten anordnen. Dies gilt auch dann, wenn

1. die Ausfuhrung oder Beseitigung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften
des § 61 Absatz 3 oder § 72 Absatz 5 und 7 begonnen wurde oder

2. Dbeider Ausfuhrung

a) eines genehmigungsbedurftigen Bauvorhabens von den genehmigten Bau-
vorlagen,

b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten
Bauvorlagen abgewichen wird,
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3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nummer
305/2011 keine CE-Kennzeichnung oder entgegen § 21 kein Ubereinstim-
mungszeichen tragen,

4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung
oder dem Ubereinstimmungszeichen nach § 21 Absatz 3 gekennzeichnet sind.

(2) Werden unzulassige Arbeiten trotz einer schriftlich oder mundlich verfugten
Einstellung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehdrde die Baustelle versiegeln oder
die an der Baustelle vorhandenen Bauprodukte, Gerate, Maschinen und Bauhilfsmit-
tel in amtlichen Gewahrsam bringen.

§79
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet
oder geandert, kann die Bauaufsichtsbehdrde die teilweise oder vollstandige Beseiti-
gung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmafige Zustande
hergestellt werden kdnnen. Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften genutzt, kann diese Nutzung untersagt werden.

(2) Soweit bauliche Anlagen nicht genutzt werden und im Verfall begriffen sind,
kann die Bauaufsichtsbehdrde den Abbruch oder die Beseitigung anordnen, es sei
denn, dass ein offentliches oder schutzwurdiges privates Interesse an ihrer Erhaltung
besteht.

(3) Die Bauaufsichtsbehorde kann verlangen, dass ein erforderliches Verfahren
durchgefuhrt wird oder Bauvorlagen nach § 68 Absatz 2 oder § 62 Absatz 3 einge-
reicht werden.

Abschnitt 5
Bauuberwachung

§ 80
Bauuberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde kann die Einhaltung der offentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Anforderungen und die ordnungsgemafRe Erflllung der Pflichten der am
Bau Beteiligten Uberprufen.

(2) Die Bauaufsichtsbehorde Uberwacht die Bauausflihrung bei baulichen Anlagen

1. nach § 66 Absatz 3 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepruften Standsi-
cherheitsnachweises,

2. nach § 66 Absatz 4 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepruften Brand-
schutznachweises
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nach naherer MaRgabe der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 2.

(3) Im Rahmen der Bauuberwachung konnen Proben von Bauprodukten, soweit
erforderlich, auch aus fertigen Bauteilen zu Prifzwecken entnommen werden.

(4) Im Rahmen der Bauuberwachung ist jederzeit Einblick in die Genehmigungen,
Zulassungen, Priifzeugnisse, Ubereinstimmungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeich-
nungen uber die Prafungen von Bauprodukten, in die CE-Kennzeichnungen und
Leistungserklarungen nach der Verordnung (EU) Nummer 305/2011, in die Bautage-
buacher und andere vorgeschriebene Aufzeichnungen zu gewahren.

(5) Die Bauaufsichtsbehorde soll, soweit sie im Rahmen der Bauuberwachung Er-
kenntnisse Uber systematische RechtsverstdlRe gegen die Verordnung (EU) Nummer
305/2011 erlangen, diese der fur die Marktiberwachung zustandigen Stelle mitteilen.

(6) Die Bauaufsichtsbehorde kann die Vorlage von Bescheinigungen, Bestatigun-
gen oder sonstige Erklarungen der herstellenden Unternehmen oder sachkundigen
Lieferfirmen Uber die ordnungsgemafie Beschaffenheit und den fachgerechten Ein-
bau von Bauprodukten verlangen.

§ 81
Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsichtsbehorde kann verlangen, dass ihr Beginn und Beendigung be-
stimmter Bauarbeiten angezeigt werden. Die Bauarbeiten dirfen erst fortgesetzt wer-
den, wenn die Bauaufsichtsbehorde der FortfUhrung der Bauarbeiten zugestimmt
hat.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung
einer nicht verfahrensfreien baulichen Anlage mindestens zwei Wochen vorher der
Bauaufsichtsbehorde anzuzeigen. Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden,
wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungs- so-
wie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind,
nicht jedoch vor dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstatten oder andere
ortsfeste Feuerungsanlagen durfen erst in Betrieb genommen werden, wenn die be-
vollmachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte Bezirksschornstein-
feger ihre sichere Benutzbarkeit sowie die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der
zugehdrigen Abgasanlagen oder Liftungsanlagen, in die Abgase eingeleitet werden,
gepruft und bescheinigt hat; Verbrennungsmotoren und Blockheizkraftwerke durfen
erst dann in Betrieb genommen werden, wenn er oder sie die Tauglichkeit und si-
chere Benutzbarkeit der Leitungen zur Abfuhrung von Verbrennungsgasen beschei-
nigt hat. Satz 3 gilt auch bei einer wesentlichen Anderung von Anlagen.
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Abschnitt 6
Baulasten

§ 82
Baulasten, Baulastenverzeichnis

(1) Durch Erklarung gegenuber der Bauaufsichtsbehdrde kdnnen Grundstlcksei-
gentumerinnen und Grundstuckseigentumer offentlich-rechtliche Verpflichtungen zu
einem ihre Grundstlcke betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen ubernehmen,
die sich nicht schon aus offentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Baulasten wer-
den unbeschadet der Rechte Dritter mit der Eintragung in das Baulastenverzeichnis
wirksam und wirken auch gegenuber Rechtsnachfolgern.

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform, wobei die elektronische
Form ausgeschlossen ist; die Unterschrift muss offentlich beglaubigt oder vor der
Bauaufsichtsbehorde geleistet oder vor ihr anerkannt werden.

(3) Die Baulast geht durch Verzicht der Bauaufsichtsbehorde unter. Der Verzicht
ist zu erklaren, wenn ein o6ffentliches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht.
Vor dem Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die durch die Baulast Beglns-
tigten angehort werden. Der Verzicht wird mit der Léschung der Baulast im Baulas-
tenverzeichnis wirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichtsbehdrde gefuhrt. In das
Baulastenverzeichnis kdnnen auch eingetragen werden

1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstickseigentiumerin oder des
Grundstuckseigentiumers zu einem ihr oder sein Grundstuck betreffendes Tun,
Dulden oder Unterlassen,

2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenverzeichnis Ein-
sicht nehmen oder sich einen Auszug erstellen lassen.

Teil 6
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften,
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 83
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer nach § 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach
§ 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechts-
verordnung oder die Satzung flr einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3-
geldvorschrift verweist,
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10.

11.

12.

13.

14

15.

einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehérde zuwider-
handelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Ge-
setz zulassigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist, sofern
die Anordnung auf die BuRgeldvorschrift verweist,

als Verflgungsberechtigte oder Verfugungsberechtigter entgegen § 5 Absatz 2
Zu- oder Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflachen nicht standig frei
halt oder Fahrzeuge dort abstellt,

entgegen der Vorschrift des § 7 Absatz 1 Grundstucke teilt,

bei der Errichtung und dem Betrieb einer Baustelle der Vorschrift in § 11 Ab-
satz 3 zuwiderhandelt,

bei Herstellung, Anderung oder Instandhaltung von Anlagen den Vorschriften
uber die barrierefreie und behindertengerechte bauliche Gestaltung in § 39 Ab-
satz 4 und 5, § 50 Absatz 1 bis 4 sowie den erganzend als Technische Baube-
stimmungen eingefuhrten technischen Regeln zuwiderhandelt,

ohne die erforderliche Baugenehmigung (§ 59 Absatz 1), Teilbaugenehmigung
(§ 74) oder Abweichung (§ 67) oder abweichend davon bauliche Anlagen er-
richtet, andert, benutzt oder entgegen § 61 Absatz 3 Satz 2 bis 4 beseitigt,

den Standsicherheitsnachweis nicht entsprechend § 66 Absatz 2 Satz 1 erstel-
len Iasst,

entgegen der Vorschrift des § 62 Absatz 3 Satz 2 bis 4 mit der Ausfuhrung ei-
nes Bauvorhabens beginnt oder abweichend von den nach § 62 Absatz 3 Satz
1 eingereichten Bauvorlagen ausfuhrt,

Fliegende Bauten ohne Ausflihrungsgenehmigung (§ 76 Absatz 2) in Ge-
brauch nimmt oder ohne Anzeige und Abnahme (§ 76 Absatz 7) in Gebrauch
nimmt,

entgegen der Vorschrift in § 72 Absatz 6 mit Bauarbeiten beginnt, entgegen
der Vorschrift in § 61 Absatz 3 Satz 6 mit der Beseitigung einer Anlage be-
ginnt, entgegen den Vorschriften in § 81 Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder
entgegen der Vorschrift in § 81 Absatz 2 Satz 1 und 2 bauliche Anlagen nutzt
oder entgegen § 81 Absatz 2 Satz 3 Feuerstatten oder Verbrennungsmotoren
und Blockheizkraftwerke in Betrieb nimmt,

entgegen § 72 Absatz 7 Satz 1 die Baubeginnanzeige nicht oder nicht fristge-
recht erstattet oder entgegen § 72 Absatz 7 Satz 2 Bauvorlagen nicht oder
nicht fristgerecht einreicht,

Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszeichen kennzeichnet, ohne dass da-
fur die Voraussetzungen nach § 21 Absatz 3 vorliegen,

. Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 ohne das Ubereinstimmungszeichen ver-

wendet,

Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bauauf-
sichtliches Prufzeugnis fur Bauarten anwendet,
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16. als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser, Un-
ternehmerin oder Unternehmer, Bauleiterin oder Bauleiter oder als deren Ver-
treterin oder Vertreter den Vorschriften der § 53 Absatz 1 Satz 1, 2, 4 und 5,

§ 54 Absatz 1 Satz 3, § 55 Absatz 1 Satz 1 und 2 oder § 56 Absatz 1 zuwider-
handelt,

17. entgegen § 58 Absatz 6 Satz 4 eine MalRnahme nicht duldet oder entgegen
§ 58 Absatz 7 eine Auskunft nicht vollstandig oder nicht innerhalb der gesetz-
ten Frist erteilt, oder die verlangte Unterlage innerhalb der gesetzten Frist nicht
vorlegt.

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nummer 14 bis 16 begangen worden, kon-
nen Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden;
§ 19 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Plane oder Unterlagen vorlegt, um
eine nach diesem Gesetz vorgesehene Genehmigungsfreistellung, Priufpflicht
oder einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken o-
der zu verhindern,

2. als Prufingenieurin oder Prufingenieur unrichtige Prufberichte erstellt,

3. unrichtige Angaben im Kriterienkatalog nach § 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2
macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufe bis zu 500 000 Euro geahn-
det werden.

(4) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
uber Ordnungswidrigkeiten ist in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 14
bis 16 die oberste Bauaufsichtsbehoérde, in den Ubrigen Fallen die untere Bauauf-
sichtsbehorde.

§ 84
Rechtsvorschriften

(1) Zur Verwirklichung der in §§ 3, 16a Absatz 1 und § 16b Absatz 1 bezeichneten
Anforderungen wird die oberste Bauaufsichtsbehorde ermachtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen Uber

1. die ndhere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der §§ 4 bis 48,
2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (§ 42),

3. Anforderungen an Garagen,
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4.

besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen
Art oder Nutzung der baulichen Anlagen fir Errichtung, Anderung, Unterhal-
tung, Betrieb und Nutzung ergeben (§ 51), sowie Uber die Anwendung solcher
Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art,

Erst-, Wiederholungs- und Nachprifung von Anlagen, die zur Verhutung er-
heblicher Gefahren oder Nachteile standig ordnungsgemalf} unterhalten wer-
den mussen, und die Erstreckung dieser Nachprufungspflicht auf bestehende
Anlagen,

die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger
baulicher Anlagen und Einrichtungen, wie Buhnenbetriebe und technisch
schwierige Fliegende Bauten, einschliel3lich des Nachweises der Befahigung
dieser Personen.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehérde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen Uber

1.

Prufingenieurinnen, Prifingenieure und Priufamter, denen bauaufsichtliche
Prufaufgaben, einschliel3lich der Bauiberwachung und der Bauzustandsbe-
sichtigung, Ubertragen werden, sowie

Prufsachverstandige, die im Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder der
oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht Verantwortlichen die Einhaltung
bauordnungsrechtlicher Anforderungen prufen und bescheinigen.

Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 regeln, soweit erforderlich,

1.

4.
5.

die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Prifingenieurinnen,
Prufingenieure, Priafamter und Prifsachverstandige tatig werden,

die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren,

Erléschen, Ricknahme und Widerruf der Anerkennung, einschlie3lich der
Festlegung einer Altersgrenze,

die Aufgabenerledigung,

die Vergutung.

(2a) Die Architekten- und Ingenieurkammer Bremen werden ermachtigt, Regelun-
gen Uber die Eintragung in die gemal} § 66 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buch-
stabe d zu fuhrende Liste der Brandschutzplanerinnen und Brandschutzplaner zu
treffen, insbesondere

1.

die Anforderungen an die Bildung und Arbeitsweise des Anerkennungsaus-
schusses,

die Festlegung allgemeiner Verfahrensregelungen,

die Moglichkeiten der Erbringung der erforderlichen Kenntnisse des Brand-
schutzes nach § 66 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c,
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4. das Uberpriifungsverfahren nach Nummer 3,

Regelungen nach Satz 1 bedurfen der Genehmigung durch die oberste Bauauf-
sichtsbehorde.

(3) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen uber

1.

Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, einschlie3lich der
Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen
nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62,

die erforderlichen Antrage, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Be-
statigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben,

das Verfahren im Einzelnen,

die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.

Sie kann dabei

1. die Art und Anforderungen an die Ubermittlung, insbesondere unter Beriick-
sichtigung der Anforderungen an elektronische Kommunikation,

2. fur verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforderungen
und Verfahren

vorschreiben.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1.

die Zustandigkeit fur die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a
Absatz 4 sowie die Zustimmung und den Verzicht auf Zustimmung im Einzelfall

(§ 20)

a) auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehdrde nachgeordnete Behor-
den oder auf das Deutsche Institut fur Bautechnik in Berlin,

b) fur Bauprodukte, die in Baudenkmalern nach Denkmalschutzgesetz ver-
wendet werden sollen, allgemein oder fur bestimmte Bauprodukte auf die
untere Bauaufsichtsbehorde

zu Ubertragen,

die Zustandigkeit fir die Anerkennung von Prif-, Zertifizierungs- und Uberwa-
chungsstellen (§ 25) auf andere Behdrden zu Ubertragen; die Zustandigkeit
kann auch auf eine Behorde eines anderen Landes Ubertragen werden, die
der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehorde untersteht oder an deren Wil-
lensbildung die oberste Bauaufsichtsbehorde mitwirkt,

das Ubereinstimmungszeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zusétzliche
Angaben zu verlangen,
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4. das Anerkennungsverfahren nach § 25, die Voraussetzungen fur die Anerken-
nung, ihre Rucknahme, ihren Widerruf und ihr Erldschen zu regeln, insbeson-
dere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausreichende Haftpflichtver-
sicherung zu fordern.

(4a) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch Rechtsverordnung vorschrei-
ben, dass fur bestimmte Bauprodukte und Bauarten, auch soweit sie Anforderungen
nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anforderungen
§ 16a Absatz 2, §§ 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, wenn die anderen
Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen.

(5) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass die Anforderungen der aufgrund des § 34 des Produktsicherheits-
gesetzes und des § 49 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen entsprechend fir Anlagen gelten, die weder gewerblichen noch wirt-
schaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer beschaftigt werden. Sie kann auch die Verfahrensvor-
schriften dieser Verordnungen fur anwendbar erklaren oder selbst das Verfahren be-
stimmen sowie Zustandigkeiten und Gebuhren regeln. Dabei kann sie auch vor-
schreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung, einschlief3-
lich der zugehdrigen Abweichungen, einschlie3en sowie dass § 35 Absatz 2 des Pro-
duktsicherheitsgesetzes insoweit Anwendung findet.

(6) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde erlasst die zur Durchfihrung dieses Geset-
zes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 85
Technische Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach § 3 kénnen durch Technische Baubestimmungen kon-
kretisiert werden. Die Technischen Baubestimmungen sind zu beachten. Von den in
den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und Aus-
fuhrungsregelungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Losung in
gleichem Male die Anforderungen erflllt werden und in der Technischen Baubestim-
mung eine Abweichung nicht ausgeschlossen ist; § 16a Absatz 2, § 17 Absatz 1 und
§ 67 Absatz 1 bleiben unberihrt.

(2) Die Konkretisierungen konnen durch Bezugnahmen auf technische Regeln und
deren Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf:

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,
2. die Planung, Bemessung und Ausfuhrung baulicher Anlagen und ihrer Teile,

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren
Teilen, insbesondere:

a) Planung, Bemessung und Ausfuhrung baulicher Anlagen bei Einbau eines
Bauprodukts,
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Merkmale von Bauprodukten, die sich fur einen Verwendungszweck auf
die Erfullung der Anforderungen nach § 3 auswirken,

Verfahren fur die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hinblick
auf Merkmale, die sich fur einen Verwendungszweck auf die Erfullung der
Anforderungen nach § 3 auswirken,

zulassige oder unzulassige besondere Verwendungszwecke,

die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwen-
dungszwecke,

die fur einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder erforderli-
che und anzugebende Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich fur ei-
nen Verwendungszweck auf die Erfullung der Anforderungen nach § 3 aus-
wirkt, soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,

die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prufzeugnisses nach § 16a Absatz 3 oder nach § 19 Absatz 1 bedurfen,

Voraussetzungen zur Abgabe der Ubereinstimmungserklarung fiir ein Baupro-
dukt nach § 22,

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach den Grundanforderungen ge-
malf} Anhang | der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 gegliedert sein.

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in § 17 Absatz 3 genannte

Liste.

(5) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht nach Anhorung der beteiligten
Kreise im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehdrde zur Durchflhrung
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen die Technischen Baubestimmungen nach Absatz 1 als Verwaltungsvorschrift be-
kannt. Die nach Satz 1 bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift gilt als Verwaltungs-
vorschrift des Landes Bremen, soweit die oberste Bauaufsichtsbehdrde keine abwei-
chende Verwaltungsvorschrift erlasst.

§ 86

Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung ortliche Bauvorschriften erlassen uber

1.

besondere Anforderungen an die aulere Gestaltung baulicher Anlagen sowie
von Werbeanlagen und Automaten zur Erhaltung und Gestaltung von Ortsbil-
dern,

uber das Verbot und die Beschrankung von Werbeanlagen und Automaten
aus ortsgestalterischen Grunden,

die Lage, GroRRe, Beschaffenheit, Ausstattung und die Unterhaltung von Kin-
derspielflachen, Mitteilungspflichten gegenuber der fur die Spielforderung von

85



Kindern zustandigen Stelle, Ausnahmen von der Herstellungspflicht und Vo-
raussetzungen fur die Beseitigung von Kinderspielflachen nach § 8 Absatz 3
sowie die Voraussetzungen fur die Abldsung, Hohe, den Zahlungsnachweis
und die Verwendung von Ablosungsbetragen nach § 8 Absatz 4,

allgemeine Anforderungen an die Grole, Beschaffenheit und Gestaltung von
Stellplatzen und Fahrradabstellplatzen,

a) die Anzahl von Stellplatzen, insbesondere auch fur Kraftfahrzeuge von
Menschen mit Behinderungen, und Fahrradabstellplatzen nach § 49 Ab-
satz 1 Satz 1, die unter Berucksichtigung der oértlichen Verkehrsverhalt-
nisse fur bauliche Anlagen erforderlich sind, bei denen ein Zu- und Ab-
gangsverkehr mit Kraftfahrzeugen und Fahrradern oder fahrradahnlichen
Leichtkraftradern zu erwarten ist (notwendige Stellplatze, notwendige Fahr-
radabstellplatze), einschlieRlich des Mehrbedarfs bei Anderungen und Nut-
zungsanderungen der Anlagen,

b) die Anforderungen an Malinahmen eines vorhabenbezogenen Mobilitats-
managements, die unter Berucksichtigung der ortlichen Verkehrsverhalt-
nisse und der zu erwartenden Nutzung der baulichen Anlage zur Verringe-
rung des motorisierten Individualverkehrs oder des ruhenden Verkehrs er-
forderlich sind (notwendiges Mobilitatsmanagement),

c) eine nach § 49 Absatz 2 mogliche Ablosung der Herstellungspflicht und die
Hohe der Ablosungsbetrage, die nach Art der Nutzung und Lage der An-
lage unterschiedlich geregelt werden kann,

d) den vollstandigen oder teilweisen Verzicht auf die Herstellung von notwen-
digen Stellplatzen, soweit der Stellplatzbedarf insbesondere durch Mal}-
nahmen eines Mobilitdtsmanagements verringert wird oder durch Umnut-
zungen oder Umbauten von Gebaudeteilen entsteht,

e) die Voraussetzungen fur vollstandige oder teilweise Verbote der Herstel-
lung von notwendigen und nicht notwendigen Stellplatzen auf bestimmte
Teile des Gemeindegebiets oder bestimmte Falle, soweit Grinde des Ver-
kehrs oder stadtebauliche Grunde dies erfordern,

die Gestaltung der Gemeinschaftsanlagen, der Lagerplatze, der Stellplatze fir

Kraftfahrzeuge, der Stellplatze fur bewegliche Abfall- und Wertstoffbehalter so-
wie Uber die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Héhe von Abgrenzungen oder
Einfriedungen; hierzu kdnnen auch Anforderungen an die Bepflanzung gestellt

oder die Verwendung von Pflanzen, insbesondere Hecken, als Einfriedung ver-
langt werden,

die Begrunung von baulichen Anlagen sowie Uber die Gestaltung der Freifla-
chen von Baugrundsticken; dabei kann die Bepflanzung der Freiflachen mit
Baumen und Strauchern geregelt oder allgemein oder fir bestimmte Bereiche,
wie Vorgarten, eine gartnerische Anlegung und Unterhaltung verlangt werden,

andere als in § 6 vorgeschriebenen Tiefen der Abstandsflachen zur Wahrung
der bauhistorischen Bedeutung oder der sonstigen erhaltenswerten Eigenart
eines Gemeindeteiles,
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8. die Bestimmung, dass abweichend von § 2 Absatz 6 Satz 2 und Absatz 7
beide oberste Geschosse als Vollgeschoss gelten oder nur ein oberstes Ge-
schoss als Vollgeschoss qgilt.

(2) Die Gemeinden konnen ferner durch Satzung bestimmen, dass im Gemeinde-
gebiet oder in Teilen davon die Verwendung bestimmter Brennstoffe untersagt oder
der Anschluss an Einrichtungen zur Versorgung mit Nah- und Fernwarme und deren
Benutzung vorgeschrieben wird, wenn dies nach den értlichen Verhaltnissen zur Ver-
meidung von Gefahren, Umweltbelastungen oder unzumutbaren Belastigungen oder
aus Grunden der Schonung der natlrlichen Lebensgrundlagen, insbesondere zur ra-
tionellen Verwendung von Energie, zur Nutzung erneuerbarer Energien oder zur Nut-
zung von Biomasse, gerechtfertigt ist.

(3) Ortliche Bauvorschriften kénnen auch durch Bebauungsplan oder, soweit das
Baugesetzbuch dies vorsieht, durch andere Satzungen nach den Vorschriften des
Baugesetzbuchs erlassen werden. In diesen Fallen sind, soweit das Baugesetzbuch
kein abweichendes Verfahren regelt, die Vorschriften des Ersten und des Dritten Ab-
schnitts des Ersten Teils, des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils des Ersten Kapi-
tels, die §§ 13, 13a, 30, 31, 33, 36, 214 und 215 des Baugesetzbuches entsprechend
anzuwenden.

(4) Anforderungen nach Absatzen 1 und 2 kdénnen innerhalb der 6rtlichen Bauvor-
schrift auch in Form zeichnerischer Darstellungen gestellt werden. lhre Bekanntgabe
kann dadurch ersetzt werden, dass dieser Teil der 6rtlichen Bauvorschrift bei der Ge-
meinde zur Einsicht ausgelegt wird; hierauf ist in den ortlichen Bauvorschriften hinzu-
weisen.

§ 87
Ubergangsvorschriften

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren sind nach
den davor geltenden Verfahrensvorschriften fortzufihren. In diesen Fallen sind die
materiellen Vorschriften dieses Gesetzes nur insoweit anzuwenden, als sie fur die
Antragstellerin oder den Antragsteller eine gunstigere Regelung enthalten als das zur
Zeit der Antragstellung geltende Recht.

(2) Die Verwendung des U-Zeichens auf Bauprodukten, die die CE-Kennzeich-
nung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, ist ab Inkrafttreten
dieses Gesetzes nicht mehr zulassig. Sind bereits in Verkehr gebrachte Baupro-
dukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 305/2011
tragen, mit dem U-Zeichen gekennzeichnet, verliert das U-Zeichen mit Inkrafttreten
dieses Gesetzes seine Gultigkeit.

(3) Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes flr Bauarten erteilte allgemeine bauauf-

sichtliche Zulassungen oder Zustimmungen im Einzelfall gelten als Bauartgenehmi-
gung fort.
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(4) Bestehende Anerkennungen als Priif-, Uberwachungs- und Zertifizierungsstel-
len bleiben in dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geregelten Umfang wirk-
sam. Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellte Antrage gelten als Antrage
nach diesem Gesetz.

§ 88
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bremische
Landesbauordnung vom 4. September 2018 (Brem.GBI. S. 320), die zuletzt durch
Gesetz vom 22. September 2020 (Brem.GBI. S. 963) geandert worden ist, auler
Kraft.

(2) Bei Anderungen dieses Gesetzes wird die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau ermachtigt, die Bremische Landes-
bauordnung in der jeweils geltenden Fassung mit vollstandigem Wortlaut neu be-
kannt zu machen.
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Neufassung der Bremischen Landesbauordnung

Anderungsbegriindung zum Gesetzentwurf

A. Allgemeines

Regelungszweck der Novelle

Die letzte ,Vollnovelle® der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) datiert vom 4. Sep-
tember 2018 (Brem.GBI. S. 320) und wurde zuletzt durch ein Anderungsgesetz vom 22. Sep-
tember 2020 (Brem.GBI. S. 963) punktuell angepasst. Seitdem haben sich bereits zu vielen
bauordnungsrechtlichen Themenfeldern Novellierungsbedarfe ergeben (z.B. Bauvorlagebe-
rechtigung, Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens, weitere Anpassungen an die
Musterbauordnung oder diverse ,Bremensien®), die sich jedoch aufgrund ihrer heterogenen
Komplexitat in unterschiedlichen ,Reifegraden” der Bearbeitung durch die federfihrend be-
teiligten Akteure (Europaische Kommission, Bauministerkonferenz (ARGEBAU) und dem
Land Bremen) befinden. Urspriinglich war durch die oberste Bauaufsichtsbehdrde geplant,
moglichst alle Themenkomplexe im Rahmen einer umfanglichen ,Vollnovelle“ der BremLBO
gebundelt zu regeln.

Da zwischenzeitlich — wie zu Nummer 1 nachstehend naher ausgefuhrt - der Themenkom-
plex der ,Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens® landertbergreifend an Bedeutung
gewonnen hat und nunmehr schrittweise zligig umgesetzt werden soll, ist durch die Senato-
rin fr Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau am 15. Novem-
ber 2021 entschieden worden, das Themenfeld ,Digitalisierung“ aus dem Gesamtpaket der
LBO-Novelle herauszulésen und die erforderliche Anpassung des Rechtsrahmens sowohl in
der BremLBO als auch korrespondierend in der Bremischen Bauvorlagenverordnung (Brem-
BauVorlV) vorgezogen als ,isoliertes Anderungsgesetz* bereits im Jahr 2022 vorzunehmen.

Auch weitere Themenkomplexe haben zwischenzeitlich den erforderlichen Reifegrad erreicht
und an Bedeutung gewonnen, so dass auch diese novelliert werden. Die vorliegende Novelle
beschrankt sich daher auf Rechtsanderungen zu folgenden Themenkomplexen:

1.  Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens'

Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezu-
gangsgesetz — OZG) verpflichtet Bund und Lander bis Ende 2022 ihre Verwaltungsleistun-
gen uber Verwaltungsportale auch digital anzubieten. Ziel des OZG ist es, Leistungen der
Verwaltung digital, einfacher und schneller den Burgerinnen und Blrgern sowie Unterneh-
men anzubieten.

Bei der Umsetzung der digitalen Verwaltungsverfahren ist die Perspektive der Nutzer in den
Fokus zu stellen. In einem Ranking, das die zehn dringendsten zu digitalisierenden Verwal-
tungsleistungen aus Sicht der Unternehmen im Land Bremen auflistet, wird die Baugenehmi-
gung auf Rang funf benannt.

Die Bearbeitung der Themenfelder des OZG erfolgt arbeitsteilig durch den Bund und ein fe-
derfihrendes Bundesland. Die Federfiihrung flr das Themenfeld Bauen & Wohnen und so-
mit auch fir das digitale Baugenehmigungsverfahren liegt beim Bundesministerium des In-
nern und fir Heimat (BMI) sowie dem Land Mecklenburg-Vorpommern (MV) 2.

In MV wurde zwischenzeitlich bereits ein zentraler Online-Dienst fur das digitale Baugeneh-
migungsverfahren nach dem Prinzip "Einer fir Alle" — oder kurz: "EfA" entwickelt. Der Grund-
gedanke hinter der EfA-L6sung ist, dass nicht jedes digitale Verwaltungsangebot eigenstan-
dig von jedem Land neu entwickelt werden muss, sondern die Lander, entwickelte EfA-L6-
sungen ubernehmen kénnen, um Zeit und Ressourcen zu sparen. Bestehende IT-Ldsungen

' Mit Bezug auf vorangegangenen BdV vom 22.09.2021 als Depu-Vorlage VL 20/4513 und BdV vom
28.01.2022
2Vqgl. https://www.digitale-baugenehmigung.de
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mussen lediglich auf das jeweilige Bundesland angepasst und in Eigenverantwortung weiter-
entwickelt werden.

An diesen Rahmenbedingungen orientiert sich das Projekt der ,Digitalisierung des bauauf-
sichtlichen Verfahrens” der unteren Bauaufsichtsbehdrden der Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven, welches seit September 2021 mit Hochdruck vorangetrieben wird. Zwischen-
zeitlich ist ebenfalls entschieden worden, dass sich das Land Bremen der durch das Land
MV entwickelten EfA-L6sung anschlief3t. Nach erfolgter Anpassung des Online-Dienstes ,Di-
gitaler Bauantrag® an das Bremische Landesbaurecht, sollen die bereits vorhandenen elekt-
ronischen Fachverfahren eingebunden werden, um perspektivisch eine medienbruchfreie
Bearbeitung der Vorgange zu ermdglichen.

Die ,Kernleistung“ der Baugenehmigung umfasst folgende Verfahrensarten nach der
BremLBO, die schrittweise digitalisiert werden:

Nr.: | Vorschrift | Verfahrensart Wesentlicher Regelungsumfang
BremLBO
1 § 61 Anzeigeverfahren Vollstandige Beseitigung von baulichen
Absatz 3 Anlagen
2 § 62 Genehmigungsfreistellung Wohnungsbau in qualifiziert beplanten
Gebieten
3 § 63 Vereinfachtes Wohnungsbau im unbeplanten Innen-
Genehmigungsverfahren bereich
4 § 64 Umfangliches Gewerblich und gemischt
Genehmigungsverfahren genutzte Bauten
5 Werbeanlagen
6 Gaststattenfreisitz
7 § 64a Bauaufsichtliche Zustim- Bauvorhaben mit 6ffentlicher Trager-
mung schaft
8 § 66 Bautechnische Nachweise | Sofern erforderlich, verfahrensunab-
hangige Prifung des Standsicherheits-
/ Brandschutznachweises
9 § 67 Abweichungen Isolierte Abweichungen bei Vorhaben
nach § 61 und § 62
Entscheidung im Verfahren bei Vorha-
ben nach § 63 und § 64
10 §75 Vorbescheid Vorhaben nach § 63 und § 64
1 §76 Fliegende Bauten Erteilung der Ausfuhrungsgenehmigung
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Nr.: | Vorschrift | Verfahrensart Wesentlicher Regelungsumfang
BremLBO
12 § 16a Bauarten Sofern nach § 16a Absatz 2 erforder-
lich,

vorhabenbezogene Bauartgenehmi-
gung durch die oberste Bauaufsichtsbe-

horde

13 § 20 Bauprodukte Sofern nach § 17 Absatz 1 erforderlich
Zustimmung der obersten Bauauf-
sichtsbehdrde fur die Verwendung von

Bauprodukten im Einzelfall

Um das Tagesgeschaft der unteren Bauaufsichtsbehérden nicht zu gefahrden, soll das digi-
tale Baugenehmigungsverfahren in mehreren Stufen eingeflihrt werden, deren Ausgestal-
tung an die konkrete Einflihrung zu einem zeitlich korrespondierenden Zeitpunkt auf dem Er-
lasswege feingesteuert werden.

Bis zum Jahresende 2022 ist daher eine entsprechende landesrechtliche Anpassung der
bauordnungsrechtlichen Regelwerke erforderlich, um zukinftig sowohl die angestrebte elekt-
ronische Antragstellung durch die Bauherr- oder Entwurfsverfasserschaft, als auch die Bear-
beitung und perspektivisch auch die abschlieliende Bescheidung durch die unteren Bauauf-
sichtsbehdrden zu ermdglichen.

Durch entsprechende Novellierung der Bremischen Landesbauordnung und der Bremischen
Bauvorlagenverordnung ist deshalb das bisherige Schriftformerfordernis dergestalt abzul6-
sen, dass bauaufsichtliche Bescheide zukinftig im Regelfall elektronisch beantragt und auch
beschieden werden sollen.

Mit diesen Rechtsanpassungen soll der notwendige Rahmen fur die praktische Umsetzung
der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen auf dem Gebiet des Baurechts nach dem On-
linezugangsgesetz (OZG) geschaffen werden.

Die Gremien der ARGEBAU haben hierfur entsprechende Textbausteine zur Anpassung der
Musterbauordnung und Muster-Bauvorlagenverordnung erstellt, die auf der 136. Bauminis-
terkonferenz am 24./25. September.2020 beschlossen worden sind und mit den notwendigen
Anpassungen in Landesrecht tberfuhrt werden sollen.

Zukunftig soll die digitale Antragstellung zum Standardfall werden, die analoge Antragstel-
lung soll in einer Ubergangszeit weiterhin und spater nur noch im Ausnahmefall méglich sein.

Fir weitere Details der technisch-organisatorischen Umsetzung wird auf die Verdéffentlichun-
gen der Fachabteilungen verwiesen.

2. Dem Klimaschutz und der energetischen Versorgung dienenden Anpassungen

2.1 Ubernahme der Abstandsregelungen fir eine Privilegierung von Photovoltaik auf Dach-
flachen entsprechend der Anhérungsfassung zur MBO-Fortschreibung vom 17.12.2021
in § 32 Absatz 5 Satz 2 BremLBO. Diese Regelung ist durch den ,Photovoltaik-Erlass*
vom 21.03.2022 bereits vorab fur anwendbar erklart worden.

2.2 Technische Anlagen zur gebdudebezogenen Warmeversorgung durch erneuerbare
Energien (z.B. Warmepumpen) sowie Geothermieanlagen werden entsprechend § 6
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Absatz 8 Nummer 2 BremLBO abstandsprivilegiert und nach § 61 Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe b) BremLBO verfahrensfrei gestellt.

Auf die Ubernahme weiterer Regelungsinhalte mit Bezug auf Klimaschutz und die Energie-
versorgung ist in dieser Novelle bewusst verzichtet worden, da

a) zuerst die Ergebnisse eines Gutachtens zum energierechtlichen Rahmen einer ver-
pflichteten Photovoltaikausstattung abgewartet werden sollen, die voraussichtlich erst
im Herbst 2022 vorliegen.

b)  hiervon ist auch der weitere Umgang mit dem Nutzungskonflikt zur Dachbegriinung ab-
hangig.

c) Ebenso sollen in diese Novelle ohne vorherige Anhérung nur Regelungsinhalte aufge-
nommen werden, die flr die Bauherrschaft keine Beschwer bedeuten.

Erleichterungen bei verfahrensfreien Vorhaben

3.1 Um die Errichtung von Mobilfunkanlagen zu erleichtern, soll die Verfahrensfreiheit der
Masten in Anlehnung an die MBO entsprechend § 61 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe
a) BremLBO im Aulienbereich freistehend auf bis zu 15 m ausgedehnt werden. Fr
Masten auf Gebauden wird klargestellt, dass die unveranderte Hoéhe von 10 Metern ge-
messen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut gemessen wird.

3.2 EinflUhrung einer ,Nothilfevorschrift in § 61 Absatz 6 BremLBO in Anlehnung an § 61
Absatz 5 BremLBO zur Verfahrensfreiheit von voriibergehenden Nutzungsanderungen
im Bestand oder der Errichtung von temporaren baulichen Anlagen, soweit und so-
lange die MalRnahmen in einer Notsituation erforderlich sind fir Zwecke des Brand-
schutzes, des Katastrophenschutzes, des Bevdlkerungsschutzes, der Unfallhilfe, hu-
manitarer Hilfe, der medizinischen Versorgung oder die Unterbringung von hilfsbedurf-
tigen Personen oder des fur diese Zwecke erforderlichen Personals.

4. Neubekanntmachung des aktuellen Volltextes des BremLBO

In § 88 Absatz 2 wird eine Ermachtigung fur die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau aufgenommen, die Bremische Landesbauordnung in
der jeweils geltenden Fassung mit vollstandigem Wortlaut neu bekannt zu machen. Dadurch
soll die Rechtsanwendung fur alle Akteure erleichtert werden, denn das bisherige ,Daneben-
legen® von im Zweifel mehreren ,isolierten Anderungsgesetzen“ neben der letzten nicht mehr
aktuellen Volltextfassung wird dadurch entbehrlich

Unabhangig von der Neubekanntmachung der Volltextfassung der BremLBO beschrankt sich
die nachfolgende Begriindung der Einzelvorschriften nur auf Ausfihrungen zu den aktuellen
Rechtsanderungen. Fur die Ubrigen, unverandert gebliebenen Vorschriften wird auf die je-
weilige Begriindung der Vorgangerfassungen der BremLBO verwiesen.
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B. Zu den einzelnen Vorschriften

Gebiindelte Anpassung diverser Vorschriften zur Digitalisierung des bauaufsichtli-
chen Verfahrens

Die Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens betrifft eine Vielzahl von Vorschriften in
der BremLBO, fir deren verfahrensrechtliche Anpassung sich vier Fallgruppen herausgebil-
det haben, die nachstehend aufgrund entsprechend gleichlautender Begriindung jeweils ge-
bundelt aufgefihrt sind.

Die notwendigen Anpassungen der BremLBO im Hinblick auf die Digitalisierung erfolgen na-
hezu ,mustertreu” entsprechend der durch die Gremien der Bauministerkonferenz (ARGE-
BAU) fortgeschriebenen Musterbauordnung (MBO) bzw. der Muster-Bauvorlagenverordnung
(MBauVorlV).

Grundlage fir die Anpassungen sind die Anderungsbausteine der Vorlage 4.1 zur 322. Sit-
zung der Fachkommission Bauaufsicht vom 26.-28. Mai 2020, welche die 136. Bauminister-
konferenz am 24./25.September 2020 entsprechend TOP 8 beschlossen hat. Vorangegan-
gen war eine Zustimmung des Ausschusses fur Stadtentwicklung, Bau und Wohnungswesen
(ASBW) am 18./19. Juni 2020 (TOP 6.3). Die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau hat am 15. November 2021 dem Vorschlag der obers-
ten Bauaufsichtsbehdrde zugestimmt, die Regelungsinhalte ziigig und ohne vorgeschaltetes
Anhoérungsverfahren in Bremisches Landesrecht zu Gberfuhren.

Nach erganzender Abstimmung im Rahmen der Projektgruppe ,Digitalisierung des bauauf-
sichtlichen Verfahrens unter Einbindung der Architekten- / Ingenieurkammer sollen die Vor-
schriften wie folgt angepasst werden:

Vorschrift Begriindung

§ 70 Absatz 1 Beteiligung der Nachbarinnen | Begriindung A in Anlehnung an die MBO:

und Nachbarn und der Offentlichkeit Die Vorschriften bleiben bis auf Weiteres un-
verandert, d.h. die bisherige Schriftform bleibt
auch weiterhin erforderlich, weil

§ 78 Einstellung von Arbeiten 1. Der zu erlassene Bescheid einen rechts-
mittelfahigen Verwaltungsakt darstellt

Der Inhalt weitreichende Konsequenzen

§ 72 Baugenehmigung, Baubeginn

§ 82 Baulasteintragung, Baulastenverzeich- >

nis des staatlichen Handelns begriindet
C 3. Das Schriftstlick eine Beweisfunktion
§ 83 Ordnungswidrigkeiten und

4. Eine wichtige Warnfunktion erfullt.

Daruber hinaus sind zum jetzigen Zeitpunkt
die Anforderungen der Umstellung an eine
elektronische Signatur und an eine rechtssi-
chere digitale Zustellung noch in Klarung
durch die Innen- und Justizbehdrden. Da
dies alle behordlichen Verwaltungsakte be-
trifft, soll hier zu einem spateren Zeitpunkt
eine einheitliche ressortibergreifende Lo-
sung angestrebt werden.

§ 67 Absatz 2 Abweichungen Begriindung B in Anlehnung an die MBO:

Entfall der bisherigen Schriftformerforder-
nisse in der BremLBO, daflr kdnnen in der

§ 68 Absatz 4 Bauantrag, Bauvorlagen BremBauVorlV Anforderungen an die Einrei-
chung der Antrage und die Identifizierung der

§ 68 Absatz 1 Bauantrag, Bauvorlagen
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Vorschrift

Begriindung

antragstellenden Personen festgelegt wer-
den.

Fir Bremen sind entsprechende Regelungen
zunachst auf dem Erlasswege geplant, damit
eine schnelle und flexible Anpassung an den
technisch-juristischen Digitalisierungsrahmen
mdglich ist.

Zu einem spateren Zeitpunkt ist dann eine
Nachjustierung der BremBauVorlV auf dem
Verordnungswege verfahrenstechnisch einfa-
cher als im Gesetz maglich.

§ 2 Absatz 3 Satz 5 Begriffe

§ 18 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
§ 53 Absatz 1 Bauherrin oder Bauherr

§ 53 Absatz 2 Bauherrin oder Bauherr

§ 61 Absatz 3 Verfahrensfreie Bauvorha-

ben, Beseitigung von Anlagen, Vorhaben

des Bundes
§ 66 Absatz 4 Bautechnische Nachweise
§ 69 Absatz 3 Behandlung des Bauantrags

§ 70 Absatz 1 Beteiligung der Nachbarinnen
und Nachbarn und der Offentlichkeit

§ 70 Absatz 5 Beteiligung der Nachbarinnen
und Nachbarn und der Offentlichkeit

§ 72 Absatz 7 Baugenehmigung, Baubeginn
§ 73 Absatz 2 Geltungsdauer der Genehmi-
gung

§ 74 Teilbaugenehmigung

§ 75 Vorbescheid

§ 76 Absatz 5 Genehmigung Fliegender

Bauten

Begriindung C in Anlehnung an die MBO:

.Regelanpassung® in den meisten bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften:

Entfall der bisherigen Schriftform und Ersatz
durch die Textform, um zu verhindern, dass

die Information nur mindlich erfolgt und, um
zusatzlichen Aufwand durch Aktenvermerke,
Niederschriften zu vermeiden sowie zugleich
der Beweisfunktion Rechnung zu tragen.

Eine elektronische Ubermittlung, z.B. durch
die Angabe in den entsprechenden digitalen
Eingabemasken, kann je nach Verfahrens-
schritt ausreichend sein.

§ 54 Absatz 2 Entwurfsverfasserin oder Ent-

wurfsverfasser

§ 62 Absatz 3 Genehmigungsfreistellung
§ 62 Absatz 4 Genehmigungsfreistellung
§ 65 Absatz 1 Bauvorlageberechtigung

Begriindung D in Anlehnung an die MBO:

Ersatzloser Entfall der Schriftform

Diese wird als entbehrlich angesehen, da
keine negativen Auswirkungen flir das Ver-
fahren zu beflirchten sind.
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Vorschrift Begriindung

§ 70 Absatz 2 Beteiligung der Nachbarinnen
und Nachbarn und der Offentlichkeit

§ 82 Absatz 3

Zu § 6 — Abstandsflachen

In der Abstandsprivilegierung nach Absatz 8 wird Nummer 2 neben den gebaudeunabhan-
gigen Solaranlagen um Technische Anlagen zur gebaudebezogenen Warmeversorgung
durch erneuerbare Energien (z.B. Warmepumpen) sowie Geothermieanlagen erganzt, wel-
che bei gleichzeitiger Erweiterung des § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b) verfahrensfrei
gestellt werden. Diesen Anlagen wird unterstellt, dass sie aufgrund ihrer geringfiigigen Ab-
messungen keine gebaudegleiche Wirkung entfalten.

Zu § 32 — Dacher

Bereits am 03. September 2020 wurde ein Abweichungserlass zu § 32 Absatz 5 Satz 2 Num-
mer 2 BremLBO betreffend die Mindestabstande von Photovoltaik- und Solarthermie-Anla-
gen auf Dachern von der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau auf Impuls aus der Enquete-Kommission ,Klimaschutzstrategie flir das Land
Bremen“ herausgegeben. Dieser sieht bereits Mdglichkeiten vor, Ausnahmen fiir die Min-
destabstande z.B. auf Reihenhausern zu machen. Die steigende Anzahl der Photovoltaikan-
lagen auf den Dachern ist fur die Erreichung des Klimaziels - Ausschdpfung der Solarpoten-
ziale auf Reihenhausern im Land Bremen von Relevanz.

Wie in dem Bericht der Verwaltung VL 20/2257 vom 02.11.2020 ausgefuhrt, wurde der Ab-
weichungserlass erstellt, um eine umgehende Mdglichkeit zur Reduzierung des Mindestab-
stands auf Reihenhausdachern zu schaffen.

Am 17.12.2021 hat die Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz den Entwurf
einer Anderung der Musterbauordnung (MBO) in die 6ffentliche Anhérung gegeben, der u.a.
eine Regelung zur Reduzierung des Mindestabstands fir bestimmte Solaranlagen vorsieht.
Diese Regelung wurde von der Projektgruppe Brandschutz der Bauministerkonferenz einge-
bracht und sieht abweichend vom bremischen Abweichungserlass die Mdglichkeit einer Ab-
standsreduzierung unabhangig von der Gebaudeklasse vor. Die Anhérungsfrist zum MBO-
Entwurf endete am 15.02.2022.

Wie im Bericht der Verwaltung VL 20/5735 vom 03.03.2022 ausgefihrt, setzt die Umsetzung
dieser Musterregelung in die BremLBO ein formliches Gesetzgebungsverfahren mit entspre-
chender Vorlaufzeit voraus. In der Ubergangszeit bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ist
deshalb bereits am 21. Marz 2022 ein fortgeschriebener Abweichungserlass in Kraft getre-
ten, der die nachfolgende Regelung ab sofort flir anwendbar erklart:

Die Erweiterung des Absatzes 5 erfolgt mustertreu entsprechend der Anhérungsfassung zur
MBO-Fortschreibung vom 17.12.2021.

Wahrend Satz 1 gegenliber der BremLBO-18 unverandert geblieben ist, erhalt Satz 2 einen
zweiteiligen Regelungsinhalt. Die Umstrukturierung erfolgt mit dem Ziel, fir Solaranlagen
(Photovoltaikanlagen, Solarthermieanlagen) einen geringeren Abstand zu Brandwanden vor-
zuschreiben, wenn dies aus Brandschutzgrinden gerechtfertigt werden kann.

Demnach missen von Brandwanden und von Wanden, die anstelle von Brandwanden zulas-
sig sind, nach Nummer 1 mindestens 1,25 m entfernt sein

Nach Buchstabe a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Be-
dachung, wenn diese Wande nicht mindestens 30 cm Uber die Bedachung geflhrt sind und
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Nach Buchstabe b) Photovoltaikanlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus
brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wande gegen Brandibertragung ge-
schitzt sind. Hier wurde begrifflich von ,Solaranlage” auf ,Photovoltaikanlage” umgestellt,
weil alle Solarthermieanlagen von Satz 2 Nummer 2 b) erfasst sind. Die Anforderung dient
der ausreichend langen Verhinderung der Brandweiterleitung auf ein anderes Gebaude in
Fallen, in denen eine Photovoltaikanlage in Brand gerat.

Nach der neuen Nummer 2 missen mindestens 0,50 m entfernt sein

Nach Buchstabe a) Photovoltaikanlagen, deren Auf3enseiten und Unterkonstruktion aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Hier gentigt ein Abstand von 0,5 m zu Brandwanden,
da von ihnen geringere Brandgefahren ausgehen. AuRenseiten sind alle Umfassungsfla-
chen.

Nach Buchstabe b) Solarthermieanlagen. Hier wird als Warmemedium meist ein Wasser-
Propylenglykol-Gemisch verwendet, das nur eine geringe Brandlast aufweist. Dies rechtfer-
tigt einen Abstand von 0,5 m zur Brandwand.

Zu § 57 — Aufbau und Zustindigkeit der Bauaufsichtsbehorden

In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird in Abstimmung mit der Senatorin fir Justiz und Verfas-
sung zur Klarstellung und in Ubereinstimmung mit der (iblichen Bremischen Regelungspraxis
die oberste Bauaufsichtsbehdérde mit den Themenfeldern Bauordnungsrecht und Bautechnik
entsprechend der zum Zeitpunkt der Gesetzgebung giiltigen Geschéaftsverteilung des Senats
der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau als
zustandiges Senatsressort zugeordnet.

Zu § 61 — Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,

Vorhaben des Bundes

a) Erweiterung von § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b) um technische Anlagen
zur gebaudebezogenen Warmeversorgung durch erneuerbare Energien sowie
Geothermieanlagen

Zur Beschleunigung der Energiewende wird der Aufzahlungskatalog der verfahrensfreien
Vorhaben, der im Absatz 1 Nummer 3 Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien auf3er im
Geltungsbereich oértlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 BremLBO enthalt,
im Buchstaben b) um und technische Anlagen zur gebdudebezogenen Warmeversorgung
mit einer H6he bis zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m sowie um Geothermieanlagen
erweitert.

Diese im Wesentlichen technischen Anlagen sind planungsrechtlich Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO, denen allerdings keine bauordnungsrechtliche Relevanz beigemessen,
so dass ein bauaufsichtliches Verfahren fur deren Errichtung als nicht zielfUhrend angesehen
wird. Mogliche isolierte stadtebauliche Entscheidungen zur planungsrechtlichen Zulassigkeit
bleiben davon unberuhrt.

Immissionsschutzrechtlich sind Klimagerate, Kuhlgerate, Luftungsgerate, Luft-Warme-Pum-
pen und Mini-Blockheizkraftwerke Anlagen im Sinne des § 3 Absatz 5 BImSchG. Werden sie
in Wohngebieten betrieben, stellen sie aufgrund ihrer Art und GréRe in der Regel immissi-
onsschutzrechtlich nichtgenehmigungsbeduirftige Anlagen dar, die den Anforderungen des

§ 22 Absatz 1 BImSchG unterliegen. Danach durfen diese Anlagen nur so errichtet und be-
trieben werden, dass schadliche Umwelteinwirkungen u.a. durch Gerausche verhindert wer-
den, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, und - nach dem Stand der Technik
unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmal} beschrankt werden.
Nach § 22 Absatz 2 BImSchG bleiben weitergehende 6ffentlich-rechtliche Vorschriften unbe-
ruhrt. Nach § 24 BImSchG kann die zustandige Immissionsschutzbehdrde im Einzelfall die
zur Durchflihrung des § 22 BImSchG erforderlichen Anordnungen treffen. Nach § 25 Absatz
2 BImSchG soll die zustandige Behoérde den Betrieb untersagen, wenn die hervorgerufenen
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schadlichen Umwelteinwirkungen das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder be-
deutende Sachwerte gefahrden?.

Handelt es sich um Geothermieanlagen (auch das Wort ,Erdwarmeanlagen® ware richtig), ist
ein eigenstandiges wasserrechtliches Zulassungsverfahren durchzufiihren. Im Fachrecht
werden unter anderem auch die notwendigen Abstandsregeln flr diese Anlagen geregelt.
Geothermieanlagen kdnnen mit unterschiedlichen Techniken ausgefihrt werden. Also nicht
nur als Erdwarmesonden, sondern auch als Erdwarmekollektoren. In der Regel werden in
Bremen Erdwarmesonden ausgefihrt. Die Warmepumpe befindet sich dann im Haus (wie
eine Gasheizung).

b) Anpassung von § 61 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a) - Masten, Antennen und
ahnliche Anlagen

Um die Errichtung von Mobilfunkanlagen zu erleichtern, soll die Verfahrensfreiheit fur diese
Anlagen in Anlehnung an die MBO im Aul3enbereich freistehend auf bis zu 15 m Héhe aus-
gedehnt werden. Fur Masten auf Gebauden wird klargestellt, dass die unveranderte Hohe
von 10 Metern, gemessen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut, gemessen
wird.

Gefolgt wird damit der Vorlage 2.1 zur 322. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht vom
26.-28. Mai 2020, die sich mit der baurechtlichen Beurteilung von Mobilfunkanlagen befasst,
die teilweise umstritten ist. Der Begriff der Mobilfunkanlage ist gesetzlich nicht definiert. Die
Fachkommissionen ,Stadtebau” und ,Bauaufsicht” der Bauministerkonferenz vertreten die
Auffassung, dass eine Mobilfunkanlage aus

a) einer oder mehreren Antennen unterschiedlicher Ausgestaltung und Héhe,
b) einem Antennentrager unterschiedlicher Ausgestaltung und Héhe (z.B. Mast) sowie

c) einer Versorgungseinheit, in der die technische Ausrustung zum Betrieb der Antennen
untergebracht ist,

bestehen kann.

Mobilfunkanlagen sind bauliche Anlagen im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 und unterliegen
daher den bauordnungsrechtlichen Vorschriften.

Stellen Mobilfunkanlagen Zubehdr oder Nebenanlagen zu 6ffentlichen StralRen i.S.d. § 1 Ab-
satz 4 Nummer 3, 4 oder 5 des Fernstralengesetzes (FStrG) bzw. der entsprechenden lan-
desrechtlichen Regelungen dar, unterliegen sie nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 nicht dem An-
wendungsbereich der BremLBO. Eine eventuelle Behandlung als Vorhaben i.S.d. § 29
BauGB bleibt davon unberthrt.

In beiden Fallen kommt es bei Antennenanlagen auf Gebauden nicht auf die H6he Uber der
Gelandeoberflache an, sondern auf die Anbringung auf dem Gebaude bzw. bei der Anbrin-
gung unterhalb der Dachhaut auf den Schnittpunkt mit der Dachhaut (vgl. auch VGH Baden-
Wirttemberg, 27.06.1990 — 3 S 2655/89), was die Vorschrift nun klarstellt.

Sind mehrere Versorgungseinrichtungen erforderlich, weil z.B. an einem Mast mehrere An-
tennen angebracht sind, sind diese bis zu einem Gesamtrauminhalt von 10 m? von der Ver-
fahrensfreiheit umfasst.

,2Drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite® im Sinne des Artikels 57 der Richtlinie
(EU) 2018/1972 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 Uber
den europaischen Kodex fir die elektronische Kommunikation (Abl. L 321/36 vom
17.12.2018) fur die Versorgung sogen. small cells, deren sichtbarer Teil ein Volumen von

20 Litern nicht Uberschreitet, fallen entweder unter die vorstehenden ausdricklich formulier-
ten Tatbestande der Verfahrensfreiheit oder sind als andere unbedeutende Anlagen i.S.d.

§ 61 Absatz 1 Nummer 15 Buchst. e) BremLBO verfahrensfrei.

3 Vgl. Leitfaden fiir die Verbesserung des Schutzes gegen Larm bei stationdren Geradten vom
28.08.2013, aktualisiert durch Beschluss der 139. LAI-Sitzung vom 24.03.2020.
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Werden Einzelantennen gegen Antennen vergleichbarer Grofie ausgetauscht, kann man re-
gelmalfig davon ausgehen, dass es sich um unbedeutende Anlagen oder unbedeutende
Teile von Anlagen i.S.d. § 61 Absatz 1 Nummer 15 Buchst. €) BremLBO handelt.

Fir Mobilfunkanlagen, die die Grenze der Verfahrensfreiheit Giberschreiten, kommt in ihrer
Eigenschaft als ,sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind“, die Genehmigungsfrei-
stellung nach § 62 BremLBO oder das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63
BremLBO in Betracht. Fir die Erstellung der erforderlichen Bauvorlagen ist nach § 65 Absatz
1 Nummer 1 BremLBO keine Bauvorlageberechtigung erforderlich.

Mobilfunkanlagen sind keine Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 20 BremLBO. Bei
Einhaltung der Grenzwerte der 26. BImSchV kann von einer erhéhten Gesundheitsgefahr
nicht ausgegangen werden, da diese gerade sicherstellen, dass eine Gesundheitsgefahr-
dung nicht zu beflirchten ist (vgl. Nr. 1.2.1 und 1.2.4, BayVGH, 31.01.2001 — 14 ZS
00.3418).

Etwas Anderes gilt lediglich, wenn die Anlagen einschlie3lich Mast héher als 30 m sind. In
diesem Fall handelt es sich nach § 2 Absatz 4 Nummer 2 BremLBO um Sonderbauten, fir
die ein Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO durchzuflihren ist. Ist eine Mobil-
funkanlage im Einzelfall ein Sonderbau, ist gleichwohl die Vorlage eines Brandschutznach-
weises regelmafig entbehrlich. Auf ihn kann nach § 2 Absatz 9 BremBauVorlV verzichtet
werden.

c) Hinzufiigung eines neuen Absatzes 6 als ,,Nothilfevorschrift® zur Anwendung bei
voriibergehenden Nutzungsanderungen und der temporaren Errichtung von bau-
lichen Anlagen in besonderen Notsituationen

Absatz 6 wird als sog. ,Nothilfevorschrift neu eingefiihrt, um es den unteren Bauaufsichts-
behdrden zu ermdglichen, bei der Nutzungsanderung oder Errichtung von baulichen Anlagen
in Notsituationen auf ein ansonsten erforderliches Baugenehmigungsverfahren zu verzich-
ten, um damit den fir die Bewaltigung der Notsituation federfiihrend zustandigen Fachbehor-
den, eine schnelle und unburokratische Hilfeleistung ,vor Ort“ zu erméglichen. Aufgrund der
besonderen Dringlichkeit ist die Vorschrift bereits vorab am 28.03.2022 auf dem Erlasswege
fur anwendbar erklart worden.

Deutschland ist in den letzten Jahren sowohl in seiner flachenmafRigen Gesamtheit als auch
regional begrenzt von diversen Krisensituationen getroffen worden. Namentlich seien hier die
Flichtlingskrise 2015, die seit 2020 anhaltende Corona-Pandemie, die Flutkatastrophe im
Ahrtal im Sommer 2021 und aktuell seit Februar 2022 der Ukraine-Krieg genannt, welcher
erneut zu einer grofien Flichtlingsbewegung fiihrt. Alle Krisensituationen erfordern von den
Behdrden schnelle Entscheidungen oder eine unbirokratische Mithilfe bei der Krisenbewalti-
gung. Da das Bauordnungsrecht bislang nur unzureichend auf solche Notsituationen vorbe-
reitet war, soll die Verankerung dieser ,Nothilfevorschrift in der BremLBO dazu beitragen,
dass die Bauaufsichtsbehdrden verfahrensrechtlich zukinftig auf bestimmte Notsituationen
angemessen, aber auch rechtssicher reagieren kdnnen. Da die Vorschrift auf Notsituationen
Lvielfaltiger Art“ anwendbar sein soll, ist sie hinsichtlich der Anforderungen bewusst relativ
offen gestaltet, um den beteiligten Fachbehdrden einzelfallbezogen die notwendige Flexibili-
tat in der Rechtsanwendung zu ermdglichen.

Die Vorschrift ist in ihrer konkreten Ausgestaltung einerseits in Anlehnung an eine dhnliche
Hilfeleistungsvorschrift entstanden, die zum 01.01.2022 als § 61 Absatz 3 Eingang in die
Niedersachsische Bauordnung gefunden hat (siehe Nds. GVBI. Nr. 43/2021, ausgegeben am
16. 11. 2021), anderseits wurden auch in Anlehnung an das Verfahren des § 61 Absatz 5
BremLBO flr Vorhaben des Bundes, die der Landesverteidigung dienen, die Verantwortlich-
keit der jeweiligen Fachbehérde und die Kenntnisgaberegeln entsprechend ibernommen.

Bereits nach § 61 Absatz 5 BremLBO ist aus Grinden der Gefahrenabwehr und zum Schutz
der Zivilbevolkerung dringend kurzfristige Hilfe geboten, ohne dass hierflir ein Baugenehmi-
gungsverfahren erforderlich ware. Dabei werden die Lander jedoch im Rahmen einer bun-
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desweiten MalRnahme zum Schutz der Zivilbevoélkerung tatig. Der Bund bedient sich der Lan-
der und Kommunen zur Bewaltigung der Krisenlage, die keine lokale, sondern eine bundes-
weite Not darstellt. Da die Regelung des § 61 Absatz 5 BremLBO nur Vorhaben des Bundes
unter bestimmten Voraussetzungen genehmigungsfrei stellt, waren in den zu regelnden Not-
hilfesituationen BevoélkerungsschutzmafRnahmen der Lander und Kommunen baugenehmi-
gungspflichtig, auch wenn diese durch eine qualifizierte Baudienststelle der jeweiligen 6ffent-
lich-rechtlichen Kérperschaft betreut wirden. Hatte der Gesetzgeber den Sachverhalt des
bundesweiten zivilen Bevdlkerungsschutzes beim Erlass der bereits bestehenden Regelung
bertcksichtigt, hatte er zur Sicherstellung eines schnellen und effektiven Bevdlkerungsschut-
zes eine vergleichbare Vorschrift auch fur Fallkonstellationen einer regionalen Nothilfe ge-
schaffen. Mithin lag bisher eine Gesetzeslicke vor, die nun geschlossen werden soll.

Nach Satz 1 sind Vorlibergehende Nutzungsanderungen, auch in Verbindung mit geringfiigi-
gen baulichen Anderungen, sowie die temporare Errichtung von baulichen Anlagen der Ge-
meinde vor Baubeginn, spatestens aber vor Nutzungsaufnahme in geeigneter Weise zur
Kenntnis zu bringen.

Der ,voriibergehende Zeitraum® ist bewusst in dieser Vorschrift nicht naher definiert: Einer-
seits wird eine Beschrankung auf wenige Tage oder Wochen dem Regelungszweck nicht ge-
recht, andererseits soll moéglichst in Anlehnung an die Fristenregelung des § 246 BauGB ein
Zeitraum von drei Jahren nicht Uberschritten werden. Ein zu kurzer Zeitraum wirde dazu
fuhren, dass bereits kurz nach Nutzungsaufnahme die ansonsten erforderlichen Bauvorla-
gen fur die dauerhafte genehmigungspflichtige Legalisierung der Nutzungsanderung erstellt
werden mussten. Dies soll im Regelfall erst passieren, wenn spatestens im Laufe des dritten
.Krisenjahres* absehbar ist, dass die bauliche Anlage weiterhin und aller Wahrscheinlichkeit
nach dauerhaft fur die abweichende Nutzung benétigt wird. Andererseits soll die Vorschrift
auch bewirken, dass abweichend genutzte bauliche Anlagen perspektivisch und sobald bei
Entscharfung der Krisenlage wieder vertretbar, wieder flr ihren urspringlich genehmigten
Nutzungszweck zur Verfugung stehen.

Durch die Ausdehnung des Anwendungsbereichs nicht nur auf Nutzungsanderungen beste-
hender Gebaude, sondern auch auf damit verbundene geringfligige bauliche Anderungen
sowie auf die temporare Errichtung baulicher Anlagen soll auch die schnelle Errichtung von
Behelfsbauten und Zelten zur benétigten Hilfeleistung ermdglicht werden.

Die Kenntnisgabe an die Gemeinde ist in Anlehnung an die Vorgaben flir Genehmigungsfrei-
stellung nach § 62 Absatz 3 Satz 1 BremLBO an die Stelle zu richten, welche auf kommuna-
ler Ebene fur die Bauleitplanung zustandig ist. Diese Stelle soll die Informationen unverzug-
lich an die zustandige untere Bauaufsichtsbehdrde weiterleiten. Die erforderliche Kenntnis-
gabe“ in geeigneter Weise" ist nicht weiter konkretisiert, dies kann zunachst niedrigschwellig
eine einfache Mail oder Anruf des Vorhabentragers sein. Eine zumindest erganzende Mittei-
lung auch in Textform erscheint jedoch sachgerecht und sollte - sofern bereits méglich - um
notwendige Bauvorlagen erganzt sein, um eine Beurteilung durch die Bauaufsicht fir die Hil-
festellung nach Satz 3 zu ermdglichen.

Nummer 1 konkretisiert den Begriff, der fir die voribergehende Nutzungsanderung oder Er-
richtung der baulichen Anlage erforderlichen Notsituation. Diese muss sich aus Zwecken des
Brandschutzes, des Katastrophenschutzes, des Bevolkerungsschutzes, der Unfallhilfe, hu-
manitarer Hilfe, der medizinischen Versorgung oder der Unterbringung von hilfsbedurftigen
Personen oder des fir diese Zwecke erforderlichen Personals ergeben.

Nummer 2 nennt in Anlehnung an Absatz 5 die Vorhabentrager und die von diesem beauf-
tragten Stellen. Vorhabentrager kdnnen einerseits als Behdérde entweder die Senatsressorts,
untergeordnete Amter oder Dezernate, andererseits aber auch qualifizierte Baudienststellen
des Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde sein, wie z.B. Immobilien Bremen oder
Seestadt Immobilen Bremerhaven. Die Vorhabentrager kénnen fur die Umsetzung der erfor-
derlichen Hilfeleistung natlrliche oder juristische Personen beauftragen, die nach ihrer Fach-
kenntnis, ihrer Zuverlassigkeit und ihren Leistungen die Gewahr daflir bieten, dass die Auf-
gaben dem &ffentlichen Baurecht entsprechend wahrgenommen werden, die Planung leiten

Seite 11



Begrindung zum Entwurf der Neufassung der Bremischen Landesbauordnung

und die Ausfihrung der Arbeiten Gberwachen. Dies kénnen z.B. Prifingenieure fir Brand-
schutz, qualifizierte Brandschutzplaner oder andere geeignete fachkundige Personen im
Sinne des § 54 Absatz 2 BremLBO sein.

Satz 2 stellt ausdrticklich klar, dass ein ansonsten erforderliches bauaufsichtliches Verfahren
nicht stattfindet. Es entfallt damit die bei Verfahren nach § 64 BremLBO ansonsten Ubliche
baurechtliche Prufung, die Behdrdenbeteiligung und das Erteilen der Baugenehmigung.

Die Vorschrift 1asst jedoch Raum flr eine einzelfallbezogene informelle Hilfestellung durch
die Bauaufsichtsbehérde auf dem Wege der Amtshilfe. Der Umfang der Amtshilfe ist jedoch
im Gegenzug abhangig vom Umfang / Vollstandigkeit und Qualitat der Gber den Weg der
Kenntnisgabe nach Satz 1 Gbermittelten Unterlagen.

Die untere Bauaufsichtsbehdrde ist damit sowohl von einer Prifverpflichtung als auch von
der ansonsten Ublichen Verfahrenssteuerung und der Rolle der ,Moderationsfunktion® be-
freit, da nach Satz 3 die fur die Bewaltigung der Notsituation nach Satz 1 Nummer 1 feder-
fuhrend zustandige Fachbehoérde die Zusammenarbeit mit den anderen Fachbehoérden in
dem erforderlichen Umfang koordiniert und somit die Verantwortung hierfir Gbernimmt.

Diese entscheidet selbst Uber die effektivste Gestaltung der behdrdentbergreifenden Zu-
sammenarbeit in dem erforderlichen Umfang, dies kann z.B. auch durch Einberufung eines
Krisenstabes geschehen.

Es ist dem offentlich-rechtlichen Vorhabentrager freigestellt, auch privatrechtrechtliche Orga-
nisationen oder andere Hilfspersonen mit der Umsetzung der Hilfeleistung beauftragen, so-
lange die maRRgeblichen Entscheidungen durch die Behdrde oder die qualifizierte Baudienst-
stelle getroffen und Gberwacht werden, da dieser nach Satz 4 die Verantwortung flr die Ein-
haltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften obliegt.

Satz 5 definiert die fir die Anwendung der Vorschrift erforderliche Notsituation im Sinne des
Satzes 1 Nummer 1. Diese liegt insbesondere vor, solange

nach Nummer 1 aufgrund infektionsschutzrechtlicher Regelungen eine epidemische Lage
besteht, welche je nach Umfang von nationaler, landesweiter oder kommunaler Tragweite
sein kann,

nach Nummer 2 nach dem Bremischen Hilfeleistungsgesetz ein Katastrophenfall festgestellt
worden ist,

nach Nummer 3 eine massenhafte Zuwanderung von Geflichteten erfolgt und diese auf
Grund eines Beschlusses des Rates der Europaischen Union gemaf der Richtlinie
2001/55/EG* umgesetzt durch § 24 des Aufenthaltsgesetzes® auch im Land Bremen unter-
zubringen sind oder

nach Nummer 4 ein vergleichbarer Notstand vorliegt, bei dem Leben, Gesundheit, die le-
benswichtige Versorgung der Bevdlkerung, die Umwelt oder erhebliche Sachwerte in einem
solchen Malde gefahrdet oder beeintrachtigt sind, dass zu seiner Bekampfung oder als hu-
manitare HilfsmalRnahme die sofortige Nutzung der betreffenden baulichen Anlage fir die in
Satz 1 Nummer 1 genannten Zwecke erforderlich ist.

Der Auffangtatbestand der Nummer 4 ist jedoch ausdricklich nur dann anzuwenden, wenn
eine akute Notsituation eintreten sollte, fir deren Bewaltigung bisher noch keine einschla-
gige Rechtsgrundlage nach den Nummern 1 bis 3 vorhanden ist, aber ein unverztigliches
behdérdliches Handeln zur Krisenbewaltigung geboten erscheint. Bei missbrauchlicher An-
wendung durch die betreffende Fachbehoérde bleiben bauaufsichtliche Eingriffsbefugnisse
nach § 58 Absatz 2 BremLBO unberihrt.

4 Vgl. Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 {iber Mindestnormen fiir die Gewahrung voriibergehenden Schutzes
im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und MalRnahmen zur Férderung einer ausgewogenen Verteilung der Belas-
tungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten

5 Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg 2004/ _24.html
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Satz 6 weist mit Bezug auf die Regelung in Satz 2 noch einmal ausdrtcklich darauf hin, dass
mangels bauaufsichtlichen Verfahrens auch keine ansonsten nach § 67 Absatz 1 Satz 1
BremLBO erforderlichen ,isolierten Abweichungsentscheidungen® eingeholt werden missen,
soweit diese fir eine Nutzungsanderung oder die temporare Errichtung nach Satz 1 erforder-
lich sein sollten.

Satz 7 weist mit Bezug auf die Verantwortung nach Satz 4 noch einmal darauf hin, dass die
Anforderungen der Generalklausel nach § 3 Satz 1 im Hinblick auf Gefahren fur die &ffentli-
che Sicherheit einzuhalten sind; insbesondere missen Standsicherheit und Brandschutz so
gewahrleistet sein, dass Gefahren fiir das Leben und die Gesundheit von Menschen vermie-
den werden. Zur Einhaltung dieser Schutzziele im Rahmen der Gefahrenabwehr kénnen so-
wohl die Bauaufsichtsbehoérden als auch die Berufsfeuerwehren nach Satz 3 von der feder-
fuhrenden Fachbehdrde um Amtshilfe gebeten werden, eine abschlieRende Baugenehmi-
gung kann aber aufgrund des in Satz 2 festgelegten Verfahrensverzichtes nicht gefordert
werden.

Wird im Zeitpunkt der Aufnahme einer Nutzung als Nothilfe nach Satz 1 die bisherige Nut-
zung rechtmafig entsprechend einer bestehenden Baugenehmigung ausgelbt, so kann
diese nach Satz 8 im Anschluss nach Beendigung der HilfsmaRnahmen fir die betreffende
Notsituation wiederaufgenommen werden, ohne dass hierflr ein erneutes bauaufsichtliches
Verfahren erforderlich ist. Sofern nach Satz 1 geringfligige bauliche Veranderungen erfolgt
sein sollten, ist der urspringliche Bauzustand wiederherzustellen.

Zu § 70 — Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit

§ 70 wird sowohl an die Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens angepasst als auch
insgesamt mit nachfolgendem Aufbau neu strukturiert, um die einzelnen Schritte der Nach-
bar- und Offentlichkeitsbeteiligung klarer herauszustellen.

Die Anderungen und der Begriindungstext entsprechen einer gleichlautenden Anpassung
der Musterbauordnung, welche unter TOP 6.2 im Rahmen der 138. Bauministerkonferenz
am 18./19. November 2021 beschlossen wurde und auf die Vorlage 10.1 zur 327. Sitzung
der Fachkommission Bauaufsicht vom 8.-9. September 2021 zurtckgreift.

Absatz 1 regelt die Erforderlichkeit der Nachbarbeteiligung,

Absatz 2 bestimmt, dass die Nachbarbeteiligung bei Zustimmung der Nachbarn entfallt,
Absatz 3 bestimmt, wann eine Offentlichkeitsbeteiligung méglich oder erforderlich ist,
Absatz 4 enthalt die Inhalte der Bekanntmachung zur Offentlichkeitsbeteiligung,

Absatz 5 regelt die Durchfiihrung der Offentlichkeitsbeteiligung,

Absatz 6 regelt die Bekanntgabe der Entscheidung durch 6ffentliche Bekanntmachung.

Die zusétzliche Nennung der Offentlichkeit bereits in der Uberschrift soll verdeutlichen, dass
eine Beteiligung nicht auf die Nachbarinnen und Nachbarn im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
beschrankt ist.

Nach Absatz 1 ist eine generelle Beteiligung aller Angrenzenden zu allen Bauvorhaben nicht
erforderlich, da die Nachbarinnen und Nachbarn im bauordnungsrechtlichen Sinne des § 70
nicht mit dem Nachbarbegriff im allgemeinen Sprachgebrauch identisch sein muss. Insbe-
sondere ist nicht jede Eigentimerin oder jeder Eigentimer jedes angrenzenden Grundstiicks
als Nachbarin oder Nachbar anzusehen. Auf der anderen Seite kann der Kreis der benach-
barten Grundstiicke weit tGber die angrenzenden Grundstlicke hinausgehen. Dementspre-
chend wird in Satz 1 als Nachbarin oder Nachbar die- oder derjenige definiert, dessen offent-
lich-rechtlich geschutzte Belange durch eine Abweichung oder Befreiung berthrt werden.
Eine Verletzung von Nachbarrechten muss nicht feststehen. Nach Satz 1 erfolgt die Nach-
barbeteiligung vorbehaltlich der Regelung des Absatzes 2 durch die Bauaufsichtsbehérde
auf dem Wege der Zustellung nach Verwaltungszustellungsgesetz.

Satz 2 stellt klar, dass entsprechend verfahren werden kann, wenn nicht ausgeschlossen
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werden kann, dass durch die Baugenehmigung offentlich-rechtlich geschtitzte nachbarliche
Belange beeintrachtigt werden.

Satz 3 tragt den Erfordernissen des Datenschutzes Rechnung. Die Angabe der Bauherrin
oder des Bauherrn, der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers und der Bauvorla-
geberechtigten oder des Bauvorlageberechtigten gegentliber der Bauaufsichtsbehoérde ist zur
Durchfihrung des Baugenehmigungsverfahrens grundsatzlich erforderlich, um Rickfragen
zu ermoglichen oder z.B. die Bauvorlageberechtigung zu Uberprifen. Diese Angaben sind
aber fur die Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn sowie der Offentlichkeit entbehrlich,
da fUr diese nur das Bauvorhaben selbst, nicht aber die Identitat der genannten Personen
mafgeblich ist. Die Bauherrin oder der Bauherr sollen daher die Mdglichkeit haben, fur die
Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn sowie der Offentlichkeit anonymisierte Bauvor-
lagen einzureichen. Macht sie oder er von dieser Moglichkeit keinen Gebrauch, werden die
von ihr oder ihm eingereichten Bauvorlagen Gegenstand der Beteiligungsverfahren.

Die Nachbarin oder der Nachbar muss nach Satz 4 eventuelle Einwendungen innerhalb ei-
nes Monats nach Zustellung der Benachrichtigung vorbringen. Die Verlangerung der AulRe-
rungsfrist von bisher zwei Wochen nach Satz 3 a.F. auf einen Monat entspricht der Wider-
spruchs- bzw. Klagefrist nach § 70 Verwaltungsgerichtsordnung und gibt der Nachbarin oder
dem Nachbarn ausreichend Zeit, tGber die Geltendmachung méglicherweise bestehender Ab-
wehrrechte zu entscheiden.

Die Vorschrift behalt damit die materielle Praklusion nach Satz 4 a.F. fiir 6ffentlich-rechtliche
Nachbareinwendungen bei, die die Nachbarin oder der Nachbar nicht innerhalb der Frist vor-
tragt. Das betrifft sowohl den Fall, dass die Nachbarin oder der Nachbar sich tUberhaupt nicht
aulert, als auch den Fall, dass die Nachbarin oder der Nachbar sich zwar du3ert, aber nicht
alle Einwendungen vortragt. Die Regelung tragt dem besonderen nachbarschaftlichen Ver-
haltnis Rechnung.

Erhebt sie oder er Einwendungen, denen nicht Rechnung getragen werden soll, fihrt dies
nicht zur (automatischen) Ablehnung des Bauantrags, sondern nur dazu, dass ihm die Bau-
genehmigung nach Absatz 3 zuzustellen ist.

Da Schweigen keine Zustimmung bedeutet, ist bei der Benachrichtigung entsprechend
Satz 5 auf die Praklusion verspateten Vorbringens hinzuweisen. Unterbleibt der Hinweis o-
der erfolgt die Benachrichtigung der Nachbarin oder des Nachbarn nicht durch Zustellung,
tritt die materielle Préaklusion nicht ein.

Nach Absatz 2 Satz 1 ist entsprechend dem bisherigen Recht eine Nachbarbeteiligung dann
nicht erforderlich, wenn die Nachbarinnen oder die Nachbarn dem Bauvorhaben bereits zu-
gestimmt haben. Das kann insbesondere dann erreicht werden, wenn der die Bauherrin oder
Bauherr selbst im Vorfeld der Antragstellung mit der Nachbarin oder dem Nachbarn redet.
Dadurch kann sie oder er nicht nur gegeniiber der formellen AuRerungsfrist des Absatzes 1
eine Verfahrensbeschleunigung erreichen, sondern auch im Gesprach Bedenken der Nach-
barin oder des Nachbarn ausraumen beziehungsweise diesen durch Umplanung Rechnung
tragen und dadurch weitere Verzégerungen vermeiden. Die Zustimmung kann entweder
durch Unterschreiben der Lageplane und Bauzeichnungen oder auf andere Weise erfolgen,
z.B. in dem das Abstimmungsergebnis auf dem Formular ,nachbarliche Zustimmung®“ doku-
mentiert wird.

Satz 2 stellt klar, dass Nachbarinnen und Nachbarn berechtigt sind, die eingereichten Bau-
vorlagen bei der Bauaufsichtsbehdrde einzusehen, soweit das Vorhaben nachbarliche Be-
lange beruhren kann.

Satz 3 regelt, dass die Baugenehmigung stets zuzustellen ist, wenn die Nachbarn dem Bau-
vorhaben nicht zugestimmt haben. Diese Regelung tragt der Rechts- und damit auch der In-
vestitionssicherheit der Bauherrin oder des Bauherrn Rechnung, da eine Verletzung nach-
barlicher Rechte auch auf andere Weise als durch Abweichungen und Befreiungen, die die
Verpflichtung zur Nachbarbeteiligung ausldsen, in Betracht kommt.
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Absatz 3 tragt mit Satz 1 dem Umstand Rechnung, dass die Durchfiihrung der Nachbarbe-
teiligung bei der Errichtung von Anlagen, deren Auswirkungen sich auf einen gré3eren Um-
kreis erstrecken, fur die Bauherrin oder den Bauherrn und die Bauaufsichtsbehorde mit der
Schwierigkeit verbunden ist, dass der Kreis durch das Vorhaben mdglicherweise in ihren
Rechten berthrter Dritter (Nachbarn) im Vorfeld des Genehmigungsverfahrens nur schwer
Uberschaubar ist. Auch im Hinblick darauf, dass eine Vielzahl solcher Vorhaben zwar nicht
der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegt, aber materielles Immissi-
onsschutzrecht mit der Folge berthrt, dass mdglicherweise der tber den Kreis der Grund-
stiickseigentiimer und grundstiicksgleich an Nachbargrundsticken dinglich Berechtigten hin-
ausgehende immissionsschutzrechtliche Nachbarbegriff zum Tragen kommt, wird mit Ab-
satz 3 eine Regelung geschaffen, die eine rechtssichere Drittbeteiligung auch in diesen Fal-
len ermdglicht und der Bauherrin oder dem Bauherrn durch die Praklusionsregelung eine ge-
wisse Investitionssicherheit gewahrleistet.

Hierbei soll der Bauherrin oder dem Bauherrn die Drittbeteiligung durch 6ffentliche Bekannt-
machung — vorbehaltlich der Regelung des Satzes 2 nicht aufgezwungen werden, sondern
lediglich zu ihrer oder seiner Erleichterung dienen, so dass sie von seinem Antrag abhangt.
Um zu vermeiden, dass sich Bauherrschaft und/oder Bauaufsichtsbehérde auch in unproble-
matischen Fallen von der grundsatzlich winschenswerten Individualbeteiligung durch die 6f-
fentliche Bekanntmachung entlasten kdnnen, setzt die 6ffentliche Bekanntmachung einen
Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn und eine Zustimmung der Bauaufsichtsbehdrde vo-
raus, der insoweit ein Ermessensspielraum eingeraumt ist. Aufwendungen, die durch die 6f-
fentliche Bekanntmachung entstehen, sind von der Bauherrin oder vom Bauherrn zu erstat-
ten. Die Bekanntmachung zur 6ffentlichen Beteiligung muss zwingend im amtlichen Verof-
fentlichungsblatt und zusatzlich im Internet oder in ortlichen Tageszeitungen erfolgen. Das
entspricht der Regelung der § 10 Absatz 3 BImSchG fur das immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungsverfahren. Die Kosten des Offentlichkeitsbeteiligungsverfahrens auf Grundlage
des § 2 des Bremischen Bekanntmachungsgesetzes vom 25. November 2014

(Brem.GBI.S 551) tragt in diesem Fall die Bauherrin oder der Bauherr.

Satz 2 bestimmt zur Umsetzung des Artikels 15 der Seveso-llI-Richtlinie, dass fir Schutzob-
jekte zwingend eine Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren ist. Die Offentlichkeitsbeteili-
gung ist allerdings entbehrlich, wenn die Baugenehmigung aus anderen Grinden abgelehnt
werden soll.

Nach Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie haben die Mitgliedstaaten dafiir zu sorgen, dass zwi-
schen den unter die Richtlinie fallenden Betrieben einerseits und u. a. Wohngebieten, 6ffent-
lich genutzten Gebauden und Gebieten und Erholungsgebieten andererseits ein angemesse-
ner Sicherheitsabstand gewahrt bleibt, wenn diese Ansiedlungen Ursache von schweren Un-
fallen sein oder das Risiko eines schweren Unfalls vergrofern oder die Folgen eines solchen
Unfalls verschlimmern kdnnen. Bei der Beurteilung, ob derartige Risiken bestehen, kommt es
nicht nur auf die von einem Betriebsbereich ausgehenden Gefahren an. Zu berticksichtigen
sind auch Besonderheiten der Schutzobjekte wie die Zunahme der Zahl der méglicherweise
betroffenen Personen, Schutzmallnahmen an Schutzobjekten oder die besondere Gefahr-
dung oder Schutzbediirftigkeit der betroffenen Personen.

Nummer 1 dient der Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie fir Wohngebiete, die deshalb mit
dem korrespondierenden Wortlaut in § 62 Absatz 1 Satz 3 BremLBO aus dem Anwendungs-
bereich der Genehmigungsfreistellung herausgeldst werden und deren planungsrechtliche Zu-
lassigkeit im Rahmen des vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO zu pru-
fen ist.

Wohngebiete im Sinne der Richtlinie durften nicht ausschlieRlich im Sinne der Gebietskatego-
rien der Baunutzungsverordnung zu verstehen sein, da es sich insoweit nur um eine nationale
Regelung handelt. Vielmehr dirfte es um die Vorsorge gehen, dass nicht durch eine Neuan-
siedlung einer grofkeren Zahl von Menschen die Folgen eines in einem Betriebsbereich statt-
findenden Unfalls wesentlich verscharft werden. Abstrakt lassen sich Wohngebiete im Sinne
der Richtlinie daher dahingehend definieren, dass es sich um Flachen handeln muss, die zu-
mindest Uberwiegend dem Wohnen dienen oder die in einer Weise genutzt werden, die unter
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Gesichtspunkten des Immissions- oder Storfallschutzes ahnlich wie das Wohnen eines beson-
deren Schutzes bediirfen. Daher ist die Errichtung einzelner Wohngebaude oder die Schaffung
von Wohnraum durch UmbaumafRnahmen und Nutzungsanderungen dann wie ein Wohnge-
biet zu behandeln, wenn sie eine einem Wohngebiet vergleichbare Zunahme der Wohnnut-
zungsintensitat ermdglichen.

Fir die Festlegung des Schwellenwerts von 5 000 m? Brutto-Grundflache sind folgende Uber-
legungen malfdgeblich:

Die Seveso-llI-Richtlinie flhrt als schutzbedirftige Nutzungen Wohngebiete, 6ffentlich ge-
nutzte Gebaude und Gebiete, Erholungsgebiete und Hauptverkehrswege auf. Dabei handelt
es sich typischerweise um Vorhaben mit einer gréBeren Nutzungsintensitat. Die grofere Nut-
zungsintensitat kann Auswirkungen auf den in Artikel 13 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c) der
Seveso-lI-Richtlinie genannten Schutzzweck haben, nicht das Risiko eines schweren Unfalls
zu vergrolRern oder die Folgen eines solchen Unfalls zu verschlimmern. Durch die Ansiedlung
einzelner Personen ist regelmafig nicht mit einer signifikanten Gefahrerhéhung zu rechnen,
da ein Schutz dieser Personen durch die vorhandenen Mdglichkeiten des Katstrophenschut-
zes (insbesondere Warnung und/oder Evakuierung) gegeben ist.

Ab einer Zahl von mehr als 100 Personen, die sich bei Verwirklichung eines Bauvorhabens
zusatzlich im Gefahrenbereich eines Betriebsbereichs befinden, ist dagegen zu beflrchten,
dass nicht nur in Einzelfallen das Gefahrdungspotential signifikant ansteigt und daher auch
zusétzliche Uberlegungen zur Warnung und Evakuierung der betroffenen Personen erforder-
lich sind.

Daher sollen unter Wohngebieten im Sinne der Seveso-llI-Richtlinie Bauvorhaben verstanden
werden, die der Errichtung von Wohnraum fir mehr als 100 Personen dienen. Dabei sollen
auch BaumaRnahmen erfasst werden, bei denen nicht nur Wohnraum, sondern zuséatzlich
auch Flachen fur andere Nutzungen (z.B. Einzelhandel, Buroflachen) geschaffen werden.
MalRgeblich ist fur die Nummer 1 aber nur die GréRe der geplanten Wohnflachen.

MalRgeblich ist das jeweilige Bauvorhaben, das im Einzelfall auch mehrere Gebaude umfassen
kann, die gemeinsam Gegenstand eines einheitlichen bauaufsichtlichen Verfahrens sind. Eine
Hinzurechnung weiterer in der Nachbarschaft mdglicher WohnungsbaumalRnahmen oder im
zeitlichen Zusammenhang bereits durchgefiuhrter Wohnungsbaumafinahmen erfolgt nicht. So-
weit derartige Entwicklungen aufgrund der in der Nachbarschaft vorhandenen unbebauten Fla-
chen mdglich sind, kann im Einzelfall eine Steuerung durch die Aufstellung oder Anderung von
Bebauungsplanen nach § 1 Absatz 3 BauGB bauplanungsrechtlich erforderlich sein, wenn die
Gemeinde die Bebauung ermdglichen will.

Da weder fir Bauherrschaft noch fiir Bauaufsichtsbehodrden ausreichend vorhersehbar ist, in
welcher Intensitat Wohnungen genutzt werden, soll nicht auf die vorgesehene Zahl von Be-
wohnerinnen und Bewohnern, sondern auf die Brutto-Grundflache der dem Wohnen dienen-
den Nutzungseinheiten abgestellt werden, die regelmafig ohnehin im Zusammenhang mit der
Gebaudeplanung ermittelt wird. Werden einzelne Raume von Nutzungseinheiten auch anders
genutzt, ist die auf die Nutzungseinheit entfallende Brutto-Grundflache gleichwohl vollstandig
zu berlcksichtigen, wenn die Nutzungseinheit auch dem Wohnen dient.

Gewahlt wird ein Wert von insgesamt 5 000 m? Brutto-Grundflache, was einem Durchschnitts-
wert von 50 m? Flache pro Person entspricht. Dabei wurde bericksichtigt, dass das Umwelt-
bundesamt fiir das Jahr 2014 eine durchschnittliche Wohnflache von 46,5 m? pro Person er-
mittelt hat. Im Jahr 2000 lag der Wert noch bei 39,5 m? Wohnflache pro Person. Mit einem
weiteren Ansteigen dlrfte daher zu rechnen sein mit der Folge, dass ein Wert von 50 m? Fla-
che pro Person realistisch ist.

Nummer 2 dient der Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie fur 6ffentlich genutzte Gebaude.

Der Begriff der baulichen Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, entspricht dem Begriff in § 50
Absatz 2 BremLBO. Aus den vorstehend bei der Nummer 1 genannten Griinden wird als
Schwellenwert, ab dem ein 6ffentlich zugangliches Gebaude im Hinblick auf die Anforderun-
gen der Seveso-llI-Richtlinie zu priifen ist, eine Zahl von mehr als 100 Besuchenden gewahlt.
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Entsprechend dem Ziel der Richtlinie, die Offentlichkeit vor Gefahren zu schitzen, wird nicht
auf die insgesamt in einem Gebaude anwesenden Personen, sondern lediglich auf die Zahl
der Besuchenden abgestellt. Bei Anderungen und Nutzungsénderungen bestehender Ge-
baude kommt es darauf an, ob die mégliche Zahl der Besuchenden um mindestens 100 Per-
sonen steigt.

Die Nummern 1 und 2 stellen lediglich sicher, dass fur die darunter fallenden Nutzungen ein
Genehmigungsverfahren nach § 63 oder 64 BremLBO durchgefiihrt wird, das auch die bau-
planungsrechtliche Zulassigkeit umfasst. Eine Priifung, ob auch bestimmte Sonderbauten zu
bertcksichtigen sind, ist entbehrlich, da diese ohnehin nicht dem Genehmigungsfreistellungs-
verfahren unterliegen.

Voraussetzung der Nichtanwendbarkeit der Genehmigungsfreistellung ist, dass das Bauvor-
haben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne
des § 3 Absatz 5a des Bundesimmissionsschutzgesetzes verwirklicht werden soll. Der ange-
messene Sicherheitsabstand ist nach den Bestimmungen des Immissionsschutzrechts zu er-
mitteln.

Zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands sind regelmallig Gutachten erforder-
lich, die von der Bauherrin oder vom Bauherrn vorzulegen sind, soweit nicht ein Sicherheits-
bericht im Sinne des § 9 der Stoérfall-Verordnung vorliegt. Da die Erstellung der Gutachten
haufig zu Zeitverlusten fiihren und erhebliche Kosten verursachen kann, werden sie mitunter
durch Gemeinden in Auftrag gegeben. Liegen Gutachten fir das konkrete Bauvorhaben oder
auf den Betriebsbereich bezogene Gutachten vor, kann bei Einhaltung der sich daraus erge-
benden angemessenen Sicherheitsabstande davon ausgegangen werden, dass die Anforde-
rungen der Seveso-llI-Richtlinie eingehalten sind. Eine Herausnahme der Bauvorhaben aus
dem Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung ist dann nicht erforderlich.

Ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt und mit vertretbarem Aufwand auch
nicht zu ermitteln, kann auch auf den sogenannten Achtungsabstand abgestellt werden. Der
Achtungsabstand ist nach Nummer 3.1 des Leitfadens ,Empfehlungen fur Abstande zwischen
Betriebsbereichen nach der Storfall-Verordnung und schutzbedurftigen Gebieten im Rahmen
der Bauleitplanung — Umsetzung § 50 BImSchG* der Kommission fir Anlagensicherheit zu
ermitteln. Es handelt sich dabei um einen Abstand um einen Betriebsbereich, bei dessen Ein-
haltung unabhangig von den Besonderheiten des Einzelfalls eine Gefahrerh6hung im Fall ei-
nes Unfalls nicht mehr zu erwarten ist. Wird der Achtungsabstand eingehalten, kann daher
regelmafig davon ausgegangen werden, dass durch die Ansiedlung von Schutzobjekten das
Risiko eines schweren Unfalls weder vergrofRert noch die Folgen eines solchen Unfalls ver-
schlimmert werden.

Da der Achtungsabstand regelmaRig nicht die Besonderheiten des jeweiligen Betriebsbereichs
und seiner Umgebung wie Umgang mit gefahrlichen Stoffen im Produktionsprozess, techni-
sche MalRnahmen zur Verminderung des Unfallrisikos oder zur weiteren Begrenzung mogli-
cher Unfallfolgen oder Mdglichkeiten des Einsatzes von Hilfskraften berlcksichtigt, ist er in
den meisten Fallen deutlich groRer als der angemessene Sicherheitsabstand, in Einzelfallen
kann aber auch der angemessene Sicherheitsabstand grofier sein.

Folge der Lage eines Schutzobjekts innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands bzw.
des Achtungsabstands ist nicht dessen Unzuldssigkeit, sondern nach der Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 20.12.2012, Az. 4 C 11/11) zunachst nur, dass die
Bauaufsichtsbehdrde im Rahmen einer nachvollziehenden Abwagung die Genehmigungsfa-
higkeit zu prufen hat (auf die von der Fachkommission Stadtebau der Bauministerkonferenz
auf der 41. Sitzung am 29./30 Marz 2017 beschlossene Arbeitshilfe zur Berlicksichtigung des
Art. 13 Seveso-llI-Richtlinie im baurechtlichen Genehmigungsverfahren in der Umgebung von
unter die Richtlinie fallenden Betrieben wird hingewiesen).

Folge fiir die in unter Nummer 1 und 2 genannten Bauvorhaben ist, dass diese mindestens
dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO unterliegen. Das bedeu-
tet zwar eine Abkehr von dem Grundsatz, dass die Genehmigungsfreistellung und das verein-
fachte Baugenehmigungsverfahren grundsatzlich fir die gleichen Bauvorhaben gilt. Dies ist
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aber hinzunehmen, da andernfalls flr die nach der Seveso-llI-Richtlinie zu beurteilenden Vor-
haben ein eigenstandiges Prufverfahren hatte geschaffen werden missen, dessen Zusam-
menspiel mit den Verfahren nach den §§ 62 bis 64 BremLBO im Einzelfall zu Problemen héatte
fuhren kdnnen.

Zusétzlich enthdlt Nummer 3 weitere Schutzobjekte, fiir die eine Offentlichkeitsbeteiligung
vorgeschrieben werden soll. Das ist erforderlich, da Artikel 13 Seveso-IlI-Richtlinie nicht ab-
schlieBend beschreibt, welche Nutzungen schutzbedurftig sein kébnnen bzw. was unter 6ffent-
lich genutzten Gebauden und Gebieten sowie unter Erholungsgebieten zu verstehen ist. Die
Konkretisierung hat unter Bericksichtigung des Schutzziels zu erfolgen, dass das Risiko eines
schweren Unfalls nicht vergréRert oder die Folgen eines solchen Unfalls nicht verschlimmert
werden sollen. Daher sind nicht nur Nutzungen mit einem umfangreichen Besucherverkehr zu
betrachten, sondern auch solche Nutzungen, bei denen die Nutzerinnen und Nutzer z.B. auf-
grund ihres Gesundheitszustands oder ihres Alters besonders gefahrdet oder besonders
schutzbedurftig sein kdnnen. Auch kdnnen Vorhaben zu berticksichtigen sein, die zwar nicht
offentlich zuganglich, aber gleichwohl z.B. als Einrichtung der sozialen Infrastruktur éffentlich
genutzt werden.

Daher ist vor der Genehmigung der nachfolgend aufgefiihrten Sonderbauten eine Offentlich-
keitsbeteiligung durchzuflihren, wobei es gleichgliltig ist, ob diese Sonderbauten durch Errich-
tung, Anderung oder Nutzungsanderung erstmals entstehen oder bestehende Sonderbauten
unter Beibehaltung der Sonderbaueigenschaft geandert werden:

— Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen
mit Pflegebediirftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahigkeit eingeschrankt ist,
(§ 2 Absatz 4 Nummer 9 BremLBO),

— Krankenhauser (§ 2 Absatz 4 Nummer 10 BremLBO),

— Tageseinrichtungen fir Kinder, Menschen mit Behinderung und alte Menschen, sonstige
Einrichtungen zur Unterbringung von Personen, ausgenommen Tageseinrichtungen ein-
schlieRlich Tagespflege fir nicht mehr als zehn Kinder (§ 2 Absatz 4 Nummer 12
BremLBO),

— Schulen, Hochschulen und ahnliche Einrichtungen (§ 2 Absatz 4 Nummer 13 BremLBO),
— Camping- und Wochenendplatze (§ 2 Absatz 4 Nummer 15 BremLBO),
— Freizeit- und Vergnugungsparks (§ 2 Absatz 4 Nummer 16 BremLBO).

Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12 und 13 BremLBO werden aufgenommen,
da bei ihnen im Einzelfall fraglich sein kann, ob sie 6ffentlich zuganglich sind bzw. inwieweit
die Nutzer, fUr die die Einrichtungen vorrangig gedacht sind (Kranke, Pflegebediirftige, Schiler
und Studenten), als Besucher zu betrachten sind.

Die Aufnahme der Camping- und Wochenendplatze sowie der Freizeit- und Vergnigungs-
parks ist erforderlich, da nach Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a) der Seveso-IlI-Richtlinie auch
Erholungsgebiete einen angemessenen Sicherheitsabstand wahren sollen.

Bei den Nutzungen nach der Nummer 3 wurde gepruft, ob bei diesen ebenfalls Schwellen-
werte vorgesehen werden sollen, oder ob lediglich auf den Sonderbautatbestand abgestellt
werden soll. Auf Schwellenwerte wurde zum einen verzichtet, da die erfassten Nutzungen in
der Regel ohnehin flir mehr als 100 Personen vorgesehen sind und zum anderen nicht nach-
vollziehbar ware, warum die besondere Schutzbedirftigkeit bestimmter Personengruppen
bei der Frage des Brandschutzes anders beurteilt wird als bei der Vorsorge vor Folgen von
Storfallen.

Allerdings soll bei der Anderung von in Nummer 3 genannten Sonderbauten eine Offentlich-
keitsbeteiligung dann entfallen, wenn sich die Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen
nicht erhéht. Damit soll insbesondere bei SanierungsmalRnahmen oder technischen Optimie-
rungen von Anlagen, bei denen sich die Frage einer Standortanderung regelmafig nicht
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stellt und das Gefahrdungspotential eher ab- als zunimmt, unnétiger Aufwand vermieden
werden.

Die in Nummer 3 genannten Sonderbauten werden in § 62 Absatz 1 BremLBO nicht geson-
dert aufgefiihrt, da Sonderbauten generell aus dem Anwendungsbereich der Genehmigungs-
freistellung ausgenommen sind.

Nach Satz 3 ist die Offentlichkeitsbeteiligung bei der Genehmigung von Schutzobjekten ent-
behrlich, wenn

nach Nummer 1 die Offentlichkeitsbeteiligung bereits in einem Bebauungsplanverfahren er-
folgt ist, oder sich nach der gegentiber der BremLBO-18 erganzten Nummer 2 bei einer An-
derung von Schutzobjekten die Zahl der gefahrdeten Nutzerinnen und Nutzer nicht erhéht.

Die Offentlichkeitsbeteiligung vor der Genehmigung von Schutzobjekten soll die nach dem
Ubereinkommen von Aarhus erforderliche effektive Beteiligung der Offentlichkeit an der Ent-
scheidungsfindung gewahrleisten. Die Offentlichkeit soll u. a. Meinungen und Bedenken &u-
Rern kdnnen, die fur die Entscheidung méglicherweise von Belang sind (vgl. Erwagungs-
grund 21 zur Seveso-llI-Richtlinie).

Die Seveso-llI-Richtlinie verlangt aber nicht, dass die Offentlichkeit mehrfach beteiligt wird.
Ausreichend ist vielmehr, wenn den Verpflichtungen nach der Seveso-llI-Richtlinie bereits in
einem abgeschlossenen Bebauungsplanaufstellungsverfahren Rechnung getragen wurde
und die Gemeinde in einem Bebauungsplan dem Gebot, den angemessenen Sicherheitsab-
stand zu wahren, Rechnung getragen hat. Dabei kann es sich sowohl um das Baugebiet
handeln, in dem der Betriebsbereich liegt, als auch um das Baugebiet, in dem das Schutzob-
jekt verwirklicht werden soll. Voraussetzung ist aber, dass die Gemeinde die durch den Be-
triebsbereich verursachten Gefahren tatsachlich in ihre Abwagung einbezogen hat. Weitere
Voraussetzung ist, dass die tatsachlichen Umstande, die fur die Abwagungsentscheidung
mafgeblich waren, zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber den Bauantrag fur das Schutzob-
jekt noch zutreffen. So kédnnen auch auf3erhalb der Uberplanten Gebiete erfolgte Verande-
rungen zu berlcksichtigen sein, wenn z.B. eine die Ausbreitung von Schadstoffen behin-
dernde Sperre entfallen ist.

Da diese Fragen insbesondere bei alteren Bebauungsplanen schwierig zu beurteilen sein
kénnen, soll kein Automatismus z.B. durch Einfihrung einer Stichtagsregelung vorgesehen
werden. Vielmehr soll die Bauaufsichtsbehdrde die entsprechende Beurteilung vornehmen.
Hierfur ist weder ein besonderes Verfahren noch ein gesondert anfechtbarer Verwaltungsakt
vorgesehen. Kommt die Bauaufsichtsbehdrde zu dem Ergebnis, dass dem Gebot, den ange-
messenen Sicherheitsabstand zu wahren, in einem Bebauungsplan Rechnung getragen und
das Abwéagungsergebnis insoweit noch aktuell ist, ist eine Offentlichkeitsbeteiligung im Sinne
des Satzes 2 entbehrlich. Unberihrt bleibt die Mdglichkeit, eine Offentlichkeitsbeteiligung
nach Satz 1 durchzuflhren.

Da bei einer Offentlichkeitsbeteiligung zu einem Bauantrag eine zuséatzliche Einzelbenach-
richtigung aller mdglicherweise als Nachbarinnen und Nachbarn betroffenen Personen wenig
sinnvoll und kaum durchfiihrbar ware, sind nach Satz 4 die Regelungen des Absatzes 1 und
2 zur Beteiligung einzelner Nachbarinnen und Nachbarn einschlie3lich der Unbeachtlichkeit
verspateten Vorbringens nicht anwendbar.

Absatz 4 regelt die Inhalte der Bekanntmachung zur Offentlichkeitsbeteiligung. Dabei enthalt
Satz 1 die bei allen Offentlichkeitsbeteiligungen zu beachtenden Anforderungen, wahrend
Satz 2 die Zusatzanforderungen regelt, die bei der Bekanntmachung von Bauantragen fur
Schutzobjekte zu beachten sind.

Satz 1 regelt in Anlehnung an § 18 Absatz 2 StorfallVO die Anforderungen an die Bekannt-
machung zur Offentlichkeitsbeteiligung.

Nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz anerkannte Vereinigungen haben nach der Num-
mer 3 ein Beteiligungsrecht, auf das hinzuweisen ist. Diese Regelung entspricht § 18 Absatz
2 Satz 2 Nummer 2 StorfallVO. Gegenuber der bisherigen Regelung soll der Ausschluss der
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nicht rechtzeitig geltend gemachten umweltbezogenen Einwendungen nur fir das Genehmi-
gungsverfahren gelten.

Der Bund fiihrt in der Begriindung zu der Anderung des § 10 BImSchG aus (BR-Drs.
422/16):

,Des Weiteren soll mit dem Entwurf das Urteil des EuGH (Rechtssache C-137/14) vom

15. Oktober 2015 umgesetzt werden. In diesem Urteil hat der EuGH entschieden, dass die
Préklusion von Einwendungen tatséchlicher Art im gerichtlichen Verfahren eine Beschrén-

kung darstellt, fiir die es in Artikel 11 der Richtlinie 2011/92/EU und Artikel 25 der Richtlinie
2010/75/EU keine Grundlage gibt. Die entsprechende Regelung im Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetz ist daher zu streichen.

Auch nach der Entscheidung des EuGH vom 15.0ktober 2015 (Az. C-137/14) kann der Ein-
wendungsausschluss im Verwaltungsverfahren beibehalten werden. Die entsprechenden
Regelungen in verschiedenen Fachgesetzen sind dementsprechend zu konkretisieren, d.h.
auf die Verwaltungsverfahren zu beschrdnken.”

Fir die nicht umweltbezogenen 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen verbleibt es bei der
Praklusion nicht rechtzeitig geltend gemachter &ffentlich-rechtlicher Einwendungen. Zivil-
rechtliche Einwendungen sind nach § 72 Absatz 4 BremLBO grundséatzlich unbeachtlich.

Die in Satz 2 aufgeflihrten zusatzlichen Anforderungen an die Bekanntmachung zu Bauan-
tragen flr Schutzobjekte dienen der Umsetzung von Artikel 15 der Seveso-llI-Richtlinie. Da-
nach haben die Mitgliedstaaten dafiir zu sorgen, dass die betroffene Offentlichkeit friihzeitig
Gelegenheit erhalt, ihren Standpunkt zu spezifischen einzelnen Projekten darzulegen, die
sich u. a. auf die Zulassung einer im Sinne des Artikel 13 der Seveso-IlI-Richtlinie schutzbe-
durftigen Nutzung beziehen. Nach Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie sind der Offentlichkeit
vor der Entscheidung Uber eine Ansiedlung verschiedene Informationen zur Verfliigung zu
stellen. Der Offentlichkeit ist Gelegenheit zu geben, sich vor der Entscheidung zu duBern.

Absatz 5 regelt die Durchfuhrung der 6ffentlichen Auslegung. Der Umfang der zur Einsicht
auszulegenden Unterlagen ergibt sich aus den Sétzen 1 und 2. Die Auslegung der ,ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehdrde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen®, wird vorrangig Umweltgutachten und —stellungnah-
men betreffen. Insoweit durfte ohnehin regelmaiig ein Einsichtsrecht der Nachbarinnen und
Nachbarn bestehen. Nach Satz 2 sind Bauvorlagen, die Geschéafts- oder Betriebsgeheim-
nisse enthalten, nicht auszulegen. Da der Bauaufsichtsbehdérde eine entsprechende Bewer-
tung regelmafig nicht maéglich ist, sind diese Unterlagen entsprechend § 10 Abs. 2 BImSchG
zu kennzeichnen und getrennt vorzulegen. Ihr Inhalt muss, soweit es ohne Preisgabe des
Geheimnisses geschehen kann, so ausflhrlich dargestellt sein, dass es Dritten moglich ist,
zu beurteilen, ob und in welchem Umfang sie von den Auswirkungen der Anlage betroffen
werden kdnnen.

Satz 3 regelt die Frist zur AuRerung von Einwendungen und die Praklusion verspateten Vor-
bringens. Die Moglichkeit, sich bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist zu duf3ern,
entspricht § 23b Absatz 2 i.V.m. 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG und § 73 Absatz 4 des Bremi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes. Zur eingeschrankten Praklusion verspateten Vorbrin-
gens wird auf Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 verwiesen. Auf die Bestimmungen ist in der Be-
kanntmachung nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 hinzuweisen.

Absatz 6 regelt die Bekanntgabe der Baugenehmigung an die Nachbarinnen und Nachbarn
sowie an die Offentlichkeit.

Satz 1 Halbsatz 1 erleichtert die Bekanntgabe der Baugenehmigung in Verfahren, in denen
eine groRere Zahl von Nachbarinnen und Nachbarn dem Bauvorhaben nicht zugestimmt hat,
denen nach Absatz 2 die Baugenehmigung zuzustellen ware. In diesem Fall kann die Zustel-
lung durch eine offentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Halbsatz 2 bestimmt, dass
nach der Durchfiihrung einer Offentlichkeitsbeteiligung — unabhangig von der Zahl der sich
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aullernden Personen — eine Genehmigung immer 6ffentlich bekannt zu machen ist. Die 6f-
fentliche Bekanntmachung dient auch dem Schutz der Bauherrin oder des Bauherrn, da sie
nach Satz 5 die Zustellung und damit den Beginn der Widerspruchsfrist bewirkt.

Satz 2 stellt klar, dass die 6ffentliche Bekanntmachung dadurch bewirkt wird, dass der verfi-
gende Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechender Anwendung
des Absatzes 3 Satz 1 bekannt gemacht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen.

Nach Satz 3 sind 6ffentlich bekannt gemachte Baugenehmigungen fir zwei Wochen zur Ein-
sicht auszulegen. Die Regelung ist erforderlich, da sich aus der Bekanntmachung nach Satz
1 und 2 im Wesentlichen nur die Tatsache ergibt, dass eine Baugenehmigung erteilt wurde.
Far die Beurteilung eines eventuellen Betroffenseins ist jedoch regelmafig eine Einsicht-
nahme in die vollstandige Genehmigung einschlieRlich Bauvorlagen erforderlich.

Nach Satz 4 muss einer Genehmigung von Schutzobjekten eine Begriindung beigefligt wer-
den, die bestimmte Mindestanforderungen erfullen muss. Die Regelung ist zur Umsetzung
des Artikels 15 Absatz 5 der Seveso-llI-Richtlinie erforderlich, wonach nach der Entschei-
dung der Offentlichkeit u. a. der Inhalt der Entscheidung und die Griinde, auf denen sie be-
ruht, sowie die Art der Berlicksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung zu-
ganglich zu machen sind. Halbsatz 2 stellt klar, dass unabhangig von dieser Regelung insbe-
sondere bei der Genehmigung von Nichtschutzobjekten § 72 Absatz 2 BremLBO zu beach-
ten ist, wonach die Baugenehmigung bei Abweichungen und Befreiungen von nachbarscht-
zenden Vorschriften zu begrinden ist.

Satz 5 bestimmt, dass in der 6ffentlichen Bekanntmachung anzugeben ist, wo und wann der
Bescheid und seine Begriindung eingesehen und nach Satz 7 angefordert werden kénnen.

Satz 6 bestimmt, zu welchem Zeitpunkt eine 6ffentlich bekannt gemachte Baugenehmigung
als zugestellt gilt und damit nach § 70 Absatz 1 Verwaltungsgerichtsordnung die Wider-
spruchsfrist beginnt. Ma3geblicher Zeitpunkt ist nicht der Tag der 6ffentlichen Bekanntma-
chung, sondern entsprechend § 10 Absatz 8 BImSchG der Ablauf der Frist zur Einsicht-
nahme.

Nach Satz 7 kdnnen (nur) die Personen, die rechtszeitig Einwendungen erhoben haben, den
Bescheid bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist schriftlich anfordern. Das entspricht im Er-
gebnis der Regelung des Absatzes 2 Satz 2, wonach dem Bauvorhaben nicht zustimmende
Nachbarinnen und Nachbarn einen Anspruch darauf haben, die Baugenehmigung in Handen
zu haben.

§ 75 — Vorbescheid

Satz 3 wird sowohl hinsichtlich der Digitalisierung entsprechend Begriindung C als auch hin-
sichtlich der Gliltigkeitsfrist angepasst. Korrespondierend mit der Regelung in § 73 Absatz 2
BremLBO, wonach die Baugenehmigung nach drei Jahren einmalig auf Antrag um zwei
Jahre verlangert werden kann, soll diese Beschrankung nun auch auf den Vorbescheid aus-
gedehnt werden, welcher nach Satz 2 unverandert zunachst drei Jahre glltig ist, aber an-
schlielRend auf Antrag nur noch einmalig um zwei Jahre verlangert werden kann. Damit sol-
len mehrmalige Verlangerungen von Bauvorbescheiden entgegengewirkt werden, ohne dass
ein entsprechender Bauantrag gestellt wird. Nach Ablauf von funf Jahren ist somit ein neuer
Antrag zu stellen.

Zu § 84 — Rechtsvorschriften

In Absatz 3, der Ermachtigungsgrundlage fur die Bremische Bauvorlagenverordnung, wird
Satz 2 dergestalt aufgeweitet, dass nach Nummer 1 in der BremBauVorlV nicht nur wie bis-
her die Art und die Anforderungen an die Ubermittiung der Bauvorlagen vorgeschrieben wer-
den durfen, sondern dies auch unter Berlcksichtigung der Anforderungen an elektronische
Kommunikation geschehen kann. Die Vorschriftenanpassung stellt damit auf die Begrin-
dung B zur Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens ab, welche notwendige digitalju-
ristische Konkretisierungen in die BremBauVorlV verschiebt.
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Zu § 87 — Ubergangsvorschriften

Die Absatze 5 und 6 werden gestrichen, da zwischenzeitlich nach Absatz 5 sowohl mit dem
Kinderspielflachenortsgesetz fur die Stadtgemeinde Bremen vom 24. November 2020
(Brem.GBI.S. 1473) eine angepasste ortliche Bauvorschrift nach § 86 Absatz 1 Nummer 3
BremLBO in Kraft getreten ist, als auch nach Absatz 6 nach dem 1. Oktober 2021 in § 50
Absatz 1 BremLBO der Satz 3 allgemein guiltig in Kraft getreten sind und die Satze 4 bis 5
mit der aktuellen Fassung gestrichen werden.

Zu § 88 — Inkrafttreten / AuBerkrafttreten

Nach Absatz 1 soll die vorgelegte Neufassung dieses Gesetzes korrespondierend mit der
Neufassung der Bremischen Bauvorlagenverordnung zum 1. Januar 2023 in Kraft treten, um
insbesondere die notwendigen Rechtsgrundlagen fiir die Digitalisierung der bauaufsichtli-
chen Verfahren zu schaffen.

In Absatz 2 wird in Satz 1 eine Ermachtigung fiir die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mo-
bilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau aufgenommen, die Bremische Landesbauord-
nung in der jeweils geltenden Fassung mit vollstandigem Wortlaut neu bekannt zu machen
und dabei auch redaktionelle Unstimmigkeiten im Gesetz beseitigen zu durfen (z.B. Verweis-
oder Rechtschreibfehler). Dadurch soll die Rechtsanwendung fur alle Akteure erleichtert wer-
den, denn das bisherige ,Danebenlegen“ von im Zweifel mehreren ,isolierten Anderungsge-
setzen® neben der letzten dadurch nicht mehr aktuellen Volltextfassung wird demzufolge ent-
behrlich.

Dabei bleibt es der obersten Bauaufsicht unbenommen, je nach Umfang der vorzunehmen-
den Rechtsanderungen nur ein ,isoliertes Anderungsgesetz* zu fertigen und durch eine de-
klaratorische Neubekanntmachung des fortgeschriebenen Volltextes zu erganzen oder - wie
mit dieser Novelle erfolgt — gleichzeitig eine konstitutive Neufassung im Volltext vorzulegen,
die sowohl die aktuellen Rechtsdnderungen enthalt, aber auch deklaratorisch die Rechtsan-
passungen aus dem Anderungsgesetz vom 22. September 2020 (Brem.GBI. 963) (iber-
nimmt, welches bereits die vorangegangene Neubekanntmachung der BremLBO vom

4. September 2018 (Brem.GBI. S. 320) modifiziert hatte.
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	3. überdachte Terrassen sowie untergeordnete eingeschossige Wintergärten, die nicht zum dauernden Aufenthalt geeignet sind und nicht in offener Verbindung zu einem Aufenthaltsraum stehen,
	4. untergeordnete Vorbauten wie eingeschossige Erker und Balkone, die insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen und nicht mehr als 1,50 m vor die jeweilige Außenwand vortreten,
	5. bei Gebäuden an der Grundstücksgrenze die Seitenwände von Vorbauten und Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstücksgrenze errichtet werden.
	1. eine Stärke von nicht mehr als 0,25 m aufweisen und
	2. mindestens 2,50 m von der Nachbargrenze zurückbleiben.
	1. Garagen und Gebäude ohne Aufenthaltsräume und Feuerstätten mit einer mittleren Wandhöhe an der Grenze bis zu 3 m und einer Gesamtlänge je Grundstücksgrenze von 9 m, wobei Dachüberstände und Gesimse von insgesamt nicht mehr als 0,50 m unberücksicht...
	2. gebäudeunabhängige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebäudebezogenen Wärmeversorgung durch erneuerbare Energien mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge je Grundstücksgrenze von 9 m sowie Geothermieanlagen,
	3. Stützmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industriegebieten, außerhalb dieser Baugebiete mit einer Höhe bis zu 2 m.
	Teilung von Grundstücken
	Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, Kinderspielplätze
	Teil 3 Bauliche Anlagen
	Abschnitt 1 Gestaltung
	Gestaltung
	Anlagen der Außenwerbung, Automaten

	1. Werbeanlagen an der Stätte der Leistung,
	2. einzelne Hinweiszeichen an Verkehrsstraßen und Wegabzweigungen, die im Interesse des Verkehrs auf außerhalb der Ortsdurchfahrten liegende Betriebe oder versteckt liegende Stätten aufmerksam machen,
	3. Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer Tafel zusammengefasst sind,
	4. Werbeanlagen an und auf Flugplätzen, Sportanlagen und Versammlungsstätten, soweit sie nicht in die freie Landschaft wirken,
	5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegeländen.
	1. Werbeanlagen an der Stätte der Leistung, in reinen Wohngebieten nur als Hinweisschilder und
	2. Anlagen für amtliche Mitteilungen und zur Unterrichtung der Bevölkerung über kirchliche, kulturelle, politische, sportliche oder ähnliche Veranstaltungen; die jeweils freie Fläche dieser Anlagen darf auch für andere Werbung verwendet werden.
	1. Anschläge und Lichtwerbung an dafür genehmigten Säulen, Tafeln und Flächen,
	2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen,
	3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schaukästen,
	4. Wahlwerbung für die Dauer eines Wahlkampfs.
	Abschnitt 2 Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung
	Baustelle
	Standsicherheit
	Schutz gegen schädliche Einflüsse

	1. der für den Bodenschutz zuständigen Stelle die zu diesem Zweck erforderlichen Angaben über das geplante Vorhaben zu übermitteln,
	2. mit den Bauvorlagen Angaben zu machen
	a) über die Sondierungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel und
	b) ob es sich um die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung einer schutzbedürftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 handelt, die innerhalb eines von der Immissionsschutzbehörde im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgemachten Achtungs...
	Brandschutz
	Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz
	Verkehrssicherheit
	Bauarten

	1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut für Bautechnik oder
	2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauaufsichtsbehörde
	Abschnitt 3 Bauprodukte
	Allgemeine Anforderungen für die Verwendung von Bauprodukten
	Anforderungen für die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten
	Verwendbarkeitsnachweise

	1. es keine Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel der Technik gibt,
	2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung (§ 85 Absatz 2 Nummer 3) wesentlich abweicht oder
	3. eine Verordnung nach § 84 Absatz 4a es vorsieht.
	1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder
	2. das für die Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung hat.
	Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
	Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis
	Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
	Übereinstimmungsbestätigung
	Übereinstimmungserklärung der Herstellerin oder des Herstellers
	Zertifizierung

	1. den Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und
	2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdüberwachung nach Maßgabe des Absatzes 2 unterliegt.
	Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen

	1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse (§ 19 Absatz 2),
	2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestätigung der Übereinstimmung (§ 22 Absatz 2),
	3. Zertifizierungsstelle (§ 23 Absatz 1),
	4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 23 Absatz 2),
	5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25 Absatz 2 oder
	6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 16a Absatz 6 und 25 Absatz 1
	Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen
	Abschnitt 4 Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wände, Decken, Dächer
	Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten  von Baustoffen und Bauteilen

	1. nichtbrennbare,
	2. schwerentflammbare,
	3. normalentflammbare.
	1. feuerbeständige,
	2. hochfeuerhemmende,
	3. feuerhemmende;
	1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die bei raumabschließenden Bauteilen zusätzlich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,
	3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen ...
	4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.
	1. Bauteile, die feuerbeständig sein müssen, mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nummer 2,
	2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müssen, mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nummer 3
	Tragende Wände, Stützen

	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
	1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn darüber noch Aufenthaltsräume möglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberührt,
	2. nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge, die als notwendige Flure dienen.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
	Außenwände

	1. Türen und Fenster,
	2. Fugendichtungen und
	3. brennbare Dämmstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der Außenwandkonstruktionen.
	Trennwände

	1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders genutzten Räumen, ausgenommen notwendigen Fluren,
	2. zum Abschluss von Räumen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr,
	3. zwischen Aufenthaltsräumen und anders genutzten Räumen im Kellergeschoss.
	Brandwände

	1. als Gebäudeabschlusswand, ausgenommen von Gebäuden ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Bruttorauminhalt, wenn diese Abschlusswände an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 m gegenüber der Grundstücksgrenze er...
	2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr als 40 m,
	3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebäude in Brandabschnitte von nicht mehr als 10 000 m³ Bruttorauminhalt,
	4. als Gebäudeabschlusswand zwischen Wohngebäuden und angebauten landwirtschaftlich genutzten Gebäuden sowie als innere Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines Gebäudes.
	1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 Wände, die auch unter zusätzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend sind,
	2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wände,
	3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 Gebäudeabschlusswände, die jeweils von innen nach außen die Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden und aussteifenden Teile des Gebäudes, mindestens jedoch feuerhemmende Bauteile, und von außen nach innen die ...
	1. die Wände im Übrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,
	2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wänden stehen, feuerbeständig sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und keine Öffnungen haben,
	3. die Bauteile, die diese Wände und Decken unterstützen, feuerbeständig sind und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,
	4. die Außenwände in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder unterhalb des Versatzes feuerbeständig sind und
	5. Öffnungen in den Außenwänden im Bereich des Versatzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in andere Brandabschnitte nicht zu befürchten ist.
	Decken

	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
	1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn darüber Aufenthaltsräume möglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberührt,
	2. nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge, die als notwendige Flure dienen.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
	1. unter und über Räumen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr, ausgenommen in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Gebäudes.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m² in nicht mehr als zwei Geschossen,
	3. im Übrigen, wenn sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe beschränkt sind und Abschlüsse mit der Feuerwiderstandsfähigkeit der Decke haben.
	Dächer

	1. einen Abstand von der Grundstücksgrenze von mindestens 12 m,
	2. von Gebäuden auf demselben Grundstück mit harter Bedachung einen Abstand von mindestens 15 m,
	3. von Gebäuden auf demselben Grundstück mit Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, einen Abstand von mindestens 24 m,
	4. von Gebäuden auf demselben Grundstück ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Bruttorauminhalt einen Abstand von mindestens 5 m
	1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 m,
	2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 m,
	3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 m.
	1. Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Bruttorauminhalt,
	2. lichtdurchlässige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare Fugendichtungen und brennbare Dämmstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind zulässig,
	3. Dachflächenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngebäuden,
	4. Eingangsüberdachungen und Vordächer aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	5. Eingangsüberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingänge nur zu Wohnungen führen.
	1. lichtdurchlässige Teilflächen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach Absatz 1 und
	2. begrünte Bedachungen
	1. mindestens 1,25 m entfernt sein
	a) Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öffnungen in der Bedachung, wenn diese Wände nicht mindestens 30 cm über die Bedachung geführt sind,
	b) Photovoltaikanlagen, Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wände gegen Brandübertragung geschützt sind,

	2. mindestens 0,50 m entfernt sein
	Abschnitt 5 Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen

	Erster und zweiter Rettungsweg
	Treppen

	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feuerhemmend
	Notwendige Treppenräume, Ausgänge

	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. für die Verbindung von höchstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nutzungseinheit von insgesamt nicht mehr als 200 m², wenn in jedem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,
	3. als Außentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall nicht gefährdet werden kann.
	1. mindestens so breit sein wie die dazugehörigen Treppenläufe,
	2. Wände haben, die die Anforderungen an die Wände des Treppenraumes erfüllen,
	3. rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse zu notwendigen Fluren haben und
	4. ohne Öffnungen zu anderen Räumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren, sein.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 die Bauart von Brandwänden haben,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 auch unter zusätzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend und
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhemmend
	1. Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,
	2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben,
	3. Bodenbeläge, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen bestehen.
	1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachräumen, Werkstätten, Läden, Lager und ähnlichen Räumen sowie zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mit einer Fläche von mehr als 200 m², ausgenommen Wohnungen, mindestens feuerhemmende, rauchdicht...
	2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse,
	3. zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbstschließende Abschlüsse
	1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie führende Fenster mit einem freien Querschnitt von mindestens 0,50 m² haben, die geöffnet werden können, oder
	2. an der obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung haben.
	Notwendige Flure, offene Gänge

	1. in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. in sonstigen Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2, ausgenommen in Kellergeschossen,
	3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m² und innerhalb von Wohnungen,
	4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Büro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als 400 m²; das gilt auch für Teile größerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht größer als 400 m² sind, Trennwände nach § 29 Absatz 2 Nummer 1 h...
	1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,
	2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben.
	Fenster, Türen, sonstige Öffnungen
	Umwehrungen

	1. Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an mehr als 1 m tiefer liegende Flächen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck der Flächen widerspricht,
	2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind, wenn sie weniger als 0,50 m aus diesen Flächen herausragen,
	3. Dächer oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,
	4. Öffnungen in begehbaren Decken sowie in Dächern oder Dachteilen nach Nummer 3, wenn sie nicht sicher abgedeckt sind,
	5. nicht begehbare Glasflächen in Decken sowie in Dächern oder Dachteilen nach Nummer 3,
	6. die freien Seiten von Treppenläufen, Treppenabsätzen und Treppenöffnungen (Treppenaugen),
	7. Kellerlichtschächte und Betriebsschächte, die an Verkehrsflächen liegen, wenn sie nicht verkehrssicher abgedeckt sind.
	1. Umwehrungen zur Sicherung von Öffnungen in begehbaren Decken und Dächern sowie Umwehrungen von Flächen mit einer Absturzhöhe von 1 m bis zu 12 m 0,90 m,
	2. in Arbeitsstätten müssen Umwehrungen nach Nummer 1 mindestens 1,00 m hoch sein. Die Höhe der Umwehrungen darf bei Brüstungen bis auf 0,80 m verringert werden, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 m beträgt und durch die Tiefe der Brüstung e...
	3. Umwehrungen von Flächen mit mehr als 12 m Absturzhöhe 1,10 m.
	Abschnitt 6 Technische Gebäudeausrüstung
	Aufzüge

	1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhäusern,
	2. innerhalb von Räumen, die Geschosse überbrücken,
	3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen dürfen,
	4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; sie müssen sicher umkleidet sein.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhemmend
	Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle

	1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. innerhalb von Wohnungen,
	3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m2 in nicht mehr als zwei Geschossen.
	Lüftungsanlagen

	1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. innerhalb von Wohnungen,
	3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als zwei Geschossen.
	Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeerzeugung,  Brennstoffversorgung
	Sanitäre Anlagen, Wasserzähler
	Kleinkläranlagen, Gruben
	Aufbewahrung fester Abfallstoffe

	1. Trennwände und Decken als raumabschließende Bauteile mit der Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden Wände und
	2. Öffnungen vom Gebäudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht- und selbstschließenden Abschlüssen haben,
	3. unmittelbar vom Freien entleert werden können und
	4. eine ständig wirksame Lüftung haben.
	Blitzschutzanlagen
	Abschnitt 7 Nutzungsbedingte Anforderungen
	Aufenthaltsräume
	Wohnungen
	Stellplätze und Fahrradabstellplätze, Mobilitätsmanagement

	1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,
	2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr, einschließlich investiver Maßnahmen des öffentlichen Personennahverkehrs und eines kommunalen Mobilitätsmanagements.
	Barrierefreies Bauen

	1. Einrichtungen des Kultur- und Bildungswesens,
	2. Versammlungsstätten, Anlagen für kirchliche und soziale Zwecke,
	3. Sport- und Freizeitstätten, Spielplätze,
	4. Krankenhäuser, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Apotheken, Praxisräume,
	5. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude mit weniger als 500 m² Nutzfläche,
	6. Verkaufsstätten und Ladenpassagen, Messe- und Ausstellungsbauten,
	7. Gast- und Beherbergungsstätten, Kantinen,
	8. Einrichtungen und Anlagen von Post-, Mobilitäts- und Versorgungsdienstleistern sowie Kreditinstituten,
	9. Vergnügungsstätten,
	10. Allgemein zugängliche Stellplätze und Garagen mit mehr als 1 000 m² Nutzfläche, Fahrradabstellanlagen und sanitäre Anlagen.
	1. Tageseinrichtungen zur Betreuung und Pflege,
	2. stationäre Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und Pflege,
	3. Schulen, Ausbildungs- und Werkstätten für Menschen mit Behinderungen,
	1. schwieriger Geländeverhältnisse,
	2. ungünstiger vorhandener Bebauung,
	3. Bezug auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder mobilitätseingeschränkten Personen,
	4. atypischer Nutzung,
	5. Änderungen oder Nutzungsänderungen im vorhandenen Bestand oder
	6. bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs
	Sonderbauten

	1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstück,
	2. die Abstände von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem Grundstück und von öffentlichen Verkehrsflächen sowie auf die Größe der freizuhaltenden Flächen der Grundstücke,
	3. die Öffnungen nach öffentlichen Verkehrsflächen und nach angrenzenden Grundstücken,
	4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,
	5. die Anlage von Grünstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen sowie die Begrünung oder Beseitigung von Halden und Gruben,
	6. die Bauart und Anordnung aller für die Stand- und Verkehrssicherheit, den Brand-, Wärme-, Schall- oder Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und die Verwendung von Baustoffen,
	7. Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkehrungen,
	8. die Löschwasserrückhaltung,
	9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen und sonstigen Rettungswegen,
	10. die Beleuchtung und Energieversorgung,
	11. die Lüftung und Rauchableitung,
	12. die Feuerungsanlagen und Heizräume,
	13. die Wasserversorgung und Wasserversorgungsanlagen, einschließlich besonderer Einrichtungen oder Verfahren zur Verminderung des Wasserverbrauchs,
	14. die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwässern und von festen Abfall- und Wertstoffen sowie das Sammeln, Versickern und Verwenden von Niederschlagswasser,
	15. die Stellplätze und Garagen,
	16. die barrierefreie Nutzbarkeit,
	17. die zulässige Zahl der Benutzerinnen und Benutzer, Anordnung und Zahl der zulässigen Sitz- und Stehplätze bei Versammlungsstätten, Tribünen und Fliegenden Bauten,
	18. die Zahl der Toiletten für Besucherinnen und Besucher,
	19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brandschutzkonzepts,
	20. weitere zu erbringende Bescheinigungen,
	21. die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und Fachbauleiterinnen und der Fachbauleiter,
	22. den Betrieb und die Nutzung, einschließlich der Bestellung und der Qualifikation einer oder eines Brandschutzbeauftragten,
	23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfungen und die Bescheinigungen, die hierüber zu erbringen sind.
	Teil 4 Die am Bau Beteiligten
	Grundpflichten
	Bauherrin oder Bauherr
	Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser
	Unternehmerin oder Unternehmer
	Bauleiterin oder Bauleiter
	Teil 5 Bauaufsichtsbehörden, Verfahren
	Abschnitt 1 Bauaufsichtsbehörden
	Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden

	1. als oberste Bauaufsichtsbehörde die für das Bauordnungsrecht und die Bautechnik zuständige Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau,
	2. als untere Bauaufsichtsbehörden die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven.
	Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden
	Abschnitt 2 Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit
	Grundsatz
	Vorrang anderer Gestattungsverfahren

	1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedürftige Anlagen in oder an oberirdischen Gewässern und Anlagen, die dem Ausbau, der Unterhaltung oder der Nutzung eines Gewässers dienen oder als solche gelten, ausgenommen Gebäude, die Sonderbauten sind,
	2. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedürftige Anlagen für die öffentliche Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und für die öffentliche Verwertung oder Entsorgung von Abwässern, ausgenommen Gebäude, die Sonderbauten sind,
	3. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz einer Genehmigung bedürfen,
	4. Anlagen, die nach dem Produktsicherheitsrecht oder der Betriebssicherheitsverordnung einer Genehmigung oder Erlaubnis bedürfen,
	5. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung nach dem Atomgesetz bedürfen.
	Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,  Vorhaben des Bundes

	1. folgende Gebäude:
	a) eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebäude mit einer Bruttogrundfläche bis zu 10 m², außer im Außenbereich,
	b) Garagen, einschließlich überdachter Stellplätze, die keine notwendigen Stellplätze enthalten, mit einer mittleren Wandhöhe nach § 6 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 bis zu 3 m und einer Bruttogrundfläche bis zu insgesamt 50 m² je Baugrundstück, außer im Au...
	c) Gebäude ohne Feuerungsanlagen mit einer traufseitigen Wandhöhe bis zu 5 m, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches dienen, höchstens 100 m² Bruttogrundfläche hab...
	d) Gewächshäuser mit einer Firsthöhe bis zu 5 m, die einem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches dienen und höchstens 100 m² Bruttogrundfläche haben,
	e) Fahrgastunterstände, die dem öffentlichen Personenverkehr oder der Schülerbeförderung dienen,
	f) Schutzhütten für Wandernde, die allen zugänglich sind und keine Aufenthaltsräume haben,
	g) der Ausbau von Räumen zu Wohnzwecken in fertiggestellten Wohngebäuden, wenn auch nach erfolgtem Ausbau die Gebäudeklasse 2 nicht überschritten wird,
	h) vor die Außenwand eines Gebäudes vortretende eingeschossige Gebäudeteile ohne Feuerstätten, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1:

	aa) Eingangsvorbauten (Windfänge, Eingangsüberdachungen) bis zu 1,50 m Tiefe und 2,00 m Breite, die, soweit sie auf Vorgartengrund hergestellt werden, nicht tiefer als 1/3 der Vorgartentiefe und nicht breiter als 1/3 der Gebäudebreite sind,
	bb) Terrassen einschließlich möglicher Überdachungen sowie überwiegend verglaste, nur zum vorübergehenden Aufenthalt bestimmte Vorbauten (Veranden, Wintergärten) bis zu einer Grundfläche von 30 m² und einer Tiefe bis 3,50 m,
	i) Balkonverglasungen sowie Balkonüberdachungen bis zu einer Tiefe von 3 m, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	j) Wochenendhäuser bis 40 m² Grundfläche und 4 m Firsthöhe in festgesetzten Wochenendhausgebieten,
	k) Gartenlauben und bis zu 6 m² große Nebengebäude in Dauerkleingärten oder Kleingärten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes, soweit sie insgesamt

	aa) unter Anrechnung des überdachten Freisitzes das zulässige Maß von 24 m² Grundfläche nicht überschreiten,
	bb) gegenüber den Grenzen benachbarter Parzellen eine Abstandsfläche mit einer Tiefe von mindestens 2,50 m einhalten,
	cc) eine maximale Firsthöhe von 3,50 m und eine Traufhöhe von 2,50 m nicht überschreiten und
	dd) ohne Unterkellerung errichtet werden;
	2. Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung ausgenommen freistehende Abgasanlagen mit einer Höhe von mehr als 10 m;
	3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und Außenwandflächen ausgenommen bei Hochhäusern sowie die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt des Gebäudes,
	b) gebäudeunabhängige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebäudebezogenen Wärmeversorgung mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m sowie Geothermieanlagen,
	c) Windenergieanlagen bis zu 10 m Höhe gemessen von der Geländeoberfläche bis zum höchsten Punkt der vom Rotor bestrichenen Fläche und einem Rotordurchmesser bis zu drei Metern in Gewerbe- und Industriegebieten sowie im Außenbereich, wenn sie einem ...

	4. folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:
	a) Brunnen,
	b) Anlagen, die der Telekommunikation, der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Öl oder Wärme dienen, mit einer Höhe bis zu 5 m und einer Bruttogrundfläche bis zu 10 m²,
	c) Anlagen der Abfallentsorgung, die den im Rahmen des Absatzes 1 ansonsten zulässigen baulichen Umfang nicht überschreiten;

	5. folgende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen:
	a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektorschalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, auf Gebäuden gemessen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut, im Außenbereich...
	b) Masten und Unterstützungen für Fernsprechleitungen, für Leitungen zur Versorgung mit Elektrizität, für Seilbahnen und für Leitungen sonstiger Verkehrsmittel, für Sirenen und für Fahnen, soweit sie nicht der Werbung dienen,
	c) Masten, die aus Gründen des Brauchtums errichtet werden,
	d) Flutlichtmasten mit einer Höhe bis zu 10 m;

	6. folgende Behälter:
	a) ortsfeste Behälter für Flüssiggas mit einem Fassungsvermögen von weniger als 3 t, für nicht verflüssigte Gase mit einem Bruttorauminhalt bis zu 6 m³,
	b) ortsfeste Behälter für brennbare oder wassergefährdende Flüssigkeiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m³,
	c) ortsfeste Behälter sonstiger Art mit einem Bruttorauminhalt bis zu 50 m³ und einer Höhe bis zu 3 m,
	d) Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis zu 6 m und Schnitzelgruben,
	e) Fahrsilos, Kompost- und ähnliche Anlagen,
	f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m³;

	7. folgende Mauern und Einfriedungen:
	a) Mauern, einschließlich Stützmauern, und Einfriedungen mit einer Höhe bis zu 2 m, außer im Außenbereich und im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	b) offene, sockellose Einfriedungen für Grundstücke, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des Baugesetzbuches dienen;

	8. private Verkehrsanlagen, einschließlich Brücken und Durchlässen, mit einer lichten Weite bis zu 5 m und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu 3 m;
	9. Aufschüttungen und Abgrabungen mit einer Höhe oder Tiefe bis zu 2 m und einer Grundfläche bis zu 50 m², im Außenbereich bis zu 300 m²;
	10. folgende Anlagen in Gärten und zur Freizeitgestaltung:
	a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m³, einschließlich dazugehöriger luftgetragener Überdachungen, außer im Außenbereich,
	b) Sprungschanzen sowie Sprungtürme und Rutschbahnen in genehmigten Bädern mit einer Höhe bis zu 10 m,
	c) Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuerspiel-, Bolz- und Sportplätzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen, ausgenommen Gebäude und Tribünen,
	d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, auf genehmigten Camping-, Zelt- und Wochenendplätzen,
	e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckentsprechenden Einrichtung von Gärten dienen, ausgenommen Gebäude und Einfriedungen;

	11. folgende tragende und nichttragende Bauteile:
	a) nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,
	b) die Änderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	c) Fenster und Türen sowie die dafür bestimmten Öffnungen, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	d) Außenwandbekleidungen einschließlich Maßnahmen der Wärmedämmung, ausgenommen bei Hochhäusern, Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	e) Bedachung von fertiggestellten Wohngebäuden, einschließlich der Dachkonstruktion ohne Änderung der bisherigen Abmessungen mit Ausnahme von Maßnahmen der Wärmedämmung, sowie Dachflächenfenster, außer bei Hochhäusern und nicht im Geltungsbereich ört...

	12. folgende Werbeanlagen:
	a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis zu 1 m², außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,
	b) Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstationen von Post- und Paketdienstleistern, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,
	c) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur vorübergehend für höchstens zwei Monate angebracht werden, außer im Außenbereich,
	d) Schilder, die Inhaberin oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer einzigen Tafel zusammengefasst sind,
	e) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sondergebieten an der Stätte der Leistung mit einer Höhe bis zu 10 m,
	f) Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bisherigen Abmessungen unverändert ersetzen, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,
	g) vorübergehende Werbeanlagen auf Baustellen,
	h) Werbeanlagen, die baulicher Bestandteil von Fahrgastunterständen nach Nummer 1 Buchstabe e sind
	i) Servicesäulen und Hinweistafeln für Mobilitätsdienstleistungen;

	13. folgende vorübergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:
	a) Baustelleneinrichtungen, einschließlich der Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkünfte,
	b) Gerüste, die der Regelausführung entsprechen und eingeschossige Traggerüste bis zu einer Gerüsthöhe von 5 m,
	c) Toilettenwagen,
	d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,
	e) bauliche Anlagen, die für höchstens drei Monate auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsgelände errichtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,
	f) Verkaufsstände und andere bauliche Anlagen auf Straßenfesten, Volksfesten und Märkten, ausgenommen Fliegende Bauten;

	14. folgende Plätze:
	a) unbefestigte Lager- und Abstellplätze, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des Baugesetzbuches dienen,
	b) Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze bis 300 m² Fläche in festgesetzten Gewerbe- und Industriegebieten,
	c) nicht notwendige Stellplätze mit einer Fläche bis zu insgesamt 50 m² je Baugrundstück und deren Zufahrten,
	d) notwendige Kinderspielplätze im Sinne des § 8 Absatz 3 Satz 1;

	15. folgende sonstige Anlagen:
	a) nicht notwendige Fahrradabstellanlagen,
	b) Zapfsäulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen,
	c) Regale mit einer Höhe bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut,
	d) Grabdenkmäler auf Friedhöfen, Feldkreuze, Denkmäler und sonstige Kunstwerke jeweils mit einer Höhe bis zu 4 m,
	e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen, wie Hauseingangsüberdachungen, Markisen, Rollläden, Maschinenfundamente, Straßenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jägerstände, Wildfütterungen, Bienenfreistände, Taubenhäuser, Hofeinfahrten ...
	f) Treppenlifte in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	g) Ladesäulen für Elektromobilität;
	(2) Verfahrensfrei ist die Änderung der Nutzung von Anlagen, wenn

	1. für die neue Nutzung keine anderen öffentlich-rechtlichen Anforderungen nach § 64 in Verbindung mit § 66 als für die bisherige Nutzung in Betracht kommen,
	2. die Errichtung oder Änderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei wäre.
	1. Anlagen nach Absatz 1,
	2. freistehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 3, die keine geschützten Kulturdenkmäler sind und nicht in deren Umgebung liegen,
	3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m.
	(6) 1Vorübergehende Nutzungsänderungen, auch in Verbindung mit geringfügigen baulichen Änderungen, sowie die temporäre Errichtung von baulichen Anlagen, soweit und solange
	Genehmigungsfreistellung
	a) Wohngebäuden, auch mit Räumen zur Ausübung freier Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung,
	b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind,
	c) Garagen, Stellplätzen, Nebengebäuden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben nach den Buchstaben a und b,

	1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des § 30 Absatz 1, des § 12 oder des § 30 Absatz 2 des Baugesetzbuches mit Festsetzungen nach der Baunutzungsverordnung liegt,
	2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht oder erforderliche planungsrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuches sowie städtebauliche Ermessensentscheidungen nach der Baunutzungsverordnung bereits erteilt wo...
	3. die Erschließung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und die Anforderungen der §§ 4 und 5 erfüllt sind,
	4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 2 erklärt, dass das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden soll oder eine vorläufige Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches beantragt.
	Abschnitt 3 Genehmigungsverfahren
	Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
	a) Wohngebäuden, auch mit Räumen zur Ausübung freier Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung,
	b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind,
	c) Garagen, Stellplätzen, Nebengebäuden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben nach den Buchstaben a und b,

	1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches,
	2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie
	3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entfällt oder ersetzt wird.
	Baugenehmigungsverfahren

	1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Baugesetzbuches,
	2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,
	3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen des Energierechts und des Arbeitsstättenrechts, soweit die öffentlich-rechtlichen Anforderungen nicht in einem anderen als in einem Baugenehmigungsverfahren zu prüfen sind.
	Bauaufsichtliche Zustimmung

	1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung einer qualifizierten Baudienststelle des Bundes, eines Landes oder der Gemeinde übertragen ist und
	2. die Baudienststelle mindestens mit einer Bediensteten oder einem Bediensteten mit der Befähigung zum höheren bautechnischen Verwaltungsdienst und mit sonstigen geeigneten Fachkräften ausreichend besetzt ist.
	Bauvorlageberechtigung

	1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und
	2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben,
	3. bautechnische Nachweise nach § 66.
	1. die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt” führen darf,
	2. in die von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen geführte Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder gelten auch im Land Bremen,
	3. die Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“ oder „Innenarchitekt” führen darf, für die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten verbundenen baulichen Änderungen von Gebäuden, oder
	4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Architektur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens zwei Jahre in den genannten Fachrichtungen auf dem Gebiet der Objektplanung praktisch tätig gewesen i...
	1. Einfamilienhäuser, einschließlich einer Einliegerwohnung, mit einer Geschossfläche bis zu 200 m², ausgenommen sind Vorhaben an Kulturdenkmälern oder in ihrer Umgebung,
	2. gewerbliche Gebäude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu 250 m² Grundfläche und bis zu 5 m Wandhöhe im Sinne von § 6 Absatz 4,
	3. landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit nicht mehr als 2 oberirdischen Geschossen bis 250 m2 Grundfläche,
	4. Garagen bis 100 m² Nutzfläche,
	5. einfache Änderungen von sonstigen Gebäuden
	Bautechnische Nachweise

	1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind,
	1. bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5,
	2. wenn dies nach Maßgabe eines in der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 3 geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei
	a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	b) Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen,
	c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe von mehr als 10 m

	1. Sonderbauten,
	2. Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung nach § 84 Absatz 1 Nummer 3,
	3. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5,
	1. einer Prüfingenieurin oder einem Prüfingenieur für Brandschutz oder
	2. einer Brandschutzplanerin oder einem Brandschutzplaner, die oder der
	a) Angehörige oder Angehöriger der Fachrichtung Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen oder eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz, die oder der ein Studium an einer deutschen Hochschule, ein gleichwertiges Studium an einer ausländischen Hoch...
	b) danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechnischen Planung und Ausführung von Gebäuden oder deren Prüfung praktisch tätig gewesen ist,
	c) die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat und
	d) unter Beachtung des § 13 Absatz 2 Satz 3 bis 7 des Bremischen Ingenieurgesetzes in einer von der Architekten- und Ingenieurkammer Bremen zu führenden Liste als Brandschutzplanerin oder Brandschutzplaner eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder ...

	Die Berufsfeuerwehr muss vor Einreichung des Bauantrages in Textform bestätigt haben, dass hinsichtlich der Personenrettung keine Bedenken bestehen. Für Personen, die einen Brandschutznachweis nach Satz 2 erstellen, gilt § 80 Absatz 2 Nummer 2 entspre...
	Abweichungen
	Bauantrag, Bauvorlagen
	Behandlung des Bauantrags

	1. deren Beteiligung oder Anhörung für die Entscheidung über den Bauantrag durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder
	2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfähigkeit des Bauantrags nicht beurteilt werden kann.
	Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Öffentlichkeit

	1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Größe von insgesamt mehr als 5 000 m² Bruttogrundfläche geschaffen werden,
	2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusätzliche Besuchende ermöglicht wird, und
	3. baulicher Anlagen, die nach Durchführung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,
	2. bei der Änderung von Vorhaben nach Satz 2 Nummer 3 sich die Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen nicht erhöht.
	1. über den Gegenstand des Vorhabens,
	2. über die für die Genehmigung zuständige Behörde, bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genommen werden kann,
	3. darüber, dass Personen, deren Belange berührt sind, und Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen (betroffene Öffentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekanntmachung b...
	4. dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.
	1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung sowie erforderlichenfalls die Durchführung einer grenzüberschreitenden Beteiligung nach den §...
	2. die Art möglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf,
	3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Öffentlichkeit und Anhörung der betroffenen Öffentlichkeit.
	Verarbeitung personenbezogener Daten

	1. deren Beteiligung in einem Verfahren erforderlich ist,
	2. diese die Daten zur Erfüllung von Aufgaben benötigen, die im öffentlichen Interesse liegen und dem Schutz eines der in Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürl...
	3. sie zur Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche erforderlich ist.
	1. der Datenerhebung in den verschiedenen Verfahren,
	2. der Datenübermittlung unter Festlegung der zu übermittelnden Daten und der Empfängerinnen und Empfänger,
	3. regelmäßiger Datenübermittlungen unter Festlegung des Anlasses, der Empfängerinnen und Empfänger und der zu übermittelnden Daten.
	Baugenehmigung, Baubeginn

	1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zugegangen ist,
	2. die entsprechend Absatz 1 Satz 3 nach Erteilung der Baugenehmigung eingereichten bautechnischen Nachweise nach Maßgabe des § 66 geprüft und die in der Baugenehmigung benannten öffentlich-rechtlichen Zulassungsentscheidungen erteilt sind,
	3. die Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehörde vorliegt.
	Geltungsdauer der Genehmigung
	Teilbaugenehmigung
	Vorbescheid
	Genehmigung Fliegender Bauten

	1. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von Besucherinnen und Besuchern betreten zu werden,
	2. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die für Kinder betrieben werden und eine Geschwindigkeit von höchstens 1 m/s haben,
	3. Bühnen, die Fliegende Bauten sind, einschließlich Überdachungen und sonstigen Aufbauten, mit einer Höhe bis zu 5 m, einer Grundfläche bis zu 100 m² und einer Fußbodenhöhe bis zu 1,50 m,
	4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstände, die Fliegende Bauten sind, jeweils mit einer Grundfläche bis zu 75 m²,
	5. aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe des betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit überdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 m, sofern ein Absinken der Überdachung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als...
	1. bestimmen, dass Ausführungsgenehmigungen für Fliegende Bauten nur durch bestimmte Bauaufsichtsbehörden erstellt werden dürfen,
	2. widerruflich oder befristet die Aufgaben der Bauaufsichtsbehörde nach § 76 ganz oder teilweise auf eine andere Stelle zur Ausübung unter der Aufsicht der obersten Bauaufsichtsbehörde übertragen und die Vergütung dieser Stelle regeln.
	Abschnitt 4 Bauaufsichtliche Maßnahmen
	Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte
	Einstellung von Arbeiten

	1. die Ausführung oder Beseitigung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften des § 61 Absatz 3 oder § 72 Absatz 5 und 7 begonnen wurde oder
	2. bei der Ausführung
	a) eines genehmigungsbedürftigen Bauvorhabens von den genehmigten Bauvorlagen,
	b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten Bauvorlagen abgewichen wird,

	3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 keine CE-Kennzeichnung oder entgegen § 21 kein Übereinstimmungszeichen tragen,
	4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder dem Übereinstimmungszeichen nach § 21 Absatz 3 gekennzeichnet sind.
	Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
	Abschnitt 5 Bauüberwachung
	Bauüberwachung

	1. nach § 66 Absatz 3 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich geprüften Standsicherheitsnachweises,
	2. nach § 66 Absatz 4 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich geprüften Brandschutznachweises
	Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
	Abschnitt 6 Baulasten
	Baulasten, Baulastenverzeichnis

	1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers zu einem ihr oder sein Grundstück betreffendes Tun, Dulden oder Unterlassen,
	2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.
	Teil 6 Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften,  Übergangs- und Schlussvorschriften
	Ordnungswidrigkeiten

	1. einer nach § 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach § 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung oder die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,
	2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehörde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz zulässigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist, sofern die Anordnung auf die Bußg...
	3. als Verfügungsberechtigte oder Verfügungsberechtigter entgegen § 5 Absatz 2 Zu- oder Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen nicht ständig frei hält oder Fahrzeuge dort abstellt,
	4. entgegen der Vorschrift des § 7 Absatz 1 Grundstücke teilt,
	5. bei der Errichtung und dem Betrieb einer Baustelle der Vorschrift in § 11 Absatz 3 zuwiderhandelt,
	6. bei Herstellung, Änderung oder Instandhaltung von Anlagen den Vorschriften über die barrierefreie und behindertengerechte bauliche Gestaltung in § 39 Absatz 4 und 5, § 50 Absatz 1 bis 4 sowie den ergänzend als Technische Baubestimmungen eingeführte...
	7. ohne die erforderliche Baugenehmigung (§ 59 Absatz 1), Teilbaugenehmigung (§ 74) oder Abweichung (§ 67) oder abweichend davon bauliche Anlagen errichtet, ändert, benutzt oder entgegen § 61 Absatz 3 Satz 2 bis 4 beseitigt,
	8. den Standsicherheitsnachweis nicht entsprechend § 66 Absatz 2 Satz 1 erstellen lässt,
	9. entgegen der Vorschrift des § 62 Absatz 3 Satz 2 bis 4 mit der Ausführung eines Bauvorhabens beginnt oder abweichend von den nach § 62 Absatz 3 Satz 1 eingereichten Bauvorlagen ausführt,
	10. Fliegende Bauten ohne Ausführungsgenehmigung (§ 76 Absatz 2) in Gebrauch nimmt oder ohne Anzeige und Abnahme (§ 76 Absatz 7) in Gebrauch nimmt,
	11. entgegen der Vorschrift in § 72 Absatz 6 mit Bauarbeiten beginnt, entgegen der Vorschrift in § 61 Absatz 3 Satz 6 mit der Beseitigung einer Anlage beginnt, entgegen den Vorschriften in § 81 Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder entgegen der Vorschri...
	12. entgegen § 72 Absatz 7 Satz 1 die Baubeginnanzeige nicht oder nicht fristgerecht erstattet oder entgegen § 72 Absatz 7 Satz 2 Bauvorlagen nicht oder nicht fristgerecht einreicht,
	13. Bauprodukte mit dem Übereinstimmungszeichen kennzeichnet, ohne dass dafür die Voraussetzungen nach § 21 Absatz 3 vorliegen,
	14. Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 ohne das Übereinstimmungszeichen verwendet,
	15. Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten anwendet,
	16. als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser, Unternehmerin oder Unternehmer, Bauleiterin oder Bauleiter oder als deren Vertreterin oder Vertreter den Vorschriften der § 53 Absatz 1 Satz 1, 2, 4 und 5, § 54 Absatz 1 Satz ...
	17. entgegen § 58 Absatz 6 Satz 4 eine Maßnahme nicht duldet oder entgegen § 58 Absatz 7 eine Auskunft nicht vollständig oder nicht innerhalb der gesetzten Frist erteilt, oder die verlangte Unterlage innerhalb der gesetzten Frist nicht vorlegt.
	1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um eine nach diesem Gesetz vorgesehene Genehmigungsfreistellung, Prüfpflicht oder einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern,
	2. als Prüfingenieurin oder Prüfingenieur unrichtige Prüfberichte erstellt,
	3. unrichtige Angaben im Kriterienkatalog nach § 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 macht.
	Rechtsvorschriften

	1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der §§ 4 bis 48,
	2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (§ 42),
	3. Anforderungen an Garagen,
	4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung der baulichen Anlagen für Errichtung, Änderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung ergeben (§ 51), sowie über die Anwendung solcher Anforderungen auf bestehe...
	5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfung von Anlagen, die zur Verhütung erheblicher Gefahren oder Nachteile ständig ordnungsgemäß unterhalten werden müssen, und die Erstreckung dieser Nachprüfungspflicht auf bestehende Anlagen,
	6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger baulicher Anlagen und Einrichtungen, wie Bühnenbetriebe und technisch schwierige Fliegende Bauten, einschließlich des Nachweises der Befähigung dieser Personen.
	1. Prüfingenieurinnen, Prüfingenieure und Prüfämter, denen bauaufsichtliche Prüfaufgaben, einschließlich der Bauüberwachung und der Bauzustandsbesichtigung, übertragen werden, sowie
	2. Prüfsachverständige, die im Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder der oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht Verantwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Anforderungen prüfen und bescheinigen.
	1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Prüfingenieurinnen, Prüfingenieure, Prüfämter und Prüfsachverständige tätig werden,
	2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren,
	3. Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Anerkennung, einschließlich der Festlegung einer Altersgrenze,
	4. die Aufgabenerledigung,
	5. die Vergütung.
	1. die Anforderungen an die Bildung und Arbeitsweise des Anerkennungsausschusses,
	2. die Festlegung allgemeiner Verfahrensregelungen,
	3. die Möglichkeiten der Erbringung der erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nach § 66 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c,
	4. das Überprüfungsverfahren nach Nummer 3,
	Regelungen nach Satz 1 bedürfen der Genehmigung durch die oberste Bauaufsichtsbehörde.
	1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, einschließlich der Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62,
	2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestätigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben,
	3. das Verfahren im Einzelnen,
	4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.
	1. die Zuständigkeit für die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a Absatz 4 sowie die Zustimmung und den Verzicht auf Zustimmung im Einzelfall (§ 20)
	a) auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehörde nachgeordnete Behörden oder auf das Deutsche Institut für Bautechnik in Berlin,
	b) für Bauprodukte, die in Baudenkmälern nach Denkmalschutzgesetz verwendet werden sollen, allgemein oder für bestimmte Bauprodukte auf die untere Bauaufsichtsbehörde

	2. die Zuständigkeit für die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen (§ 25) auf andere Behörden zu übertragen; die Zuständigkeit kann auch auf eine Behörde eines anderen Landes übertragen werden, die der Aufsicht einer oberste...
	3. das Übereinstimmungszeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zusätzliche Angaben zu verlangen,
	4. das Anerkennungsverfahren nach § 25, die Voraussetzungen für die Anerkennung, ihre Rücknahme, ihren Widerruf und ihr Erlöschen zu regeln, insbesondere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausreichende Haftpflichtversicherung zu fordern.
	Technische Baubestimmungen

	1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,
	2. die Planung, Bemessung und Ausführung baulicher Anlagen und ihrer Teile,
	3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren Teilen, insbesondere:
	a) Planung, Bemessung und Ausführung baulicher Anlagen bei Einbau eines Bauprodukts,
	b) Merkmale von Bauprodukten, die sich für einen Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 auswirken,
	c) Verfahren für die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hinblick auf Merkmale, die sich für einen Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 auswirken,
	d) zulässige oder unzulässige besondere Verwendungszwecke,
	e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwendungszwecke,
	f) die für einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder erforderliche und anzugebende Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich für einen Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 auswirkt, soweit vorgesehen in Klassen und ...

	4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses nach § 16a Absatz 3 oder nach § 19 Absatz 1 bedürfen,
	5. Voraussetzungen zur Abgabe der Übereinstimmungserklärung für ein Bauprodukt nach § 22,
	6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.
	Örtliche Bauvorschriften

	1. besondere Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie von Werbeanlagen und Automaten zur Erhaltung und Gestaltung von Ortsbildern,
	2. über das Verbot und die Beschränkung von Werbeanlagen und Automaten aus ortsgestalterischen Gründen,
	3. die Lage, Größe, Beschaffenheit, Ausstattung und die Unterhaltung von Kinderspielflächen, Mitteilungspflichten gegenüber der für die Spielförderung von Kindern zuständigen Stelle, Ausnahmen von der Herstellungspflicht und Voraussetzungen für die Be...
	4. allgemeine Anforderungen an die Größe, Beschaffenheit und Gestaltung von Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen,
	a) die Anzahl von Stellplätzen, insbesondere auch für Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderungen, und Fahrradabstellplätzen nach § 49 Absatz 1 Satz 1, die unter Berücksichtigung der örtlichen Verkehrsverhältnisse für bauliche Anlagen erforderlich s...
	b) die Anforderungen an Maßnahmen eines vorhabenbezogenen Mobilitätsmanagements, die unter Berücksichtigung der örtlichen Verkehrsverhältnisse und der zu erwartenden Nutzung der baulichen Anlage zur Verringerung des motorisierten Individualverkehrs od...
	c) eine nach § 49 Absatz 2 mögliche Ablösung der Herstellungspflicht und die Höhe der Ablösungsbeträge, die nach Art der Nutzung und Lage der Anlage unterschiedlich geregelt werden kann,
	d) den vollständigen oder teilweisen Verzicht auf die Herstellung von notwendigen Stellplätzen, soweit der Stellplatzbedarf insbesondere durch Maßnahmen eines Mobilitätsmanagements verringert wird oder durch Umnutzungen oder Umbauten von Gebäudeteilen...
	e) die Voraussetzungen für vollständige oder teilweise Verbote der Herstellung von notwendigen und nicht notwendigen Stellplätzen auf bestimmte Teile des Gemeindegebiets oder bestimmte Fälle, soweit Gründe des Verkehrs oder städtebauliche Gründe dies ...
	5. die Gestaltung der Gemeinschaftsanlagen, der Lagerplätze, der Stellplätze für Kraftfahrzeuge, der Stellplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sowie über die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Höhe von Abgrenzungen oder Einfriedungen; h...
	6. die Begrünung von baulichen Anlagen sowie über die Gestaltung der Freiflächen von Baugrundstücken; dabei kann die Bepflanzung der Freiflächen mit Bäumen und Sträuchern geregelt oder allgemein oder für bestimmte Bereiche, wie Vorgärten, eine gärtne...
	7. andere als in § 6 vorgeschriebenen Tiefen der Abstandsflächen zur Wahrung der bauhistorischen Bedeutung oder der sonstigen erhaltenswerten Eigenart eines Gemeindeteiles,
	8. die Bestimmung, dass abweichend von § 2 Absatz 6 Satz 2 und Absatz 7 beide oberste Geschosse als Vollgeschoss gelten oder nur ein oberstes Geschoss als Vollgeschoss gilt.
	Übergangsvorschriften
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten


	top 6_ANLAGE_Begruendung _BremLBO
	Neufassung der Bremischen Landesbauordnung
	Zur Beschleunigung der Energiewende wird der Aufzählungskatalog der verfahrensfreien Vorhaben, der im Absatz 1 Nummer 3 Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 BremLBO e...
	Diese im Wesentlichen technischen Anlagen sind planungsrechtlich Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, denen allerdings keine bauordnungsrechtliche Relevanz beigemessen, so dass ein bauaufsichtliches Verfahren für deren Errichtung als nicht zielführe...
	Durch die Ausdehnung des Anwendungsbereichs nicht nur auf Nutzungsänderungen bestehender Gebäude, sondern auch auf damit verbundene geringfügige bauliche Änderungen sowie auf die temporäre Errichtung baulicher Anlagen soll auch die schnelle Errichtung...
	Die Kenntnisgabe an die Gemeinde ist in Anlehnung an die Vorgaben für Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 3 Satz 1 BremLBO an die Stelle zu richten, welche auf kommunaler Ebene für die Bauleitplanung zuständig ist. Diese Stelle soll die Informat...



